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Nachdem das am 20. Juni 1956 in New York zur Unterzeichnung aufgelegte Übereinkommen

über die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen im Ausland, welches also lautet:

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN ÜBER
DIE GELTENDMACHUNG
VON UNTERHALTSAN-
SPRÜCHEN IM AUSLAND

PRÄAMBEL
In Anbetracht der Dringlich-

keit einer Lösung des humani-
tären Problems, das sich aus der
Lage bedürftiger Personen er-
gibt, die hinsichtlich ihres
Unterhaltes auf im Ausland le-
bende Personen angewiesen
sind,

In Anbetracht dessen, daß die
Verfolgung oder Vollstreckung
von Unterhaltsansprüchen im
Ausland mit schwerwiegenden
rechtlichen und praktischen
Schwierigkeiten verbunden ist,
und

Entschlossen, dafür Sorge zu
tragen, daß diese Probleme ge-
löst und diese Schwierigkeiten
überwunden werden,

sind die Vertragschließenden
Teile wie folgt übereingekom-
men:

Artikel 1

GEGENSTAND DES ÜBER-
EINKOMMENS

(1) Dieses Übereinkommen
hat den Zweck, die Geltend-
machung eines Unterhaltsan-
spruches zu erleichtern, den eine
Person (Anspruchswerber), die
sich im Gebiet eines der Ver-
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tragschließenden Teile befindet,
gegen eine andere Person (An-
spruchsgegner), die der Ge-
richtsbarkeit eines anderen Ver-
tragschließenden Teiles unter-
steht, erheben zu können
glaubt. Dieser Zweck ist mit
Hilfe von Stellen zu erreichen,
die im folgenden als Übermitt-
lungs- und Empfangsstellen be-
zeichnet werden.

(2) Die in diesem Überein-
kommen vorgesehenen Möglich-
keiten des Rechtsschutzes treten
ergänzend zu den Möglichkei-
ten, die nach innerstaatlichem
oder internationalem Recht ge-
troffen werden können; sie
treten nicht an deren Stell:.

Artikel 2
BESTIMMUNG DER

STELLEN
(1) Jeder Vertragschließende

Teil hat im Zeitpunkt der Hin-
terlegung der Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde eine oder
mehrere Gerichts- oder Ver-
waltungsbehörden zu bestim-
men, die in seinem Gebiet als
Übermittlungsstellen tätig sein
sollen.

(2) Jeder Vertragschließende
Teil hat im Zeitpunkt der Hin-
terlegung der Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde eine öf-
fentliche oder private Stelle zu
bestimmen, die in seinem Gebiet
als Empfangsstelle tätig sein
soll.

(3) Jeder Vertragschließende
Teil hat die nach den Ab-
sätzen 1 und 2 vorgenommenen
Bestellungen sowie jede diesbe-
zügliche Änderung dem Gene-
ralsekretär der Vereinten Na-
tionen unverzüglich mitzutei-
len.

(4) Die Übermittlungs- und
Empfangsstellen dürfen mit den
Übermittlungs- und Empfangs-
stellen der anderen Vertrag-
schließenden Teile unmittelbar
verkehren.

Artikel 3
ANTRAGSTELLUNG BEI
DEN ÜBERMITTLUNGS-

STELLEN
(1) Befindet sich ein An-

spruchswerber im Gebiet eines
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Vertragschließenden Teilet (Staat
des Anspruchswerbers) und ist
der Anspruchsgegner der Ge-
richtsbarkeit eines anderen Ver-
tragschließenden Teiles (Staat
des Anspruchsgegners) unter-
worfen, so kann der An-
spruchswerber bei einer Über-
mittlungsstelle im Staate, in
dem er sich befindet, den An-
trag stellen, einen Unterhalts-
anspruch gegen den Anspruchs-
gegner geltend zu machen.

(2) Jeder Vertragschließende
Teil hat dem Generalsekretär
der Vereinten Nationen be-
kanntzugeben, welche Beweise
nach dem Recht des Staates der
Empfangsstelle zum Nachweis
von Unterhaltsansprüchen in
der Regel erforderlich sind, fer-
ner wie diese Beweise erbracht
werden und welche anderen Er-
fordernisse nach diesem Recht
erfüllt werden müssen.

(3) Dem Antrag sind alle er-
heblichen Urkunden anzuschlie-
ßen einschließlich einer etwa er-
forderlichen Vollmacht, welche
die Empfangsstelle ermächtigt,
in Vertretung des Anspruchs-
werbers tätig zu werden oder
eine andere Person hiefür zu be-
stellen. Dem Antrag ist auch ein
Lichtbild des Anspruchswerbers
und, wenn verfügbar, ein Licht-
bild des Anspruchsgegners an-
zuschließen.

(4) Die Übermittlungsstelle
hat alle angemessenen Schritte
zu unternehmen, um sicherzu-
stellen, daß die Erfordernisse
des im Staate der Empfangs-
stelle geltenden Rechtes erfüllt
werden; vorbehaltlich weiterer
Erfordernisse dieses Rechtes hat
der Antrag mindestens zu ent-
halten:

a) den vollen Vor- und Fa-
miliennamen, die Anschrift,
das Geburtsdatum, die Staats-
angehörigkeit und den Beruf
oder die Beschäftigung des
Anspruchswerbers sowie ge-
gebenenfalls den Namen und
die Anschrift seines gesetz-
lichen Vertreters;

b) den vollen Vor- und Fa-
miliennamen des Anspruchs-
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gegners und, soweit dem An-
spruchswerber bekannt, des-
sen Anschriften während der
letzten fünf Jahre, das Ge-
burtsdatum, die Staatsange-
hörigkeit und den Beruf oder
die Beschäftigung;

c) nähere Angaben über die
Gründe, auf die der Anspruch
gestützt wird, und über Art
und Höhe des geforderten
Unterhalts sowie andere
wichtige Angaben, insbeson-
dere über die finanziellen und
familiären Verhältnisse des
Anspruchswerbers und des
Anspruchsgegners.

Artikel 4

ÜBERSENDUNG DER
UNTERLAGEN

(1) Die Übermittlungsstelle
hat die Unterlagen der Emp-
fangsstelle des Staates des An-
spruchsgegners zu übersenden,
es sei denn, daß sie die Über-
zeugung gewinnt, der Antrag
sei mutwillig gestellt.

(2) Vor der Übersendung die-
ser Unterlagen hat sich die
Übermittlungsstelle davon zu
überzeugen, daß die Unterlagen
den im Staat des Anspruchswer-
bers geltenden Formvorschrif-
ten entsprechen.

(3) Die Übermittlungsstelle
kann für die Empfangsstelle
eine Äußerung darüber bei-
fügen, ob sie den Anspruch
sachlich für begründet hält; sie
kann auch empfehlen, dem An-
spruchswerber das Armenrecht
und die Befreiung von den
Kosten zu gewähren.

Artikel 5

ÜBERSENDUNG VON UR-
TEILEN UND ANDEREN
GERICHTLICHEN TITELN

(1) Die Übermittlungsstelle
hat auf Antrag des Anspruchs-
werbers unter Beachtung der
Vorschriften des Art. 4 endgül-
tige oder vorläufige Entschei-
dungen und andere gerichtliche
Titel zu übersenden, die der
Anspruchswerber bei einem zu-
ständigen Gericht eines der Ver-
tragschließenden Teile wegen
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der Leistung von Unterhalt er-
langt hat und, falb notwendig
und möglich, Abschriften von
Akten des Verfahrens, in dem
die Entscheidung ergangen ist.

(2) Die im vorhergehenden
Absatz erwähnten Entscheidun-
gen und gerichtlichen Titel kön-
nen anstelle oder in Ergänzung
der in Art. 3 genannten Ur-
kunden übersandt werden.

(3) Die im Art. 6 vorgesehe-
nen Verfahren können entspre-
chend dem Recht des Staates
des Anspruchsgegners entweder
ein Exequatur- oder Registrie-
rungsverfahren oder eine Klage
umfassen, die sich auf einen ge-
mäß Abs. 1 übersandten ge-
richtlichen Titel stützt.

Artikel 6

AUFGABEN DER
EMPFANGSSTELLE

(1) Die Empfangsstelle hat im
Rahmen der vom Anspruchs-
werber erteilten Ermächtigung
und in seiner Vertretung alle
geeigneten Schritte zur Gel-
tendmachung des Unterhalts-
anspruches zu unternehmen;
dazu gehört insbesondere eine
vergleichsweise Regelung des
Anspruches und, falls erforder-
lich, die Einleitung und Durch-
führung eines Unterhaltsver-
fahrens und die Vollstreckung
einer Entscheidung oder eines
anderen gerichtlichen Titels auf
Leistung von Unterhalt.

(2) Die Empfangsstelle hat die
Übermittlungsstelle auf dem
laufenden zu halten. Kann sie
nicht tätig werden, so hat sie
der Übermittlungsstelle die
Gründe hiefür mitzuteilen und
die Unterlagen zurückzustellen.

(3) Sofern dieses Überein-
kommen nichts anderes be-
stimmt, ist bei der Entschei-
dung aller Fragen, die sich aus
einer Klage oder einem Ver-
fahren auf Leistung von Unter-
halt ergeben, das Recht des
Staates des Anspruchsgegners
einschließlich des internationa-
len Privatrechtes dieses Staates
anzuwenden.
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Artikel 7

REGHTSHILFEERSUCHEN

Sind nach dem Recht der
beiden beteiligten Vertragschlie-
ßenden Teile Rechtshilfeersu-
chen vorgesehen, so sind fol-
gende Bestimmungen anzuwen-
den:

a) Ein Gericht, bei dem ein
Unterhaltsverfahren anhän-
gig ist, kann Rechtshilfe-
ersuchen, in denen um Auf-
nähme von Beweisen durch
Urkunden oder durch andere
Beweismittel ersucht wird,
entweder an das zuständige
Gericht des anderen Vertrag-
schließenden Teiles oder an
eine andere Behörde oder
Einrichtung stellen, die der
andere Vertragschließende
Teil, in dessen Gebiet das Er-
suchen ausgeführt werden
soll, bestimmt hat.

b) Um den Parteien die
Teilnahme oder die Vertre-
tung zu ermöglichen, hat die
ersuchte Behörde der betei-
ligten Empfangsstelle, Über-
mittlungsstelle und dem An-
spruchsgegner den Zeitpunkt
und den Ort der Durchfüh-
rung des Rechtshilfeersuchens
mitzustellen.

c) Rechtshilfeersuchen sind
mit möglichster Beschleuni-
gung auszuführen. Ist ein
Rechtshilfeersuchen nicht
innerhalb von vier Monaten
nach seinem Einlangen bei
der ersuchten Behörde ausge-
führt worden, so sind die
Günde für die unterlassene
Erledigung oder für die Ver-
zögerung der ersuchenden
Behörde mitzuteilen.

d) Für die Erledigung von
Rechtshilfeersuchen werden
Gebühren oder Kosten ir-
gendwelcher Art nicht erstat-
te t

e) Die Ausführung eines
Rechtshilfeersuchens darf nur
abgelehnt werden:
1. wenn die Echtheit des

Rechtshilfeersuchens nicht fest-
steht;
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2. wenn der Vertragschlie-
ßende Teil, in dessen Gebiet das
Rechtshilfeersuchen ausgeführt
werden soll, dessen Ausführung
für geeignet hält, seine Ho-
heitsrechte oder seine Sicherheit
zu gefährden.

Artikel 8

ÄNDERUNG VON ENT-
SCHEIDUNGEN

Die Vorschriften dieses Über-
einkommens gelten auch für
Anträge, die auf eine Abände-
rung von Unterhaltsentschei-
dungen gerichtet sind.

Artikel 9
BEFREIUNGEN UND
BEGÜNSTIGUNGEN

(1) In Verfahren nach diesem
Übereinkommen genießen die
Anspruchswerber gleiche Be-
handlung und dieselben Befrei-
ungen von der Bezahlung von
Kosten und Gebühren wie Be-
wohner oder Staatsangehörige
des Staates; in dem die Verfah-
ren anhängig sind:

(2) Die Anspruchswerber sind
nicht verpflichtet, wegen ihrer
Eigenschaft als Ausländer oder
wegen Fehlens eines inländi-
schen Aufenthaltes als Sicherheit
für die Kosten oder für sonstige
Zwecke eine Garantieerklärung
beizubringen oder eine Zahlung
oder Hinterlegung vorzuneh-
men.

(3) Die Übermittlungs- und
Empfangsstellen dürfen für die
auf Grund dieses Übereinkom-
mens geleisteten Dienste keine
Gebühren erheben.

Artikel 10

ÜBERWEISUNG VON GELD-
BETRÄGEN

Bestehen nach dem Recht
eines Vertragschließenden Teiles
Beschränkungen für die Über-
weisung von Geldbeträgen in
das Ausland, so hat dieser
Vertragschließende Teil Über-
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weisungen zur Erfüllung von
Unterhaltsansprüchen oder zur
Deckung von Auslagen für das
Verfahren nach diesem Über-
einkommen den größtmögli-
chen Vorrang zu gewähren.

Artikel 11

BUNDESSTAATSKLAUSEL

Bei Bundesstaaten oder Staa-
ten, die keine Einheitsstaaten
sind, sind folgende Bestimmun-
gen anzuwenden:

a) Artikel dieses Überein-
kommens, deren Durchfüh-
rung in die Zuständigkeit
der Gesetzgebung des Bundes
fällt, sind für die Bundes-
regierung gleichermaßen ver-
bindlich, wie für solche Ver-
tragsteile, die keine Bundes-
staaten sind;

b) Artikel dieses Überein-
kommens, deren Durchfüh-
rung in die Zuständigkeit der
Gesetzgebung der Gliedstaa-
ten, Provinzen oder Kantone
fällt, die nach der Bundesver-
fassung nicht zur Ergreifung
gesetzgeberischer Maßnahmen
verpflichtet sind, hat die Bun-
desregierung sobald als mög-
lich den zuständigen Behör-
den der Gliedstaaten, Pro-
vinzen oder Kantone befür-
wortend zur Kenntnis zu
bringen;

c) Ein Bundesstaat, der
Vertragspartner dieses Über-
einkommens ist, hat auf das
ihm vom Generalsekretär
übermittelte Ersuchen eines
anderen Vertragschließenden
Teiles bezüglich einzelner Be-
stimmungen des Überein-
kommens eine Darstellung
der gesetzlichen Vorschriften
und ihrer Anwendung inner-
halb des Bundes und seiner
Gliedstaaten zu übermitteln,
aus der ersichtlich ist, inwie-
weit diese Bestimmungen
durch gesetzgeberische oder
sonstige Maßnahmen wirk-
sam geworden sind.
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Artikel 12

TERRITORIALER
GELTUNGSBEREICH

Die Bestimmungen dieses
Übereinkommens sind auf Ge-
biete ohne Selbstregierung,
Treuhand- oder andere Gebiete,
für deren internationale Be-
ziehungen ein Vertragschließen-
der Teil verantwortlich ist, an-
zuwenden, wenn dieser nicht
anläßlich der Ratifikation dieses
Übereinkommens oder des Bei-
trittes zu diesem Übereinkom-
men erklärt hat, daß das Über-
einkommen auf eines oder
mehrere dieser Gebiete keine
Anwendung finden soll. Jeder
Vertragschließende Teil, der
eine solche Erklärung abgegeben
hat, kann zu einem späteren
Zeitpunkt durch eine an den
Generalsekretär zu richtende
Mitteilung die Anwendung des
Übereinkommens auf eines,
mehrere oder alle dieser Gebiete
ausdehnen.

Artikel 13

UNTERZEICHNUNG, RATI-
FIKATION U N D BEITRITT

(1) Dieses Übereinkommen
steht allen Mitgliedern der Ver-
einten Nationen, jedem Nicht-
mitgliedstaat, der dem Statut
des Internationalen Gerichts-
hofes beigetreten ist, der Mit-
glied einer SpezialOrganisation
ist oder der vom Wirtschafts-
und Sozialrat eingeladen wurde,
ein Vertragsteil dieses Überein-
kommens zu werden, bis
31. Dezember 1956 zur Unter-
zeichnung offen.

(2) Dieses Übereinkommen
ist zu ratifizieren. Die Ratifi-
kationsurkunden sind beim
Generalsekretär zu hinterlegen.

(3) Die im Abs. 1 angeführ-
ten Staaten können jederzeit
diesem Übereinkommen beitre-
ten. Die Beitrittsurkunden sind
beim Generalsekretär zu hinter-
legen.
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Artikel 14
INKRAFTRETEN

(1) Dieses Übereinkommen
tritt am dreißigsten Tag nach
dem Zeitpunkt der Hinter-
legung der dritten Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde gemäß
Art. 13 in Kraft.

(2) Für den Staat, der das
Übereinkommen nach der
Hinterlegung der dritten Rati-
fikations- oder Beitrittsurkunde
ratifiziert oder ihm beitritt,
tritt das Übereinkommen am
dreißigsten Tag nach dem Zeit-
punkt der Hinterlegung der
Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde dieses Staates in Kraft.

Artikel 15

KÜNDIGUNG

(1) Jeder Vertragsteil kann
dieses Übereinkommen durch
Mitteilung an den General-
sekretär kündigen. Die Kündi-
gung kann sich auch auf einige
oder alle der in Art. 12 erwähn-
ten Gebiete beziehen.

(2) Die Kündigung wird ein
Jahr nach dem Eingang dieser
Mitteilung beim Generalsekre-
tär wirksam. Fälle, die zur Zeit
des Wirksamwerdens, der Kün-
digung anhängig sind, bleiben
davon unberührt.

Artikel 16

SCHLICHTUNG VON
STREITIGKEITEN

Entsteht zwischen den Ver-
tragschließenden Teilen über die
Auslegung oder Anwendung
des Übereinkommens ein Streit
und kann dieser Streitfall nicht
auf andere Weise beigelegt wer-
den, so ist dieser dem Inter-
nationalen Gerichtshof zu
unterbreiten. Der Streitfall ist
entweder durch die Mitteilung
einer dahingehenden Verein-
barung oder durch einen ein-
seitigen Antrag einer der Streit-
parteien beim Gerichtshof an-
hängig zu machen.
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Artikel 17

VORBEHALTE

(1) Macht ein Staat im Zeit-
punkt der Ratifikation oder des
Beitritts zu einem der Artikel
dieses Übereinkommens einen
Vorbehalt, so hat der General-
sekretär den Wortlaut des Vor-
behaltes, allen Staaten, die Ver-
tragsteile dieses Übereinkom-
mens sind, sowie den anderen
in Art. 13 erwähnten Staaten
mitzuteilen. Jeder Vertrag-
schließende Teil, der dem Vor-
behalt widerspricht, kann inner-
halb von neunzig Tagen vom
Zeitpunkt der Mitteilung an
dem Generalsekretär bekannt-
geben, daß er den Vorbehalt
nicht anerkennt. Das Überein-
kommen tritt dann zwischen
dem Staat, der widersprochen
hat, und dem Staat, der den
Vorbehalt gemacht hat, nicht in
Kraft. Jeder später beitretende
Staat kann eine solche Erklä-
rung bei seinem Beitritt abge-
ben.

(2) Ein Vertragschließender
Teil kann einen vorher gemach-
ten Vorbehalt jederzeit zurück-
ziehen. Die Zurückziehung ist
dem Generalsekretär mitzutei-
len.

Artikel 18

GEGENSEITIGKEIT

Ein Vertragschließender Teil
darf sich gegenüber einem ande-
ren Vertragschließenden Teil
nur insoweit auf dieses Über-
einkommen berufen, als er
selbst durch das Übereinkom-
men gebunden ist.

Artikel 19

MITTEILUNGEN DES
GENERALSEKRETÄRS

(1) Der Generalsekretär ver-
ständigt alle Mitglieder der
Vereinten Nationen und die in
Art. 13 bezeichneten Nichtmit-
gliedstaaten von:

a) Mitteilungen gemäß
A r t 2 Abs. 3;
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b) einer Mitteilung gemäß
Art 3 Abs. 2;

c) Erklärungen und Mittei-
lungen gemäß Art. 12;

d) Unterzeichnungen, Rati-
fikationen und Beitritten ge-
mäß Art. 13;

e) dem Zeitpunkt, an dem
dieses Übereinkommen ge-
mäß Art. 14 Abs. 1 in Kraft
getreten ist;

f) Kündigungen gemäß
Art. 15 Abs. 1;

g) Vorbehalten und Mit-
teilungen gemäß Art. 17.

(2) Der Generalsekretär ver-
ständigt ebenso alle Vertrag-
schließenden Teile von Revi-
sionsanträgen und den Antwor-
ten darauf, die gemäß Art. 20
eingegangen sind.

Artikel 20

REVISION

(1) Jeder Vertragschließende
Teil kann jederzeit durch eine
an den Generalsekretär gerich-
tete Mitteilung die Revision
dieses Abkommens beantragen.

(2) Der Generalsekretär über-
mittelt den Antrag jedem der
Vertragschließenden Teile mit
dem Ersuchen, innerhalb von
vier Monaten mitzuteilen, ob
der Zusammentritt einer Kon-
ferenz zur Beratung der vorge-
schlagenen Revision gewünscht
wird. Spricht sich die Mehrheit
der Vertragschließenden Teile
für. den Znsammentritt einer
Konferenz aus, so wird sie vom
Generalsekretär einzuberufen
sein.

Artikel 21

SPRACHEN U N D HINTER-
LEGUNG DES ÜBEREIN-

KOMMENS

Das Original dieses Überein-
kommens, dessen chinesischer,



78. Stück — Ausgegeben am 3. September 1969 — Nr. 316 1669

englischer, französischer, russi-
scher und spanischer Text in
gleicher Weise authentisch ist,
wird beim Generalsekretär hin-
terlegt, der allen in Art. 13
erwähnten Staaten beglaubigte
Ausfertigungen übermittelt.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die ge-
wissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz, vom Bundesminister für Finanzen
und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel
der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 24. März 1969

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Justiz:
Klecatsky

Der Bundesminister für Finanzen:
Koren

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Waldheim

Die österreichische Ratifikationsurkunde ist am
16. Juli 1969 beim Generalsekretär der Vereinten
Nationen hinterlegt worden. Das vorliegende
Übereinkommen tritt daher gemäß seinem Arti-
kel 14 Absatz 2 für Österreich am 15. August
1969 in Kraft.

Derzeit gehören dem Übereinkommen fol-
gende weitere Staaten an: Belgien, Brasilien,
Ceylon, Chile, China, Dänemark, Bundesrepublik
Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Guatemala, Haiti, Heiliger Stuhl, Israel, Italien,
Jugoslawien, Marokko, Monaco, Niederlande,
Niger, Norwegen, Obervolta, Pakistan, Philippi-
nen, Polen, Portugal, Schweden, Spanien,
Tschechoslowakei, Tunesien, Ungarn, Zentral-
afrikanische Republik.

Bei Unterzeichnung des Übereinkommens oder
anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations-
oder Beitrittsurkunden haben die angeführten

Staaten folgende Vorbehalte erklärt oder folgende
Erklärungen abgegeben:

Frankreich

a) Das Übereinkommen gilt für die Gebiete
der Französischen Republik, und zwar für
die Departements des Mutterlandes, die
Départements Algeriens, die Départements
der Oasen und von Saoura, die Départe-
ments Guadeloupe, Guayana, Martinique
und Réunion und für die Überseegebiete
(St. Pierre und Miquelon, Französisch-
Somaliland, Komoren, Neu-Kaledonien und
abhängige Gebiete, und Französisch-Poly-
nesien);

b) sein Geltungsbereich kann durch spätere
Notifikation auf die anderen Staaten der
Gemeinschaft oder auf einen oder mehrere
dieser Staaten ausgedehnt werden.
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Israel

Artikel 5:

Die Übermittlungsstelle hat gemäß Absatz 1
endgültige oder vorläufige Entscheidungen und
andere gerichtliche Titel zu übersenden, die der
Anspruchswerber bei einem zuständigen Gericht
Israels wegen der Leistung von Unterhalt erlangt
hat und, falls notwendig und möglich, Abschrif-
ten von Akten des Verfahrens, in dem die Ent-
scheidung ergangen ist.

Artikel 10:

Israel behält sich das Recht vor,

a) die notwendigen Maßnahmen zur Verhin-
derung der Überweisung von Geldbeträgen
gemäß diesem Artikel für andere Zwecke
als für in gutem Glauben geleistete Zah-
lungen auf Grund bestehender Unterhalts-
verpflichtungen zu ergreifen;

b) die nach diesem Artikel zu überweisenden
Beträge auf das für den Unterhalt not-
wendige Ausmaß zu beschränken.

Niederlande

Die Regierung des Königreiches erklärt folgen-
den Vorbehalt zu Artikel 1 des Übereinkom-
mens: die Geltendmachung von Unterhaltsan-
sprüchen wird auf Grund dieses Artikels nicht
erleichtert, wenn sich sowohl der Anspruchs-
werber als auch der Anspruchsgegner in den
Niederlanden beziehungsweise in Surinam, auf
den Niederländischen Antillen oder in Nieder-
ländisch-Neu Guinea aufhalten und auf Grund
des Gesetzes über die Unterstützung Mittelloser
(Assistance to the Needy Act — Loi sur
l'Assistance des Pauvres) die Unterstützung be-
willigt oder ähnliche Vorkehrungen getroffen
wurden, mit Rücksicht auf die besonderen Um-
stände in dem betreffenden Fall diese Unter-
stützungsbeträge beim Anspruchsgegner im all-
gemeinen jedoch uneinbringlich waren.

Das Übereinkommen ist vorläufig nur für das
Königreich der Niederlande in Europa ratifiziert
worden. Falls die Anwendung des Übereinkom-
mens gemäß Artikel 12 zu irgendeinem Zeitpunkt
auf die außerhalb Europas gelegenen Teile des
Königreiches ausgedehnt wird, wird dies dem
Generalsekretär entsprechend mitgeteilt werden.
In diesem Fall wird die Mitteilung jeden bezüg-
lich dieser Teile des Königreiches allenfalls er-
klärten Vorbehalt enthalten.

Schweden

Artikel 1:

Schweden behält sich das Recht vor, auf die
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen gegen
eine Person, die nach Schweden als politischer
Flüchtling gelangt ist, gerichtete Rechtshilfe-
ersuchen abzulehnen, sofern es die Umstände
im konkreten Fall notwendig erscheinen lassen.

Artikel 9:

Sofern das Verfahren in Schweden anhängig ist,
werden die in Artikel 9 Abätze 1 und 2 vorge-
sehenen Begünstigungen und Befreiungen von
der Bezahlung von Kosten nur Staatsangehörigen
eines anderen Mitgliedstaates dieses Überein-
kommens oder in einem solchen Staat wohn-
haften Staatenlosen oder jeder anderen Person
gewährt, die diese Vorteile auf Grund eines
mit dem Staat, dessen Staatsangehörige sie ist,
geschlossenen Abkommens auf jeden Fall genießt.

Tunesien

(1) Im Ausland wohnhafte Personen können
die im Übereinkommen vorgesehenen Vorteile
nur dann beanspruchen, wenn sie auf Grund
der in Tunesien geltenden Vorschriften über
Wechselkurse und Devisen als eines inländischen
Aufenthaltes ermangelnd angesehen werden.

(2) Streitigkeiten können dem Internationalen
Gerichtshof nur mit Zustimmung aller Streit-
parteien unterbreitet werden.

Klaus
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3 1 7 . Bundesgesetz vom 22. Jänner 1969
zur Durchführung des Übereinkommens
vom 20. Juni 1956 über die Geltendmachung

von Unterhaltsansprüchen im Ausland

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

Geltendmachung des Anspruches

§ 1. Personen, die im Inland ihren Aufenthalt
haben, sind berechtigt, zur Geltendmachung von
Unterhaltsansprüchen nach dem Artikel 1 des
Übereinkommens vom 20. Juni 1956, BGBL
Nr. 316/1969, über die Geltendmachung von Un-
terhaltsansprüchen im Ausland in einem diesem
Übereinkommen angehörenden Staate die Ver-
mittlung der inländischen Gerichte als Übermitt-
lungsstellen nach den folgenden Bestimmungen in
Anspruch zu nehmen.

Zuständigkeit der Übermittlungsstelle

§ 2. (1) Als Übermittlungsstelle ist das zur
Ausübung der Gerichtsbarkeit in bürgerlichen
Rechtssachen berufene Bezirksgericht zuständig,
in dessen Sprengel der Anspruchswerber seinen
gewönlichen Aufenthalt, bei Fehlen eines solchen
im Inland seinen Aufenthalt hat; ist der An-
spruchswerber nicht eigenberechtigt, so ist auch
das Bezirksgericht zuständig, in dessen Sprengel
der gesetzliche Vertreter des Anspruchswerbers
seinen gewöhnlichen Aufenthalt (Sitz), bei Fehlen
eines solchen im Inland seinen Aufenthalt hat.

(2) In Wien ist als Übermittlungsstelle für die
Bezirke I bis XX das Bezirksgericht Innere Stadt
Wien, für die Bezirke XXI und XXII das Be-
zirksgericht Floridsdorf und für den XXIIL Be-
zirk das Bezirksgericht Liesing zuständig.

Inhalt des Antrages

§ 3. (1) Anträge, mit denen Ansprüche im
Sinne des § 1 geltend gemacht werden, sind
schriftlich anzubringen oder zu Protokoll zu
geben.

(2) Der Antrag hat die für die Geltendmachung
des Unterhaltsanspruches erforderlichen Angaben
zu enthalten, und zwar mindestens

1. Angaben über den Anspruchswerber: Vor-
namen und Familienname, Anschrift, Geburts-
daten, Staatsangehörigkeit, Beruf oder Beschäfti-
gung, gegebenenfalls Namen (Bezeichnung) und
Anschrift des gesetzlichen Vertreters;

2. Angaben über den Anspruchsgegner: Vor-
namen und Familienname, Anschrift und, soweit
dem Anspruchswerber bekannt, auch die An-
schriften während der letzten fünf Jahre, Ge-
burtsdaten, Staatsangehörigkeit, Beruf oder Be-
schäftigung;

3. Angaben über den Anspruch: Grand des
Anspruches, Art und Höhe des geforderten Un-
terhaltes, sonstige erhebliche Angaben, zum Bei-
spiel finanzielle und familiäre Verhältnisse des
Anspruchswerbers und des Anspruchsgegners, Be-
zeichnung der Beweismittel, Umfang und Rechts-
grundlage allfälliger früherer Unterhaltsleistun-
gen.

(3) Dem Antrag sind alle Unterlagen anzu-
schließen, die für die Geltendmachung des An-
spruches von Bedeutung sind. Dazu gehören ins-
besondere

1. eine Vollmacht, mit der die Empfangsstelle
ermächtigt wird, in Vertretung des Anspruchs-
werbers tätig zu werden oder eine andere Person
hiefür zu bestellen;

2. ein Lichtbild des Anspruchswerbers und,
wenn verfügbar, ein Lichtbild des Anspruchs-
gegners;

3. ein Zeugnis zur Erlangung des Armenrechtes,
wenn das Armenrecht beantragt wird.

Prüfung und Weiterleitung des Antrages

§ 4. (1) Die Übermittlungsstelle hat zu prüfen,
ob der Antrag und die Beilagen den Erforder-
nissen des § 3 entsprechen; Übersetzungen und
Beglaubigungen sind nicht erforderlich.

(2) Die Übermittlungsstelle hat den Antrag
und die Beilagen an die ausländische Empfangs-
stelle im Wege des Bundesministeriums für Justiz
weiterzuleiten; dieser Weg ist auch für den wei-
teren Verkehr mit der ausländischen Empfangs-
stelle einzuhalten.

(3) Hält die Übermittlungsstelle den Antrag
für mutwillig, so hat sie die Wetterleitung mit
Beschluß abzulehnen; gegen diesen Beschluß ist
der Rekurs nach den Bestimmungen der Zivil-
prozeßordnung zulässig.

Geltendmachung vollstreckbarer Ansprüche

§ 5. Die Bestimmungen der §§ 1 bis 4 sind
sinngemäß anzuwenden, wenn auf Grund eines
aus einem dem Übereinkommen angehörenden
Staat stammenden vollstreckbaren Titels die
Vollstreckung in einem dieser Staaten eingeleitet
werden soll. In diesem Fall ist auch eine voll-
streckbare Ausfertigung des Titels anzuschließen.

ABSCHNITT II

Empfangsstelle

§ 6. (1) Empfangsstelle für Anträge im Sinne
des Übereinkommens, die aus einem dem Über-
einkommen angehörenden Staat einlangen, ist das
Bundesministerium für Justiz. Dieses hat die An-
träge und deren Beilagen erforderlichenfalls über-



1672 78. Stück — Ausgegeben am 3. September 1969 — Nr. 317

setzen zu lassen und notwendige Ergänzungen
und Verbesserungen im Wege der ausländischen
Übermittlungsstelle zu veranlassen. Die Kosten
der Übersetzung hat der Bund zu tragen.

(2) Das Bundesministerium für Justiz hat so-
dann den Antrag und die Beilagen dem Vorsteher
des für die Geltendmachung des Anspruches
(Abs. 3) oder für die Bewilligung der Exekution
(Abs. 4) zuständigen Gerichtes zu übersenden.

(3) Der Vorsteher des Gerichtes hat einen
Bediensteten dieses Gerichtes oder einen dort
tätigen Rechtspraktikanten zum Vertreter des
Anspruchswerbers zu bestellen und die Akten
an den zur Durchführung des Verfahrens zu-
ständigen Richter weiterzuleiten. Dieser hat vor-
erst den bestellten Vertreter des Anspruchswer-
bers und den Anspruchsgegner zum Zwecke des
Vergleichsversuches zu laden. Kommt ein Ver-
gleich nicht zustande, so hat der Richter einen
Rechtsanwalt zum Zwecke der Geltendmachung
des Anspruches und zur Vertretung des An-
spruchswerbers im Verfahren einschließlich des
Exekutionsverfahrens zu bestellen. Die Auswahl
des Rechtsanwaltes obliegt dem Ausschuß der
Rechtsanwaltskammer. Der Rechtsanwalt bedarf
keiner Vollmacht; er ist zu allen im § 31 der
Zivilprozeßordnung angeführten Prozeßhand-
lungen ermächtigt. Er hat die Rechte und Pflich-
ten eines Armenvertreters, doch bedarf er zum
Abschluß eines Vergleiches nicht der Zustimmung
des Anspruchswerbers. Die Kosten des Rechts-
anwaltes hat der Anspruchswerber vorläufig selbst
zu tragen, sofern er nicht das Armenrecht ge-
nießt.

(4) Kann auf Grund der übersendeten Unter-
lagen der Anspruch ohne Durchführung eines
Verfahrens nach Abs. 3 im Inland vollstreckt
werden, so hat der Vorsteher des zur Bewilligung
der Exekution zuständigen Gerichtes den Antrag
an den zuständigen Richter weiterzuleiten. Dieser
hat zur Vertretung des Anspruchswerbers einen
Rechtsanwalt zu bestellen (Abs, 3).

(5) Der Vorsteher des Gerichtes hat dem
Bundesministerium für Justiz über die von ihm
getroffenen Maßnahmen und vom Ergebnis des
Verfahrens zu berichten. Das Bundesministerium
für Justiz hat die ausländische Übermittlungs-
stelle vom Stand des Verfahrens in angemes-
senen Zeitabständen unmittelbar zu verständigen.
Kann ein Verfahren nicht eingeleitet werden,
so hat das Bundesministerium für Justiz die
ausländische Übermittlungsstelle hievon unter
Angabe der Gründe zu benachrichtigen und den
Antrag samt Beilagen zurückzusenden.

ABSCHNITT III

Rechtshilfeersuchen

§ 7. Für die Erledigung eines Rechtshilfeer-
suchens, das an ein inländisches Gericht gestellt

wird und aus dem sich ergibt, daß es ein bei
einem ausländischen Gericht eingeleitetes Ver-
fahren betrifft, für das das Übereinkommen vom
20. Juni 1956, BGBL Nr. 316/1969, über die Gel-
tendmachung von Unterhaltsansprüchen im Aus-
land gilt, sind die sonst für den Rechtshilfever-
kehr bestehenden Vorschriften mit folgenden
Besonderheiten anzuwenden:

1. Das ersuchte Gericht hat die beteiligte Emp-
fangsstelle und Übermittlungsstelle sowie die Par-
teien von Zeit und Ort der durchzuführenden
Rechtshilfehandlung unmittelbar durch die Post
mit eingeschriebenem Brief rechtzeitig zu ver-
ständigen.

2. Kann einem Rechtshilfeersuchen nicht inner-
halb von vier Monaten nach seinem Einlangen
bei dem ersuchten Gericht entsprochen werden,
so ist dem Bundesministerium für Justiz unter
Anführung der Gründe, gegebenenfalls unter An-
schluß der Akten, zu berichten. Das Bundes-
ministerium für Justiz hat hievon die ersuchende
Behörde zu verständigen.

3. Für die Erledigung eines Rechtshilfeer-
suchens kann das ersuchte Gericht von der er-
suchenden Behörde keine Gebühren und Kosten
verlangen.

4. Die Rechtshilfe ist nur zu verweigern, wenn
a) die Echtheit des Ersuchens nicht feststeht

oder
b) durch sie die Hoheitsrechte oder die staat-

liche Sicherheit gefährdet würden.

Änderung von Entscheidungen

§ 8. Die Bestimmungen der §§ 1 bis 7 gelten
sinngemäß, wenn die Erhöhung oder die Herab-
setzung des Unterhaltes begehrt wird.

Befreiungen und Begünstigungen

§ 9. (1) Anspruchswerbern, die nicht öster-
reichische Staatsbürger sind, ist in Verfahren nach
diesem Bundesgesetz das Armenrecht unter den-
selben Voraussetzungen wie Inländern zu be-
willigen; sie sind von der Pflicht zur Sicherheits-
leistung für Prozeßkosten befreit.

(2) Bestimmungen, nach denen Bevollmächtigte
oder gesetzliche Vertreter für Gerichtsgebühren
und Ausfertigungskosten haften, sind nicht anzu-
wenden.

(3) Für die Geltendmachung des Anspruches
bei der Übermittlungsstelle und für die Tätigkeit
des Bundesministeriums für Justiz als. Empfangs-
stelle sind keine Gebühren zu entrichten.

Überweisung von Geldbeträgen

§ 10. Sind zur Erfüllung von Unterhaltsan-
sprüchen oder zur Zahlung von Verfahrens-
kosten nach dem Übereinkommen vom 20. Juni
1956, BGBl. Nr. 316/1969, über die Geltend-
machung von Unterhaltsansprüchen im Ausland
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Geldbeträge in einen dem Übereinkommen ange-
hörenden Staat zu überweisen, so gilt hiefür Ar-
tikel 10 dieses Übereinkommens.

ABSCHNITT IV

Schlußbestimmungen

§ 11. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem
Tage in Kraft, mit dem das Übereinkommen
vom 20. Juni 1956, BGBL Nr. 316/1969, über die
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen im
Ausland für die Republik Österreich wirksam
wird.

(2) Dieses Bundesgesetz schließt die Anwen-
dung anderer zwischenstaatlicher Vereinbarungen
oder Übungen, nach denen Unterhaltsansprüche
geltend gemacht werden können, nicht aus.

§ 12. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist das Bundesministerium für Justiz, hin-
sichtlich der Bestimmungen des § 9 Abs. 3 und
des § 10 das Bundesministerium für Justiz im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Klecatsky Koren

318.
Nachdem das am 24. April 1963 in Wien zur Unterzeichnung aufgelegte Wiener Überein-

kommen über konsularische Beziehungen mit dem Fakultativprotokoll über die obligatorische Bei-
legung von Streitigkeiten, welches also lautet:

(Übersetzung)

WIENER ÜBEREIN-
KOMMEN ÜBER KONSU-

LARISCHE BEZIEHUN-
GEN

Die Vertragsstaaten dieses
Übereinkommens,

eingedenk dessen, daß zwi-
schen den Völkern von alters
her konsularische Beziehungen
aufgenommen worden sind,

in Anbetracht der in der Sat-
zung der Vereinten Nationen
verkündeten Ziele und Grund-
sätze in bezug auf die souveräne
Gleichheit der Staaten, die Wah-
rung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit sowie
auf die Förderung freundschaft-
licher Beziehungen zwischen den
Nationen,

in der Erwägung, daß die
Konferenz der Vereinten Natio-
nen über die diplomatischen Be-
ziehungen und Immunitäten
das Wiener Übereinkommen
über diplomatische Beziehungen
angenommen hat, das am
18. April 1961 zur Unterzeich-
nung aufgelegt worden ist,

überzeugt, daß ein internatio-
nales Übereinkommen über kon-
sularische Beziehungen, Vor-
rechte und Immunitäten eben-
falls geeignet ist, ungeachtet der
unterschiedlichen Verfassungs-



1674 78. Stück — Ausgegeben am 3. September 1969 — Nr. 318

und Sozialordnungen der Natio-
nen zur Entwicklung freund-
schaftlicher Beziehungen zwi-
schen ihnen beizutragen,

in der Erkenntnis, daß diese
Vorrechte und Immunitäten
nicht dem Zweck dienen, ein-
zelne zu bevorzugen, sondern
zum Ziel haben, den konsulari-
schen Vertretungen die wirk-
same Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben im Namen ihres Staates
zu gewährleisten,

unter Bekräftigung des Grund-
satzes, daß die Regeln des Völ-
kergewohnheitsrechts auch wei-
terhin für alle Fragen gelten, die
nicht ausdrücklich in diesem
Übereinkommen geregelt sind,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Überein-
kommens haben die nachstehen-
den Ausdrücke folgende Bedeu-
tung:

a) der Ausdruck „konsulari-
sche Vertretung" bezeich-
net jedes Generalkonsulat,
Konsulat, Vizekonsulat
und jede Konsularagentur;

b) der Ausdruck „Konsular-
bezirk" bezeichnet das
einer konsularischen Ver-
tretung für die Wahrneh-
mung konsularischer Auf-
gaben zugeteilte Gebiet;

c) der Ausdruck „Leiter der
konsularischen Vertre-
tung" bezeichnet eine Per-
son, die beauftragt ist, in
dieser Eigenschaft tätig zu
sein;

d) der Ausdruck „Konsul"
bezeichnet jede in dieser
Eigenschaft mit der Wahr-
nehmung konsularischer
Aufgaben beauftragte Per-
son einschließlich des Lei-
ters der konsularischen
Vertretung;

e) der Ausdruck „Bedienste-
ter des Verwaltungs- oder
technischen Personals" be-
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zeichnet jede in dieser
Eigenschaft in der konsula-
rischen Vertretung be-
schäftigte Person;

f) der Ausdruck „Mitglied
des dienstlichen Hausper-
sonals" bezeichnet jede als
Hausbediensteter bei einer
konsularischen Vertretung
beschäftigte Person;

g) der Ausdruck „Mitglieder
der konsularischen Vertre-
tung" bezeichnet die Kon-
suln, die Bediensteten des
Verwaltungs- oder techni-
schen Personals und die
Mitglieder des dienstlichen
Hauspersonals;

b) der Ausdruck „Mitglieder
des konsularischen Perso-
nals" bezeichnet die Kon-
suln mit Ausnahme des
Leiters der konsularischen
Vertretung, die Bedienste-
ten des Verwaltungs- oder
technischen Personals und
die Mitglieder des dienst-
lichen Hauspersonals;

i) der Ausdruck „Mitglied
des Privatpersonals" be-
zeichnet eine ausschließlich
im privaten Dienst eines
Mitglieds der konsulari-
schen Vertretung beschäf-
tigte Person;

j) der Ausdruck „konsula-
rische Räumlichkeiten" be-
zeichnet ungeachtet der
Eigentumsverhältnisse die
Gebäude oder Gebäude-
teile und das dazugehören-
de Gelände, die ausschließ-
lich für die Zwecke der
konsularischen Vertretung
benützt werden;

k) der Ausdruck „konsula-
rische Archive" umfaßt
alle Papiere, Schriftstücke,
Korrespondenzen, Bücher,
Filme, Tonbänder und Re-
gister der konsularischen
Vertretung sowie die
Schlüsselmittel und Chif-
friergeräte, die Karteien
und die zum Schutz oder
zur Aufbewahrung der-
selben bestimmten Ein-
richtungsgegenstände.
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(2) Die Konsuln sind in zwei
Kategorien eingeteilt: Berufs-
konsuln und Honorarkonsuln.
Kapitel II gilt für die von Be-
rufskonsuln geleiteten und Ka-
pitel III für die von Honorar-
konsuln geleiteten konsulari-
schen Vertretungen.

(3) Die Sonderstellung der
Mitglieder konsularischer Ver-
tretungen, die Angehörige des
Empfangsstaats oder dort stän-
dig ansässig sind, ist in Arti-
kel 71 geregelt,

KAPITEL L KONSULARI-
SCHE BEZIEHUNGEN IM

ALLGEMEINEN

ABSCHNITT I AUFNAHME
UND PFLEGE KONSULARI-

SCHER BEZIEHUNGEN

Artikel 2

Aufnahme konsularischer Bezie-
hungen

(1) Die Aufnahme konsulari-
scher Beziehungen zwischen
Staaten erfolgt in gegenseitigem
Einvernehmen.

(2) Die Zustimmung zur Auf-
nahme diplomatischer Beziehun-
gen zwischen zwei Staaten
schließt, sofern keine gegen-
teilige Feststellung getroffen
wird, die Zustimmung zur Auf-
nahme konsularischer Beziehun-
gen ein.

(3) Der Abbruch diplomati-
scher Beziehungen ha: nicht
ohne weiteres den Abbruch kon-
sularischer Beziehungen zur
Folge.

Artikel 3

Wahrnehmung konsularischer
Aufgaben

Die konsularischen Aufgaben
werden von konsularischen Ver-
tretungen wahrgenommen. Sie
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werden auch von diplomatischen
Missionen nach Maßgabe dieses
Übereinkommens wahrgenom-
men.

Artikel 4

Errichtung einer konsularischen
Vertretung

(1) Eine konsularische Vertre-
tung kann im Hoheitsgebiet des
Empfangsstaats nur mit dessen
Zustimmung errichtet werden.

(2) Sitz, Rang und Konsular-
bezirk der konsularischen Ver-
tretung werden vom Entsende-
staat bestimmt und bedürfen
der Genehmigung des Empfangs-
staats.

(3) Spätere Änderungen des Sit-
zes, des Ranges oder des Kon-
sularbezirks der konsularischen
Vertretung kann der Entsende-
staat nur mit Zustimmung des
Empfangsstaats vornehmen.

(4) Die Zustimmung des Emp-
fangsstaats ist ebenfalls erforder-
lich, wenn ein Generalkonsulat
oder ein Konsulat an einem an-
deren Ort als demjenigen, wo
es selbst errichtet ist, ein Vize-
konsulat oder eine Konsular-
agentur zu eröffnen wünscht.

(5) Die ausdrückliche und vor-
herige Zustimmung des Emp-
fangsstaats ist ferner erforder-
lich, wenn an einem anderen
Ort ab am Sitz einer bestehen-
den konsularischen Vertretung
ein zu dieser gehörendes Büro
eröffnet werden soll.

Artikel 5

Konsularische Aufgaben

Die konsularischen Aufgaben
bestehen darin,

a) die Interessen des Ent-
sendestaats sowie seiner
Angehörigen, und zwar
sowohl natürlicher als auch
juristischer Personen, im
Empfangsstaat innerhalb
der völkerrechtlich zuläs-
sigen Grenzen zu schützen;

b) die Entwicklung kommer-
zieller, wirtschaftlicher,
kultureller und wissen-
schaftlicher Beziehungen
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zwischen dem Entsende-
staat und dem Empfangs-
staat zu fördern und zwi-
schen ihnen auch sonst
nach Maßgabe dieses Über-
einkommens freundschaft-
liche Beziehungen zu pfle-
gen;

c) sich mit allen rechtmäßi-
gen Mitteln über Verhält-
nisse und Entwicklungen
im kommerziellen, wirt-
schaftlichen, kulturellen und
wissenschaftlichen Leben
des Empfangsstaats zu
unterrichten, an die Re-
gierung des Entsendestaats
darüber zu berichten und
interessierten Personen
Auskünfte zu erteilen;

d) den Angehörigen des Ent-
sendestaats Pässe und
Reisasusweise und den
Personen, die sich in den
Entsendestaat zu begeben
wünschen, Sichtvermerke
oder entsprechende Ur-
kunden auszustellen;

e) den Angehörigen des Ent-
sendestaats, und zwar so-
wohl natürlichen als auch
juristischen Personen,
Hilfe und Beistand zu lei-
sten;

f) notarielle, standesamtliche
und ähnliche Befugnisse
auszuüben sowie be-
stimmte Verwaltungsauf-
gaben wahrzunehmen, so-
weit die Gesetze und son-
stigen Rechtsvorschriften
des Empfangsstaats dem
nicht entgegenstehen;

g) bei Nachlaßsachen im Ho-
heitsgebiet des Empfangs-
staats die Interessen von
Angehörigen des Ent-
sendestaats, und zwar so-
wohl natürlicher als auch
juristischer Personen, nach
Maßgabe der Gesetze und
sonstigen Rechtsvorschrif-
ten des Empfangsstaats zu
wahren;

b) im Rahmen der Gesetze
und sonstigen Rechtsvor-
schriften des Empfangs-
staats die Interessen min-
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derjähriger und anderer
nicht voll handlungsfähi-
ger Angehöriger des Ent-
sendestaats zu wahren, ins-
besondere wenn für sie
eine Vormundschaft oder
Pflegschaft erforderlich ist;

i) vorbehaltlich der im Emp-
fangsstaat geltenden Ge-
pflogenheiten und Verfah-
ren die Angehörigen des
Entsendestaats vor den
Gerichten und anderen Be-
hörden des Empfangsstaats
zu vertreten oder für ihre
angemessene Vertretung
zu sorgen, um entspre-
chend den Gesetzen und
sonstigen Rechtsvorschrif-
ten des Empfangsstaats
vorläufig Maßnahmen zur
Wahrung der Rechte und
Interessen dieser Staatsan-
gehörigen zu erwirken,
wenn diese wegen Ab-
wesenheit oder aus einem
anderen Grund ihre
Rechte und Interessen
nicht selbst rechtzeitig
verteidigen können;

j) gerichtliche und außerge-
richtliche Urkunden zu
übermitteln und Rechts-
hilfeersuchen zu erledigen,
soweit dies geltenden in-
ternationalen Überein-
künften entspricht oder,
in Ermangelung solcher,
mit den Gesetzen und son-
stigen Rechtsvorschriften
des Empfangsstaats ver-
einbar ist;

k) die in den Gesetzen und
sonstigen Rechtsvorschrif-
ten des Entsendestaats vor-
gesehenen Rechte zur
Kontrolle und Aufsicht
über die See- und Binnen-
schiffe, welche die Staats-
zugehörigkeit des Entsen-
destaats besitzen, und über
die in diesem Staat regi-
strierten Luftfahrzeuge
sowie über die Besatzun-
gen dieser Schiffe und
Luftfahrzeuge auszuüben;
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l) den unter Buchstabe k be-
zeichneten Schiffen und
Luftfahrzeugen sowie
ihren Besatzungen Hilfe
zu leisten, Erklärungen
über die Reise dieser
Schiffe entgegenzunehmen,
Schiffspapiere zu prüfen
und zu stempeln, unbe-
schadet der Befugnisse der
Behörden des Empfangs-
staats Erhebungen über
Vorfälle während der
Reise durchzuführen und,
soweit dies nach den Ge-
setzen und sonstigen
Rechtsvorschriften des
Entsendestaats zulässig ist,
Streitigkeiten jeder Art
zwischen Kapitän, Offizie-
ren und Mannschaften bei-
zulegen;

m) alle anderen der konsu-
larischen Vertretung vom
Entsendestaat zugewiese-
nen Aufgaben wahrzu-
nehmen, die nicht durch
Gesetze und sonstige
Rechtsvorschriften des
Empfangsstaats verboten
sind oder gegen die der
Empfangsstaat keinen Ein-
spruch erhebt oder die in
den zwischen dem Ent-
sendestaat und dem Emp-
fangsstaat in Kraft be-
findlichen internationalen
Übereinkünften erwähnt
sind.

Artikel 6

Wahrnehmung konsularischer
Aufgaben außerhalb des Kon-

sularbezirks

Unter besonderen Umstän-
den kann ein Konsul mit Zu-
stimmung des Empfangsstaats
seine Aufgaben auch außerhalb
seines Konsularbezirks wahrneh-
men.

Artikel 7
Wahrnehmung konsularischer
Aufgaben in einem dritten Staat

Der Entsendestaat kann nach
einer Notifikation an die be-
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teiligten Staaten eine in einem
Staat errichtete konsularische
Vertretung auch mit der Wahr-
nehmung konsularischer Auf-
gaben in einem anderen Staat
beauftragen, es sei denn, daß
einer der beteiligten Staaten
ausdrücklich Einspruch erhebt.

Artikel 8

Wahrnehmung konsularischer
Aufgaben für einen dritten Staat

Nach einer angemessenen
Notifikation an den Empfangs-
staat kann, sofern dieser keinen
Einspruch erhebt, eine konsula-
rische Vertretung des Entsende-
staats im Empfangsstaat kon-
sularische Aufgaben auch für
einen dritten Staat wahrneh-
men.

Artikel 9

Klassen der Leiter konsularischer
Vertretungen

(1) Die Leiter konsularischer
Vertretungen sind in folgende
vier Klassen eingeteilt:

a) Generalkonsuln,
b) Konsuln,
c) Vizekonsuln,
d) Konsularagenten.

(2) Absatz 1 schränkt das
Recht einer Vertragspartei nicht
ein, die Amtsbezeichnung der-
jenigen Konsuln festzusetzen,
die nicht Leiter konsularischer
Vertretungen sind.

Artikel 10

Bestellung und Zulassung von
Leitern konsularischer Vertre-

tungen

(1) Die Leiter konsularischer
Vertretungen werden vom Ent-
sendestaat bestellt und vom
Empfangsstaat zur Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben zu-
gelassen.

(2) Vorbehaltlich dieses Über-
einkommens bestimmen sich die
Förmlichkeiten der Bestellung
und der Zulassung des Leiters
einer konsularischen Vertretung
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nach den Gesetzen und sonsti-
gen Rechtsvorschriften sowie
der Übung des Entsendestaates
und des Empfangsstaats.

Artikel 11

Bestallungsschreiben oder Noti-
fikation der Bestellung

(1) Der Entsendestaat versieht
den Leiter einer konsularischen
Vertretung mit einer Urkunde
in Form eines Bestallungsschrei-
bens oder eines entsprechenden
Schriftstückes; die Urkunde
wird für jede Bestellung aus-
gestellt; darin werden seine
Eigenschaft bescheinigt und in
der Regel sein Name und seine
Vornamen, seine Kategorie und
seine Klasse, der Konsularbezirk
und der Sitz der konsularischen
Vertretung angegeben.

(2) Der Entsendestaat über-
mittelt das Bestallungsschreiben
oder das entsprechende Schrift-
stück auf diplomatischem oder
einem anderen geeigneten Wege
an die Regierung des Staates, in
dessen Hoheitsgebiet der Leiter
der konsularischen Vertretung
seine Aufgaben wahrnehmen
soll.

(3) Mit Zustimmung des Emp--
fangsstaats kann der Entsende-
staat das Bestallungsschreiben
oder das entsprechende Schrift-
stück durch eine Notifikation
ersetzen, welche die in Absatz 1
vorgesehenen Angaben enthält.

Artikel 12

Exequatur

(1) Der Leiter einer konsulari-
schen Vertretung wird zur
Wahrnehmung seiner Aufgaben
durch eine Ermächtigung des
Empfangsstaats zugelassen, die
unabhängig, von ihrer Form als
„Exequatur" bezeichnet wird.

(2) Lehnt ein Staat es ab; ein
Exequatur zu erteilen, so ist er
nicht verpflichtet, dem Ent-
sendestaat die Gründe hiefür
mitzuteilen.

(3) Vorbehaltlich der Artikel 13
und 15 kann der Leiter einer
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konsularischen Vertretung sein
Amt nicht antreten, bevor er
das Exequatur erhalten hat .

Artikel 13

Vorläufige Zulassung des Leiters
einer konsularischen Vertretung

Bis zur Erteilung des Exequa-
turs kann der Leiter einer kon-
sularischen Vertretung zur
Wahrnehmung seiner Aufgaben
vorläufig zugelassen werden. In
diesem Falle findet dieses Über-
einkommen Anwendung.

Artikel 14

Notifizierung an die Behörden
des Konsularbezirks

Sobald der Leiter einer kon-
sularischen Vertretung — wenn
auch nur vorläufige — zur
Wahrnehmung seiner Aufgaben
zugelassen ist, hat der Emp-
fangstaat sofort die zuständi-
gen Behörden des Konsular-
bezirks zu unterrichten. Er hat

ferner dafür zu sorgen, daß die
erforderlichen Maßnahmen ge-
troffen werden, damit der Lei-
ter der konsularischen Vertre-
tung seine dienstlichen Oblie-
genheiten wahrnehmen und die
in diesem Übereinkommen vor-
gesehene Behandlung genießen
kann.

Artikel 15

Vorübergehende Wahrnehmung
der Aufgaben des Leiters einer

konsularischen Vertretung

(1) Ist der Leiter einer kon-
sularischen Vertretung außer-
stande, seine Aufgaben wahr-
zunehmen, oder ist sein Posten
unbesetzt, so kann ein anderer
vorübergehend als amtierender
Leiter der konsularischen Ver-
tretung tätig sein.

(2) Namen und Vornamen des
amtierenden Leiters notifiziert
die diplomatische Mission des
Entsendestaats oder, wenn es
eine solche im Empfangsstaat
nicht gibt, der Leiter der konsu-
larischen Vertretung oder, wenn
dieser verhindert ist, eine zu-
ständige Behörde des Entsende-
staats dem Ministerium für
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Auswärtige-Angelegenheiten des
Empfangsstaats oder der von
diesem Ministerium bezeichne-
ten Behörde. In der Regel hat
diese Notifizierung im voraus
zu erfolgen. Der Empfangsstaat
kann es von seiner Zustimmung
abhängig machen, ob er als
amtierenden Leiter eine Person
zulassen will, die weder Diplo-
mat noch Konsul des Entsende-
staats im Empfangsstaat ist.

(3) Die zuständigen Behörden
des Empfangsstaats haben dem
amtierenden Leiter Beistand
und Schutz zu gewähren. Wäh-
rend seiner Amtsführung wird
dieses Übereinkommen auf ihn
in gleicher Weise wie auf den
Leiter der betreffenden konsu-
larischen Vertretung angewen-
det. Jedoch braucht der Emp-
fangsstaat dem amtierenden
Leiter diejenigen Erleichterun-
gen, Vorrechte und Immunitä-
ten nicht zu gewähren, die der
Leiter der konsularischen Ver-
tretung nur auf Grund von
Voraussetzungen genießt, die
der amtierende Leiter nicht
erfüllt.

(4) Bestellt unter den in Ab-
satz 1 erwähnten Umständen
der Entsendestaat ein Mitglied
des diplomatischen Personals
seiner diplomatischen Mission
im Empfangsstaat zum amtie-
renden Leiter der konsulari-
schen Vertretung, so genießt
dieser weiterhin diplomatische
Vorrechte und Immunitäten,
falls der Empfangsstaat keinen
Einspruch erhebt.

Artikel 16

Rangfolge der Leiter konsulari-
scher Vertretungen

(1) Innerhalb jeder Klasse
richtet sich die Rangfolge der
Leiter konsularischer Vertre-
tungen nach dem Tag, an dem
ihnen das Exequatur erteilt
worden ist.

(2) Ist jedoch der Leiter einer
konsularischen Vertretung vor
der Erteilung des Exequaturs
zur Wahrnehmung seiner Auf-
gaben vorläufig zugelassen wor-
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den, so richtet sich seine Rang-
folge nach dem Tag der vor-
läufigen Zulassung; diese Rang-
folge bleibt nach Erteilung des
Exequaturs erhalten.

(3) Haben zwei oder mehrere
Leiter konsularischer Vertre-
tungen das Exequatur oder die
vorläufige Zulassung an dem-
selben Tag erhalten, so richtet
sich die Rangfolge zwischen
ihnen nach dem Tag, an wel-
chem dem Empfangsstaat ihr
Bestallungsschreiben oder das
entsprechende Schriftstück vor-
gelegt worden oder die in
Artikel 11 Absatz 3 vorgesehene
Notifikation bei ihm eingegan-
gen ist.

(4) Amtierende Leiter konsula-
rischer Vertretungen sind allen
Leitern konsularischer Vertre-
tungen in der Rangfolge nach-
geordnet. Zwischen ihnen rich-
tet sich die Rangfolge nach dem
Tag, an dem sie, wie in der
Notifikation nach Artikel 15
Absatz 2 angegeben, ihre Auf-
gaben als amtierender Leiter
übernommen haben.

(5) Honorarkonsuln, die kon-
sularische Vertretungen leiten,
sind innerhalb jeder Klasse den
Berufskonsuln, die Leiter kon-
sularischer Vertretungen sind,
in der Rangfolge nachgeordnet;
zwischen ihnen richtet sich die
Rangfolge nach den vorstehen-
den Absätzen.

(6) Leiter konsularischer Ver-
tretungen stehen in der Rang-
folge vor Konsuln, die nicht
diese Stellung haben.

Artikel 17

Vornahme diplomatischer Amts-
handlungen durch Konsuln

(1) In einem Staat, wo der
Entsendestaat weder eine diplo-
matische Mission unterhält noch
durch die diplomatische Mission
eines dritten Staates vertreten
ist, kann mit Zustimmung des
Empfangsstaats ein Konsul er-
mächtigt werden, diplomatische
Amtshandlungen vorzunehmen,
ohne daß dies seine Stellung als
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Konsul berührt. Die Vor-
nahme solcher Amtshandlungen
durch einen Konsul verleiht
diesem keinen Anspruch auf
diplomatische Vorrechte und
Immunitäten.

(2) Ein Konsul kann nach
einer Notifikation an den
Empfangsstaat den Entsende-
staat bei jeder zwischenstaat-
lichen Organisation vertreten.
Handelt er in dieser Eigen-
schaft, so hat er Anspruch auf
alle Vorrechte und Immunitä-
ten, die einem Vertreter bei
einer zwischenstaatlichen Orga-
nisation auf Grund des Völker-
gewohnheitsrechts oder inter-
nationaler Übereinkünfte zu-
stehen; soweit er jedoch konsu-
larische Aufgaben wahrnimmt,
hat er keinen Anspruch auf
eine weitergehende Immunität
von der Gerichtsbarkeit, als
einem Konsul auf Grund dieses
Übereinkommens zusteht.

Artikel 18

Bestellung derselben Person zum
Konsul durch zwei oder mehrere

Staaten
Zwei oder mehrere Staaten

können mit Zustimmung des
Empfangsstaats dieselbe Per-
son zum Konsul in diesem
Staat bestellen.

Artikel 19

Bestellung der Mitglieder des
konsularischen Personals

(1) Vorbehaltlich der Arti-
kel 20, 22 und 23 bestellt der
Entsendestaat die Mitglieder des
konsularischen Personals nach
freiem Ermessen.

(2) Namen und Vornamen,
Kategorie und Klasse aller
Konsuln, die nicht Leiter einer
konsularischen Vertretung sind,
notifiziert der Entsendestaat
dem Empfangsstaat so recht-
zeitig, daß dieser, falls er es
wünscht, die ihm in Artikel 23
Absatz 3 gewährten Rechte
ausüben kann.
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(3) Der Entsendestaat kann,
wenn es seine Gesetze und son-
stigen Rechtsvorschriften erfor-
dern, den Empfangestaat bitten,
einem Konsul, der nicht Leiter
einer konsularischen Vertretung
ist, ein Exequatur zu erteilen.

(4) Der Empfangsstaat kann,
wenn es seine Gesetze und son-
stigen Rechtsvorschriften erfor-
dern, einem Konsul, der nicht
Leiter einer konsularischen Ver-
tretung ist, ein Exequatur er-
teilen.

Artikel 20

Personalbestand der konsulari-
schen Vertretung

Ist keine ausdrückliche Ver-
einbarung über den Personal-
bestand der konsularischen Ver-
tretung getroffen worden, so
kann der Empfangsstaat ver-
langen, daß dieser Bestand in
den Grenzen gehalten wird, die
er in Anbetracht der im Kon-
sularbezirk vorliegenden Um-
stände und Verhältnisse sowie
der Bedürfnisse der betreffen-
den konsularischen Vertretung
für angemessen und normal
hält.

Artikel 21

Rangfolge der Konsuln einer
konsularischen Vertretung

Die Rangfolge der Konsuln
einer konsularischen Vertretung
und jede Änderung dieser Rang-
folge notifiziert die diplomati-
sche Mission des Entsendestaats
oder, wenn es eine solche im
Empfangsstaat nicht gibt, der
Leiter der konsularischen Ver-
tretung dem Ministerium für
Auswärtige Angelegenheiten des
Empfangsstaats oder der von
diesem Ministerium bezeichne-
ten Behörde.

Artikel 22

Staatsangehörigkeit der Konsuln

(1) Konsuln sollen grund-
sätzlich Angehörige des Ent-
sendestaats sein.
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(2) Angehörige des Empfangs-
staats dürfen nur mit dessen
ausdrücklicher Zustimmung zu
Konsuln bestellt werden; die
Zustimmung kann jederzeit
widerrufen werden.

(3) Der Empfangsstaat kann
sich das gleiche Recht in bezug
auf Angehörige eines dritten
Staates vorbehalten, die nicht
gleichzeitig Angehörige des Ent-
sendestaats sind.

Artikel 23

Erklärung zur persona non grata

(1) Der Empfangsstaat kann
dem Entsendestaat jederzeit
notifizieren, daß ein Konsul
persona non grata oder daß ein
anderes Mitglied des konsulari-
schen Personals ihm nicht ge-
nehm ist. In diesen Fällen hat
der Entsendestaat die betref-
fende Person entweder abzube-
rufen oder ihre dienstliche Tä-
tigkeit bei der konsularischen
Vertretung zu beenden.

(2) Weigert sich der Entsende-
staat oder unterläßt er es inner-
halb einer angemessenen Frist,
seinen Verpflichtungen auf
Grund des Absatzes 1 nachzu-
kommen, so kann der Empfangs-
staat entweder der betreffenden
Person das Exequatur entziehen
oder sie nicht weiterhin als Mit-
glied des konsularischen Perso-
nals betrachten.

(3) Eine zum Mitglied einer
konsularischen Vertretung be-
stellte Person kann als nicht ge-
nehm erklärt werden, bevor sie
im Hoheitsgebiet des Empfangs-
staats eintrifft oder, wenn sie
sich bereits dort befindet, bevor
sie ihre dienstliche Tätigkeit in
der konsularischen Vertretung
aufnimmt. In diesen Fällen hat
der Entsendestaat die Bestellung
rückgängig zu machen.

(4) In den in den Absätzen 1
und 3 genannten Fällen ist der
Empfangsstaat nicht verpflichtet,
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dem Entsendestaat die Gründe
für seine Entscheidung mitzu-
teilen.

Artikel 24

Notifizierung der Bestellungen,
Ankünfte und Abreisen an den

Empfangsstaat

(1) Dem Ministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten des
Empfangsstaats oder der von
diesem Ministerium bezeichne-
ten, Behörde ist folgendes zu
notifizieren:

a) die Bestellung von Mit-
gliedern einer konsulari-
schen Vertretung, ihre An-
kunft nach dieser Bestel-
lung, ihre endgültige Ab-
reise oder die Beendigung
ihrer dienstlichen Tätig-
keit sowie alle sonstigen
ihre Stellung betreffenden
Änderungen, die während
ihrer Tätigkeit in der kon-
sularischen Vertretung er-
folgen;

b) die Ankunft und die end-
gültige Abreise eines im
gemeinsamen Haushalt
mit einem Mitglied einer
konsularischen Vertretung
lebenden Familienange-
hörigen und gegebenen-
falb die Tatsache, daß eine
Person Familienangehöri-
ger wird oder diese Eigen-
schaft verliert;

c) die Ankunft und die end-
gültige Abreise von Mit-
gliedern des Privatperso-
nals und gegebenenfalls ihr
Ausscheiden aus diesem
Dienst;

d) die Anstellung und die
Entlassung von im Emp-
fangsstaat ansässigen Per-
sonen als Mitglied der
konsularischen Vertretung
oder als Mitglied des Pri-
vatpersonals mit Anspruch
auf Vorrechte und Im-
munitäten.

(2) Die Ankunft und die end-
gültige Abreise sind nach Mög-
lichkeit im voraus zu notifizie-
ren.
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ABSCHNITT. II, BEENDI-
GUNG DER KONSULARI-

SCHEN TÄTIGKEIT

Artikel 25

Beendigung der dienstlichen
Tätigkeit eines Mitglieds einer

konsularischen Vertretung

Die dienstliche Tätigkeit eines
Mitglieds einer konsularischen
Vertretung wird unter anderem
dadurch beendet,

a) daß der Entsendestaat dem
Empfangsstaat die Beendi-
gung seiner dienstlichen
Tätigkeit notifiziert,

b) daß das Exequatur ent-
zogen wird, oder

c) daß der Empfangsstaat
dem Entsendestaat notifi-
ziert, er betrachte die be-
treffende Person nicht
mehr als Mitglied des kon-
sularischen Personals.

Artikel 26

Abreise aus dem Hoheitsgebiet
des Empfangsstaats.

Der Empfangsstaat gewährt,
auch im Fall eines bewaffneten
Konflikts, den Mitgliedern der
konsularischen Vertretung und
des Privatpersonals, die nicht
seine Staatsangehörigen sind, so-
wie den mit ihnen im gemein-
samen Haushalt lebenden Fami-
lienangehörigen ungeachtet ihrer
Staatsangehörigkeit die Zeit und
die Erleichterungen, die erfor-
derlich sind, damit sie ihre Ab-
reise vorbereiten und sein Ho-
heitsgebiet so bald wie möglich
nach Beendigung ihrer dienst-
lichen Tätigkeit verlassen kön-
nen. Insbesondere stellt er ihnen
im Bedarfsfall die benötigten
Beförderungsmittel für sie selbst
und ihre Vermögensgegenstände
mit Ausnahme derjenigen zur
Verfügung, die im Empfangs-
staat erworben worden sind und
deren Ausfuhr im Zeitpunkt der
Abreise verboten ist.
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Artikel 27
Schutz der konsularischen Räum-
lichkeiten und Archive sowie der
Interessen des Entsendestaats
unter außergewöhnlichen Um-

ständen

(1) Werden die konsularischen
Beziehungen zwischen zwei
Staaten abgebrochen,

a) so hat der Empfangsstaat,
auch im Falle eines be-
waffneten Konflikts, die
konsularischen Räumlich-
keiten, das Vermögen der
konsularischen Vertretung
und die konsularischen
Archive zu achten und zu
schützen;

b) so kann der Entsendestaat
einem dem Empfangsstaat
genehmen dritten Staat
die Obhut der konsulari-
schen Räumlichkeiten, des
darin befindlichen Vermö-
gens und der konsulari-
schen Archive übertragen;

c) so kann der Entsendestaat
einem dem Empfangsstaat
genehmen dritten Staat
den Schutz seiner Inter-
essen und derjenigen seiner
Angehörigen übertragen.

(2) Wird eine konsularische
Vertretung vorübergehend oder
endgültig geschlossen, so findet
Absatz 1 Buchstabe a Anwen-
dung. Ferner gilt folgendes:

a) Besitzt der Entsendestaat,
obwohl er im Empfangs-
staat nicht durch eine
diplomatische Mission ver-
treten ist, in dessen Ho-
heitsgebiet noch eine
andere konsularische Ver-
tretung, so kann dieser
die Obhut der Räumlich-
keiten der geschlossenen
konsularischen Vertretung,
des darin befindlichen Ver-
mögens und der konsulari-
schen Archive sowie mit
Zustimmung des Emp-
fangsstaats die Wahrneh-
mung der konsularischen
Aufgaben im Amtsbezirk
der geschlossenen konsu-
larischen Vertretung über-

tragen werden;
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b) besitzt der Entsendestaat
im Empfangsstaat weder
eine diplomatische Mission
noch eine andere konsu-
larische Vertretung, so fin-
det Absatz 1 Buchstabe b
und c Anwendung.

KAPITEL II. ERLEICHTE-
RUNGEN, VORRECHTE
UND IMMUNITÄTEN FÜR
KONSULARISCHE VERTRE-
TUNGEN, BERUFSKONSULN
UND SONSTIGE MITGLIE-
DER EINER KONSULARI-

SCHEN VERTRETUNG

ABSCHNITT I ERLEICHTE-
RUNGEN, VORRECHTE
UND IMMUNITÄTEN FÜR
DIE KONSULARISCHE VER-

TRETUNG

Artikel 28

Erleichterungen für die Tätig-
keit der konsularischen Vertre-

tung

Der Empfangsstaat gewährt
der konsularischen Vertretung
jede Erleichterung zur Wahr-
nehmung Hirer Aufgaben.

Artikel 29

Benützung der Nationalflagge
und des Staatswappens

(1) Der Entsendestaat ist be-
rechtigt, seine Nationalflagge
und sein Wappen nach Maßgabe
dieses Artikels im Empfangs-
staat zu benützen.

(2) Die Nationalflagge und das
Wappen des Entsendestaats kön-
nen an dem Gebäude, in wel-
chem sich die konsularische Ver-
tretung befindet, und an dessen
Eingangstür, an der Residenz
des Leiters der konsularischen
Vertretung sowie an seinen Be-
förderungsmitteln bei deren
dienstlicher Benützung geführt
werden.

(3) Bei der Ausübung des in
diesem Artikel gewährten Rechts
sind die Gesetze und sonstigen
Rechtsvorschriften sowie die
Übung des Empfangsstaats zu
berücksichtigen.
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Artikel 30

Unterbringung

(1) Der Empfangsstaat erleich-
tert nach Maßgabe seiner Ge-
setze und sonstigen Rechtsvor-
schriften dem Entsendestaat den
Erwerb der für dessen konsu-
larische Vertretung in seinem
Hoheitsgebiet benötigten Räum-
lichkeiten oder hilft ihm, sich
auf andere Weise Räumlichkei-
ten zu beschaffen.

(2) Erforderlichenfalls hilft der
Empfangsstaat ferner der kon-
sularischen Vertretung bei der
Beschaffung geeigneten Wohn-
raums für ihre Mitglieder.

Artikel 31

Unverletzlichkeit der konsula-
rischen Räumlichkeiten

(1) Die konsularischen Räum-
lichkeiten sind in dem in diesem
Artikel vorgesehenen Umfang
unverletzlich.

(2) Die Behörden des Emp-
fangsstaats dürfen den Teil der
konsularischen Räumlichkeiten,
den die konsularische Vertre-
tung ausschließlich für ihre
dienstlichen Zwecke benützt,
nur mit Zustimmung des Lei-
ters der konsularischen Vertre-
tung oder einer von ihm be-
stimmten Person oder des Chefs
der diplomatischen Mission des
Entsendestaats betreten. Jedoch
kann bei Feuer oder einem ande-
ren Unglück, wenn sofortige
Schutzmaßnahmen erforderlich
sind, die Zustimmung des Lei-
ters der konsularischen Vertre-
tung vermutet werden.

(3) Vorbehaltlich des Absatzes 2
hat der Empfangsstaat die be-
sondere Pflicht, alle geeigneten
Maßnahmen zu treffen, um die
konsularischen Räumlichkeiten
vor jedem Eindringen und jeder
Beschädigung zu schützen und
um zu verhindern, daß der
Friede der konsularischen Ver-
tretung gestört oder ihre Würde
beeinträchtigt wird.

(4) Die konsularischen Räum-
lichkeiten, ihre Einrichtung, das
Vermögen der konsularischen
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Vertretung und deren Beförde-
rungsmittel genießen Immunität
von jeder Beschlagnahme für
Zwecke der Landesverteidigung
oder des öffentlichen Wohls. Ist
für solche Zwecke eine Enteig-
nung notwendig, so werden alle
geeigneten Maßnahmen getrof-
fen, damit die Wahrnehmung
der konsularischen Aufgaben
nicht behindert wird; dem Ent-
sendestaat wird rasch eine ange-
messene und wirksame Entschä-
digung gezahlt.

Artikel 32

Befreiung der konsularischen
Räumlichkeiten von der Besteue-

rung

(1) Die konsularischen Räum-
lichkeiten und die Residenz des
eine konsularische Vertretung
leitenden Berufskonsuls, die im
Eigentum des Entsendestaats
oder einer für diesen handeln-
den Person stehen oder von
ihnen gemietet oder gepachtet
sind, sind von allen staatlichen,
regionalen und kommunalen
Steuern oder sonstigen Abgaben
befreit, soweit diese nicht als
Vergütung für bestimmte
Dienstleistungen erhoben wer-
den.

(2) Die in Absatz 1 vorgese-
hene Steuerbefreiung gilt nicht
für diese Steuern und sonstigen
Abgaben, wenn sie nach den
Gesetzen und sonstigen Rechts-
vorschriften des Empfangsstaats
von einer Person zu entrichten
sind, die mit dem Entsendestaat
oder der für diesen handelnden
Person Verträge geschlossen hat.

Artikel 33

Unverletzlichkeit der konsulari-
schen Archive und Schriftstücke

Die konsularischen Archive
und Schriftstücke sind jederzeit
unverletzlich, wo immer sie sich
befinden.

Artikel 34

Bewegungsfreiheit

Vorbehaltlich seiner Gesetze
und sonstigen Rechtsvorschrif-
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ten über Zonen, deren Betreten
aus Gründen der nationalen Si-
cherheit verboten oder geregelt
ist, gewährleistet der Emp-
fangsstaat allen Mitgliedern der
konsularischen Vertretung volle
Bewegungs- und Reisefreiheit
in seinem Hoheitsgebiet.

Artikel 35

Verkehrsfreiheit

(1) Der Empfangsstaat gestat-
tet und schützt den freien Ver-
kehr der konsularischen Ver-
tretung für alle amtlichen
Zwecke. Die konsularische Ver-
tretung kann sich im Verkehr
mit der Regierung, den diplo-
matischen Missionen und den
anderen konsularischen Vertre-
tungen des Entsendestaats, wo
immer sie sich befinden, aller
geeigneten Mittel einschließlich
diplomatischer oder konsulari-
scher Kuriere, diplomatischer
oder konsularischer Dienstpost-
sendungen und verschlüsselter
Nachrichten bedienen. Das Er-
richten und Betreiben einer
Funksendeanlage ist der konsu-
larischen Vertretung jedoch
nur mit Zustimmung des Emp-
fangsstaates gestattet.

(2) Die amtliche Korrespon-
denz der konsularischen Ver-
tretung ist unverletzlich. Als
„amtliche Korrespondenz" gilt
die gesamte Korrespondenz,
welche die konsularische Ver-
tretung und ihre Aufgaben be-
trifft.

(3) Die konsularische Dienst-
postsendung darf weder geöff-
net noch zurückgehalten wer-
den. Haben jedoch die zustän-
digen Behörden des Empfangs-
staats triftige Gründe für die
Annahme, daß die Sendung et-
was anderes als Korrespondenz,
Schriftstücke und Gegenstände
im Sinne von Absatz 4 enthält,
so können sie verlangen, daß
ein ermächtigter Vertreter des
Entsendestaats es in ihrer Ge-
genwart öffnet. Lehnen die Be-
hörden des Entsendestaats
dieses Verlangen ab, so wird
die Sendung an ihren Ur-
sprungsort zurückbefördert.
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(4) Gepäckstücke, welche die
konsularische Dienstpostsen-
dung bilden, müssen äußerlich
sichtbar als solche gekennzeich-
net sein; sie dürfen nur die
amtliche Korrespondenz sowie
ausschließlich für den amtlichen
Gebrauch bestimmte Schrift-
stücke oder Gegenstände ent-
halten.

(5) Der konsularische Kurier
muß ein amtliches Schriftstück
mit sich führen, aus dem seine
Stellung und die Anzahl der
Gepäckstücke ersichtlich sind,
welche die konsularische Dienst-
postsendung bilden. Außer mit
Zustimmung des Empfangs-
staats darf er weder ein Ange-
höriger des Empfangsstaats,
noch, wenn er nicht Angehöri-
ger des Entsendestaats ist, im
Empfangsstaat ständig ansässig
sein. Bei der Wahrnehmung
seiner Aufgaben wird dieser
Kurier vom Empfangsstaat ge-
schützt. Er genießt persönliche
Unverletzlichkeit und unter-
liegt keiner Festnahme oder
Haft irgendwelcher Art.

(6) Der Entsendestaat, seine
diplomatischen Missionen und
seine konsularischen Vertre-
tungen können konsularische
Kuriere ad hoc ernennen. Auch
in diesen Fällen gilt Absatz 5;
jedoch finden die darin erwähn-
ten Immunitäten keine An-
wendung mehr, sobald der Ku-
rier die ihm anvertraute kon-
sularische Dienstpostsendung
dem Empfänger ausgehändigt
hat.

(7) Eine konsularische Dienst-
postsendung kann dem Kapitän
eines Seeschiffes oder eines ge-
werblichen Luftfahrzeuges an-
vertraut werden, dessen Be-
stimmungsort ein zugelassener
Einreisehafen oder -flugplatz
ist. Der Kapitän muß ein amt-
liches Schriftstück mit sich füh-
ren, aus dem die Anzahl der
Gepäckstücke ersichtlich ist,
welche die Dienstpostsendung
bilden; er gilt jedoch nicht als
konsularischer Kurier. Auf
Grund einer Abmachung mit
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den zuständigen Ortsbehörden
kann die konsularische Vertre-
tung eines ihrer Mitglieder ent-
senden, um die Dienstpostsen-
dung unmittelbar und unge-
hindert von dem Kapitän des
Seeschiffes oder Luftfahrzeuges
entgegenzunehmen.

Artikel 36

Verkehr mit Angehörigen des
Entsendestaats

(1) Um die Wahrnehmung
konsularischer Aufgaben in be-
zug auf Angehörige des Ent-
sendestaats zu erleichtern, gilt
folgendes:

a) Den Konsuln steht es
frei, mit Angehörigen des
Entsendestaats zu ver-
kehren und sie aufzu-
suchen. Angehörigen des
Entsendestaats steht es in
gleicher Weise frei, mit
den Konsuln ihres Staates
zu verkehren und sie auf-
zusuchen;

b) die zuständigen Behörden
des Empfangsstaats haben
die konsularische Vertre-
tung des Entsendestaats
auf Verlangen des Betrof-
fenen unverzüglich zu
unterrichten, wenn in
deren Konsularbezirk ein
Angehöriger dieses Staats
festgenommen, in Ver-
wahrung oder Untersu-
chungshaft genommen
oder sonst angehalten
wird. Von der festge-
nommenen, in Verwah-
rung oder Untersu-
chungsshaft gehaltenen
oder sonst angehaltenen
Person an die konsulari-
sche Vertretung gerichtete
Mitteilungen haben die
genannten Behörden
ebenfalls unverzüglich
weiterzuleiten. Diese Be-
hörden haben den Be-
troffenen unverzüglich
über seine Rechte auf
Grund dieser Bestim-
mung zu unterrichten;
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c) Konsuln sind berechtigt,
einen Angehörigen des
Entsendestaats aufzusu-
chen, der in Verwahrung
oder Untersuchungshaft
ist oder sonst angehalten
wird, mit ihm zu spre-
chen und zu korrespon-
dieren sowie für seine
Vertretung in rechtlicher
Hinsicht zu sorgen. Sie
sind ferner berechtigt,
einen Angehörigen des
Entsendestaats aufzusu-
chen, der in ihrem Kon-
sularbezirk zum Vollzug
eines Urteils in Verwah-
rung oder Haft ist oder
angehalten wird. Konsuln
haben sich jedoch jedes
Einschreitens für einen in
Verwahrung oder Unter-
suchungshaft befindlichen,
oder sonst angehaltenen
Staatsangehörigen zu ent-
halten, wenn er ausdrück-
lich dagegen Einspruch
erhebt.

(2) Die in Absatz 1 genannten
Rechte sind nach Maßgabe der
Gesetze und sonstigen Rechts-
vorschriften des Empfangs-
staats auszuüben; hiebei wird
jedoch vorausgesetzt, daß diese
Gesetze und sonstigen Rechts-
vorschriften die volle Verwirk-
lichung der Zwecke ermög-
lichen müssen, für welche die
in diesem Artikel vorgesehenen
Rechte eingeräumt werden.

Artikel 37

Benachrichtigung bei Todesfäl-
len, Vormundschaften oder
Pflegschaften, bei Schiffbruch)

und Unglücken in der Luft

Verfügen die zuständigen Be-
hörden des Empfangsstaats
über die entsprechenden Aus-
künfte, so sind sie verpflichtet,

a) beim Tod eines Angehö-
rigen des Entsendestaats
unverzüglich die konsula-
rische Vertretung zu be-
nachrichtigen, in deren
Amtsbezirk der Todesfall
eingetreten ist;
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b) die zuständige konsula-
rische Vertretung unver-
züglich von allen Fällen
zu benachrichtigen, in
denen die Bestellung eines
Vormunds oder Pflegers
im Interesse eines min-
derjährigen oder anderen
nicht voll handlungsfähi-
gen Angehörigen des Ent-
sendestaats angebracht er-
scheint. Die Benachrichti-
gung läßt jedoch die An-
wendung der Gesetze und
sonstigen Rechtsvorschrif-
ten des Empfangsstaats
auf diese Bestellung un-
berührt;

c) unverzüglich die dem Ort
des Unglücks am nächsten
gelegene konsularische
Vertretung zu benach-
richtigen, wenn ein Schiff,
das die Staatszugehörig-
keit des Entsendestaats
besitzt, im Küstenmeer
oder in den Binnengewäs-
sern des Empfangsstaats
Schiffbruch erleidet oder
auf Grund läuft oder
wenn ein im Entsende-
staat registriertes Luft-
fahrzeug im Hoheitsge-
biet des Empfangsstaats
verunglückt.

Artikel 38

Verkehr mit den Behörden des
Empfangsstaats

Bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben können sich die Kon-
suln

a) an die zuständigen ört-
lichen Behörden ihres
Konsularbezirks sowie

b) an die. zuständigen Zen-
tralbehörden des Emp-
fangsstaats wenden, wenn
und soweit letzteres auf
Grund der Gesetze und
sonstigen Rechtsvorschrif-
ten sowie der Übung des
Empfangsstaats oder auf
Grund entsprechender in-
ternationaler Überein-
künfte zulässig ist.
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Artikel 39

Konsulargebühren und -kosten

(1) Die konsularische Vertre-
tung kann im Hoheitsgebiet
des Empfangsstaats die in den
Gesetzen und sonstigen Rechts-
vorschriften des Entsendestaats
für konsularische Amtshand-
lungen vorgesehenen Gebühren
und Kosten erheben.

(2) Die vereinnahmten Be-
träge der in Absatz 1 genann-
ten Gebühren und Kosten und
die hierüber ausgestellten Quit-
tungen sind im Empfangsstaat
von allen Steuern und sonsti-
gen Abgaben befreit.

ABSCHNITT II. ERLEICH-
TERUNGEN, VORRECHTE
U N D IMMUNITÄTEN FÜR
BERUFSKONSULN U N D
ANDERE MITGLIEDER DER
KONSULARISCHEN VER-

TRETUNG

Artikel 40

Schutz der Konsuln

Der Empfangsstaat behan-
delt die Konsuln mit gebühren-
der Achtung und trifft allé ge-
eigneten Maßnahmen, um je-
den Angriff auf ihre Person,
ihre Freiheit oder ihre Würde
zu verhindern.

Artikel 41

Persönliche Unverletzlichkeit
der Konsuln

(1) Konsuln dürfen nur im
Falle eines schweren Verbre-
chens und auf Grund einer
Entscheidung der zuständigen
Justizbehörde festgenommen
oder in Untersuchungshaft ge-
nommen werden.

(2) Außer in dem in Absatz 1
genannten Fall dürfen Konsuln
weder in Verwahrung genom-
men noch einer anderen Form
der Einschränkung ihrer per-
sönlichen Freiheit unterworfen
werden, es sei denn in Voll-
streckung einer rechtskräftigen
gerichtlichen Entscheidung.
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(3) Wird gegen einen Konsul
ein Strafverfahren eingeleitet,
so hat er vor den zuständigen
Behörden zu erscheinen. Jedoch
ist das Verfahren mit der ihm
auf Grund seiner amtlichen Stel-
lung gebührenden Rücksicht
und, außer in dem in Absatz 1
vorgesehenen Fall, in einer
Weise zu führen, welche die
Wahrnehmung der konsulari-
schen Aufgaben möglichst wenig
beeinträchtigt. Ist es unter den
in Absatz 1 genannten Umstän-
den notwendig geworden, einen
Konsul in Untersuchungshaft
zu nehmen, so ist das Verfahren
gegen ihn in kürzester Frist
einzuleiten.

Artikel 42

Benachrichtigung über Festnahme,
Untersuchungshaft oder Straf-

verfolgung

Wird ein Mitglied des kon-
sularischen Personals festgenom-
men, in Untersuchungshaft ge-
nommen oder wird ein Straf-
verfahren gegen dieses Mitglied
eingeleitet, so hat der Empfangs-
staat sofort den Leiter der kon-
sularischen Vertretung zu be-
nachrichtigen. Ist dieser selbst
von einer der genannten Maß-
nahmen betroffen, so hat der
Empfangsstaat den Entsendestaat
auf diplomatischem Wege zu
benachrichtigen.

Artikel 43

Immunität von der Gericbtsbar-
keit

(1) Konsuln sowie Bedienstete
des Verwaltungs- oder techni-
schen Personals sind in bezug
auf die von ihnen in Wahrneh-
mung konsularischer Aufgaben
gesetzten Handlungen der Juris-
diktion der Gerichts- und Ver-
waltungsbehörden des Emp-
fangsstaats nicht unterworfen.

(2) Absatz 1 wird jedoch nicht
angewendet bei Zivilklagen,
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a) wenn diese aus einem Ver-
trag entstehen, den ein
Konsul oder ein Bedien-
steter des Verwaltungs-
oder technischen Personals
geschlossen hat, ohne da-
bei ausdrücklich oder
implicite im Auftrag des
Entsendestaats zu handeln,
oder

b) wenn diese von einem
Dritten wegen eines Scha-
dens angestrengt werden,
der aus einem im Emp-
fangsstaat durch ein Land-,
Wasser- oder Luftfahrzeug
verursachten Unfall ent-
standen ist.

Artikel 44

Zeugnispflicht

(1) Mitglieder einer konsulari-
schen Vertretung können in
einem Gerichts- oder Verwal-
tungsverfahren als Zeugen ge-
laden werden. Mitglieder des
Verwaltungs- oder technischen
Personals oder Mitglieder des
dienstlichen Hauspersonals dür-
fen nur in den in Absatz 3 ge-
nannten Fällen das Zeugnis ver-
weigern. Weigert sich ein Kon-
sul auszusagen, so kann gegen
ihn keine Zwangs- oder Straf-
maßnahme getroffen werden.

(2) Die Behörde, welche das
Zeugnis eines Konsuls verlangt,
darf ihn nicht bei der Wahr-
nehmung seiner Aufgaben be-
hindern. Sie kann, soweit mög-
lich, seine Aussage in seiner
Wohnung oder in den Räum-
lichkeiten der konsularischen
Vertretung oder aber eine
schriftliche Erklärung von ihm
entgegennehmen.

(3) Mitglieder einer konsulari-
schen Vertretung sind nicht
verpflichtet, Zeugnis über An-
gelegenheiten zu geben, die mit
der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben zusammenhängen, oder
die darauf bezüglichen amtlichen
Korrespondenzen und Schrift-
stücke vorzulegen. Sie sind auch
berechtigt, die Aussage als Sach-
verständige über das Recht des
Entsendestaats zu verweigern.
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Artikel 45

Verzicht auf Vorrechte und
Immunitäten

(1) Der Entsendestaat kann
hinsichtlich eines Mitglieds der
konsularischen Vertretung auf
die in den Artikeln 41, 43 und
44 vorgesehenen Vorrechte und
Immunitäten verzichten.

(2) Der Verzicht muß vorbe-
haltlich des Absatzes 3 stets aus-
drücklich erklärt und dem
Empfangsstaat schriftlich mitge-
teilt werden,

(3) Strengt ein Konsul oder
ein Bediensteter d e Verwal-
tungs- oder technischen Per-
sonals ein Gerichtsverfahren in
einer Sache an, in der er nach
Maßgabe des Artikels 43 Im-
munität von der Gerichtsbarkeit
genießen würde, so kann er sich
in bezug auf eine Widerklage,
die mit der Hauptklage in un-
mittelbarem Zusammenhang
stehe, nicht auf die Immunität
von der Gerichtsbarkeit be-
rufen.

(4) Der Verzicht auf die Im-
munität von der Gerichtsbar-
keit in einem Zivil- oder Ver-
waltungsgerichtsverfahren gilt
nicht ab Verzicht auf die Im-
munität von der Urteilsvoll-
streckung; hiefür ist ein beson-
derer Verzicht erforderlich.

Artikel 46

Befreiung von der Ausländer-
meldepflicht und der Aufent-

haltsgenehmigung

(1) Konsuln und Bedienstete
des Verwaltungs- oder techni-
schen Personals sowie die mit
ihnen im gemeinsamen Haus-
halt lebenden Familienangehöri-
gen sind von allen in den Ge-
setzen und sonstigen Rechtsvor-
schriften des Empfangsstaats
vorgesehenen Verpflichtungen in
bezug auf die Ausländermelde-
pflicht und die Aufenthalts-
genehmigung befreit.

(2) Absatz 1 gilt jedoch weder
für Bedienstete des Verwaltungs-
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oder technischen Personals, die
nicht ständige Bedienstete des
Entsendestaats sind oder die
eine private Erwerbstätigkeit im
Empfangsstaat ausüben, noch
für ihre Familienangehörigen.

Artikel 47

Befreiung von der Arbeitserlaub-
nis

(1) Mitglieder der konsulari-
schen Vertretung sind in bezug
auf ihre Dienste für den Ent-
sendestaat von allen in den Ge-
setzen und sonstigen Rechtsvor-
schriften des Empfangsstaats
vorgesehenen Verpflichtungen
hinsichtlich der Arbeitserlaub-
nis für ausländische Arbeits-
kräfte befreit.

(2) Mitglieder des Privatperso-
nals der Konsuln und der Be-
diensteten des Verwaltungs- oder
technischen Personals sind, wenn
sie im Empfangsstaat keine
andere private Erwerbstätigkeit
ausüben, von den in Absatz 1
erwähnten Verpflichtungen be-
freit.

Artikel 48

Befreiung vom System der
sozialen Sicherheit

(1) Vorbehaltlich des Ab-
satzes 3 sind die Mitglieder der
konsularischen Vertretung in
bezug auf ihre Dienste für den
Entsendestaat und die mit ihnen
im gemeinsamen Haushalt leben-
den Familienangehörigen von
den im Empfangsstaat geltenden
Vorschriften über soziale Sicher-
heit befreit.

(2) Die in Absatz 1 vorgese-
hene Befreiung gilt auch für die
Mitglieder des Privatpersonals,
die ausschließlich bei Mitgliedern
der konsularischen Vertretung
beschäftigt sind, sofern sie

a) weder Angehörige des
Empfangsstaats noch dort
ständig ansässig sind und
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b) den im Entsendestaat oder
in einem dritten Staat gel-
tenden Vorschriften über
soziale Sicherheit unter-
stehen.

(3) Beschäftigen Mitglieder der
konsularischen Vertretung Per-
sonen, auf welche die in Ab-
satz 2 vorgesehene Befreiung
keine Anwendung findet, so
haben sie die Verpflichtungen zu
beachten, welche die Vorschrif-
ten des Empfangsstaats über
soziale Sicherheit den Arbeit-
gebern auferlegen.

(4) Die in den Absätzen 1
und 2 vorgesehene Befreiung
schließt die freiwillige Beteili-
gung am System der sozialen
Sicherheit des Empfangsstaats
nicht aus, sofern dieser eine
solche Beteiligung zuläßt.

Artikel 49

Befreiung von der Besteuerung

(1) Konsuln und Bedienstete
des Verwaltungs- oder techni-
schen Personals sowie die mit
ihnen im gemeinsamen Haus-
halt lebenden Familienangehöri-
gen sind von allen staatlichen,
regionalen und kommunalen
Personal- und Realsteuern oder
-abgaben befreit; ausgenommen
hievon sind

a) die normalerweise im Preis
von Waren oder Dienst-
leistungen enthaltenen in-
direkten Steuern;

b) Steuern und sonstige Ab-
gaben von privatem, im
Hoheitsgebiet des Emp-
fangsstaats gelegenen
unbeweglichen Vermögen,
jedoch vorbehaltlich des
Artikels 32;

c) Erbschaftssteuern und Ab-
gaben vom Vermögens-
übergang, die der Emp-
fangsstaat erhebt, jedoch
vorbehaltlich des Arti-
kels 51 Buchstabe b;

d) Steuern und sonstige Ab-
gaben von privaten Ein-
künften einschließlich Ver-
äußerungsgewinne, deren
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Quelle sich im Empfangs-
staat befindet, sowie Ver-
mögensteuern von Kapi-
talanlagen in gewerblichen
oder Finanzunternehmen,
die im Empfangsstaat ge-
legen sind;

e) Steuern, Gebühren und
sonstige Abgaben, die als
Vergütung für bestimmte
Dienstleistungen erhoben
werden;

f) Eintragungs-, Gerichts-,
Beurkundungs-, Beglaubi-
gungs-, Hypotheken- und
Stempelgebühren, jedoch
vorbehaltlich des Arti-
kels 32.

(2) Die Mitglieder des dienst-
lichen Hauspersonals sind von
Steuern und sonstigen Abgaben
auf ihre Dienstbezüge befreit.

(3) Beschäftigen Mitglieder der
konsularischen Vertretung Per-
sonen, deren Bezüge nicht von
der Einkommensteuer im Emp-
fangsstaat befreit sind, so haben
sie die Verpflichtungen einzu-
halten, welche die Gesetze und
sonstigen Rechtsvorschriften
dieses Staates den Arbeitgebern
in bezug auf die Erhebung der
Einkommensteuer auferlegen.

Artikel 50

Befreiung von Zöllen und Zoll-
kontrollen

(1) Nach Maßgabe seiner gel-
tenden Gesetze und sonstigen
Rechtsvorschriften gestattet der
Empfangsstaat die Einfuhr der
nachstehend genannten Gegen-
stände und befreit sie von allen
Zöllen, Steuern und ähnlichen
Abgaben mit Ausnahme von
Gebühren für Einlagerung, Be-
förderung und ähnliche Dienst-
leistungen:

a) Gegenstände für den amt-
lichen Gebrauch der kon-
sularischen Vertretung;

b) Gegenstände für den per-
sönlichen Gebrauch des
Konsuls und der mit ihm
im gemeinsamen Haushalt
lebenden Familienange-
hörigen, einschließlich der
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für seine Einrichtung vor-
gesehenen Gegenstände.
Die zum Verbrauch be-
stimmten Gegenstände
dürfen die für die un-
mittelbare Verwendung
durch die Beteiligten er-
forderliche Menge nicht
überschreiten.

(2) Die Bediensteten des Ver-
waltungs- oder technischen Per-
sonals genießen die in Absatz 1
vorgesehenen Vorrechte und
Befreiungen in bezug auf Gegen-
stände, die im Zeitpunkt der
ersten Niederlassung eingeführt
werden.

(3) Konsuln und die mit ihnen
im gemeinsamen Haushalt
lebenden Familienangehörigen
genießen Befreiung von der
Zollkontrolle ihres mitgeführten
persönlichen Gepäcks. Es darf
nur kontrolliert werden, wenn
triftige Gründe für die Ver-
mutung vorliegen, daß es Ge-
genstände enthält, die in Ab-
satz 1 Buchstabe b nicht bezeich-
net sind oder deren Ein- oder
Ausfuhr nach den Gesetzen und
sonstigen Rechtsvorschriften des
Empfangsstaats verboten ist
oder die dessen Gesetzen und
sonstigen Rechtsvorschriften
über Quarantäne unterliegen. In
solchen Fällen darf die Kon-
trolle nur in Anwesenheit des
Konsuls oder des betreffenden
Familienangehörigen stattfinden.

Artikel 51

Nachlaß eines Mitglieds der kon-
sularischen Vertretung oder eines

seiner Familienangehörigen

Stirbt ein Mitglied der kon-
sularischen Vertretung oder ein
mit ihm im gemeinsamen Haus-
halt lebender Familienangehöri-
ger, so ist der Empfangsstaat
verpflichtet,

a) die Ausfuhr des beweg-
lichen Vermögens des Ver-
storbenen mit Ausnahme
von im Empfangsstaat er-
worbenen Vermögens-
gegenständen, deren Aus-
fuhr im Zeitpunkt des
Todesfalles verboten war,
zu gestatten,
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b) von dem beweglichen Ver-
mögen, das sich nur des-
halb im Empfangsstaat be-
findet, weil sich der Ver-
storbene als Mitglied der
konsularischen Vertretung
oder als Familienangehöri-
ger eines solchen in diesem
Staat aufhielt, keine staat-
lichen, regionalen oder
kommunalen Erbschafts-
steuern oder Abgaben
vom Vermögensübergang
zu erheben.

Artikel 52

Befreiung von persönlichen
Dienstleistungen und Auflagen

Der Empfangsstaat befreit die
Mitglieder der konsularischen
Vertretung und die mit ihnen
im gemeinsamen Haushalt
lebenden Familienangehörigen
von allen persönlichen Dienst-
leistungen, von allen öffentlichen
Dienstleistungen jeder Art und
von militärischen Auflagen, wie
zum Beispiel Beschlagnahmen,
Kontributionen und Einquar-
tierungen.

Artikel 53

Beginn und Ende konsularischer
Vorrechte und Immunitäten

(1) Die in diesem Überein-
kommen vorgesehenen Vor-
rechte und Immunitäten stehen
den Mitgliedern der konsulari-
schen Vertretung von dem Zeit-
punkt an zu, in dem sie in das
Hoheitsgebiet des Empfangs-
staats einreisen, um dort ihren
Posten anzutreten, oder, wenn
sie sich bereits in seinem
Hoheitsgebiet befinden, von
dem Zeitpunkt an, in dem sie
ihre dienstliche Tätigkeit in der
konsularischen Vertretung auf-
nehmen.

(2) Den im gemeinsamen
Haushalt mit einem Mitglied
der konsularischen Vertretung
lebenden Familienangehörigen
sowie den Mitgliedern seines
Privatpersonals stehen die in
diesem Übereinkommen vorge-
sehenen Vorrechte und Immuni-
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täten von dem Zeitpunkt an
zu, in dem das Mitglied der
konsularischen Vertretung nach
Absatz 1 in den Genuß der
Vorrechte und Immunitäten
kommt oder in dem die Mit-
glieder der Familie oder des Pri-
vatpersonals in das Hoheits-
gebiet des Empfangsstaats ein-
reisen oder in dem sie Mitglied
der Familie oder des Privatper-
sonals werden, je nachdem
welcher Zeitpunkt am spätesten
liegt.

(3) Ist die dienstliche Tätigkeit
eines Mitglieds einer konsu-
larischen Vertretung beendet, so
werden seine Vorrechte und
Immunitäten sowie diejenigen
der mit ihm im gemeinsamen
Haushalt lebenden Familienan-
gehörigen und der Mitglieder
seines Privatpersonals normaler-
weise im Zeitpunkt der Ausreise
des Betreffenden aus dem Emp-
fangsstaat oder nach Ablauf
einer hiefür gewährten ange-
messenen Frist hinfällig, je nach-
dem welcher Zeitpunkt früher
liegt; bis zu diesem Zeitpunkt
bleiben sie bestehen, und zwar
selbst im Fall eines bewaffneten
Konflikts. Die Vorrechte und
Immunitäten der in Absatz 2
bezeichneten Personen werden
beim Ausscheiden aus dem
Haushalt oder dem Privatper-
sonal eines Mitglieds der kon-
sularischen Vertretung hinfällig;
beabsichtigen sie jedoch, inner-
halb einer angemessenen Frist
aus dem Empfangsstaat auszu-
reisen, so bleiben ihre Vorrechte
und Immunitäten bis zu ihrer
Ausreise bestehen.

(4) In bezug auf die von
einem Konsul oder einem Be-
diensteten des Verwaltungs-
oder technischen Personals in
Wahrnehmung seiner Aufgaben
vorgenommenen Handlungen
bleibt jedoch die Immunität
von der Gerichtsbarkeit auf
unbegrenzte Zeit bestehen.

(5) Stirbt ein Mitglied der
konsularischen Vertretung, so
genießen die mit ihm im ge-
meinsamen Haushalt lebenden
Familienangehörigen weiterhin
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die ihnen zustehenden Vor-
rechte und Immunitäten bis zu
ihrer Ausreise aus dem Emp-
fangsstaat oder bis zum Ablauf
einer hiefür gewährten ange-
messenen Frist, je nachdem
welcher Zeitpunkt früher liegt.

Artikel 54

Verpflichtungen dritter Staaten

(1) Reist ein Konsul, um sein
Amt anzutreten oder um auf
seinen Posten oder in den Ent-
sendestaat zurückzukehren,
durch das Hoheitsgebiet eines
dritten Staates oder befindet er
sich aus einem der genannten
Gründe im Hoheitsgebiet dieses
Staates, der ihm erforderlichen-
falls einen Sichtvermerk erteile
hat, so gewährt ihm dieser Staat
alle in den anderen Artikeln
dieses Übereinkommens vorge-
sehenen Immunitäten, soweit
sie für seine sichere Durchreise
oder Rückkehr erforderlich sind.
Das gleiche gilt, wenn im ge-
meinsamen Haushalt mit dem
Konsul lebende Familienange-
hörige, denen Vorrechte und
Immunitäten zustehen, ihn be-
gleiten oder wenn sie getrennt
von ihm reisen, um sich zu ihm
zu begeben oder in den Ent-
sendestaat zurückzukehren.

(2) Unter den Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 dürfen dritte
Staaten auch die Reise anderer
Mitglieder der konsularischen
Vertretung oder der mit ihnen
im gemeinsamen Haushalt
lebenden Familienangehörigen
durch ihr Hoheitsgebiet nicht
behindern.
(3) Dritte Staaten gewähren in
bezug auf die amtliche Korre-
spondenz und sonstige amtliche
Mitteilungen im Durchgangsver-
kehr, einschließlich verschlüssel-
ter Nachrichten, die gleiche
Freiheit und den gleichen
Schutz, die der Empfangsstaat
auf Grund dieses Übereinkom-
mens zu gewähren verpflichtet
ist. Konsularischen Kurieren,
denen erforderlichenfalls ein
Sichtvermerk erteilt worden ist,
und konsularischen Dienstpost-
sendungen im Durchgangsver-
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kehr gewähren sie die gleiche
Unverletzlichkeit und den
gleichen Schutz, die der Emp-
fangsstaat auf Grund dieses
Übereinkommens zu gewähren
verpflichtet ist.
(4) Die Verpflichtungen dritter
Staaten auf Grund der Ab-
sätze 1, 2 und 3 gelten gegen-
über den in jenen Absitzen be-
zeichneten Personen sowie in
bezug auf amtliche Mitteilun-
gen und die konsularische
Dienstpostsendung auch dann,
wenn sie sich infolge höherer
Gewalt im Hoheitsgebiet des
dritten Staates befinden.

Artikel 55

Beachtung der Gesetze und
sonstigen Rechtsvorschriften des

Empfangsstaats
(1) Alle Personen, die Vor-
rechte und Immunitäten ge-
nießen, sind unbeschadet dersel-
ben verpflichtet, die Gesetze
und sonstigen Rechtsvorschriften
des Empfangsstaats zu be-
achten. Sie sind ferner verpflich-
tet, sich nicht in dessen innere
Angelegenheiten einzumischen.

(2) Die konsularischen Räum-
lichkeiten dürfen nicht in einer
Weise benutzt werden, die mit
der Wahrnehmung der kon-
sularischen Aufgaben unverein-
bar ist.
(3) Absatz 2 schließt die Mög-
lichkeit nicht aus, daß Büros
anderer Institutionen oder
Dienststellen in einem Teil des
Gebäudes untergebracht werden,
in dem sich die konsularischen
Räumlichkeiten befinden; Vor-
aussetzung hiefür ist, daß die
Räumlichkeiten dieser Büros
von den Räumlichkeiten ge-
trennt sind, welche die kon-
sularische Vertretung benützt.
In diesem Falle gelten diese
Büros nicht als Teil der kon-
sularischen. Räumlichkeiten im
Sinne dieses Übereinkommens.

Artikel 56

Haftpflichtversicherung

Die Mitglieder der konsulari-
schen Vertretung haben allen
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Verpflichtungen nachzukom-
men, die in den Gesetzen und
sonstigen Rechtsvorschriften des
Empfangsstaats in bezug auf
die Haftpflichtversicherung für
die von ihnen benutzten Land-,
Wasser- oder Luftfahrzeuge
vorgesehen sind.

Artikel 57

Sonderbestimmungen über
private Erwerbstätigkeit

(1) Berufskonsuln dürfen im
Empfangsstaat keinen freien
Beruf und keine gewerbliche
Tätigkeit ausüben, die auf per-
sönlichen Gewinn gerichtet sind.

(2) Die in diesem Kapitel vor-
gesehenen Vorrechte und Immu-
nitäten werden folgenden Per-
sonen nicht gewährt:

a) Bediensteten des Verwal-
tungs- oder technischen
Personals oder Mitgliedern
des dienstlichen Haus-
personals, die im Emp-
fangsstaat eine private
Erwerbstätigkeit ausüben;

b) Mitgliedern der Familie
oder des Privatpersonals
der unter Buchstabe a be-
zeichneten Personen;

c) Familienangehörigen eines
Mitglieds einer konsulari-
schen Vertretung, die im
Empfangsstaat eine private
Erwerbstätigkeit ausüben.

KAPITEL III. REGELUNG
FOR HONORARKONSULN
UND DIE VON IHNEN
GELEITETEN KONSULARI-
SCHEN VERTRETUNGEN

Artikel 58

Allgemeine Bestimmungen über
Erleichterungen, Vorrechte und

Immunitäten

(1) Die Artikel 28, 29, 30, 34,
35, 36, 37, 38 und 39, Artikel 54
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Absatz 3 und Artikel 55 Ab-
sätze 2 und 3 gelten für konsu-
larische Vertretungen, die von
Honorarkonsuln geleitet wer-
den. Außerdem bestimmen sich
die Erleichterungen, Vorrechte
und Immunitäten dieser kon-
sularischen Vertretungen nach
den Artikeln 59, 60, 61 und 62.

(2) Die Artikel 42 und 43,
Anikel 44 Absatz 3, die Ar-
tikel 45 und 53 und Artikel 55
Absatz 1 gelten für Honorar-
konsuln. Außerdem bestimmen
sich die Erleichterungen, Vor-
rechte und Immunitäten dieser
Konsuln nach den Artikeln 63,
64, 65, 66 und 67.

(3) Die in diesem Überein-
kommen vorgesehenen Vor-
recht.- und Immunitäten gelten
nicht für Familienangehörige
eines Honorarkonsuls oder
eines Bediensteten des Verwal-
tungs- oder technischen Perso-
nals, der in einer von einem
Honorarkonsul geleiteten kon-
sularischen Vertretung beschäf-
tigt ist.

(4) Der Austausch von konsu-
larischen Dienstpostsendungen
zwischen zwei von Honorar-
konsuln geleiteten konsulari-
schen Vertretungen in verschie-
denen Staaten ist nur mit Zu-
stimmung der beiden Empfangs-
staaten zulässig.

Artikel 59

Schutz der konsularischen Räum-
lichkeiten

Der Empfangsstaat trifft alle
erforderlichen Maßnahmen, um
die konsularischen Räumlich-
keiten einer von einem Hono-
rarkonsul geleiteten konsulari-
schen Vertretung vor jedem
Eindringen und jeder Beschädi-
gung zu schützen und um zu
verhindern, daß der Friede der
konsularischen Vertretung ge-
stört oder ihre Würde beein-
trächtigt wird.
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Artikel 60

Befreiung der konsularischen
Räumlichkeiten von der Be-

steuerung

(1) Die konsularischen Räum-
lichkeiten einer von einem
Honorarkonsul geleiteten kon-
sularischen Vertretung, die im
Eigentum des Entsendestaats
stehen oder von diesem ge-
mietet oder gepachtet sind, ge-
nießen Befreiung von allen
staatlichen, regionalen und
kommunalen Steuern oder son-
stigen Abgaben, soweit diese
nicht als Vergütung für be-
stimmte Dienstleistungen er-
hoben werden.

(2) Die in Absatz 1 vorge-
sehene Steuerbefreiung gilt nicht
für diese Steuern und sonstigen
Abgaben, wenn sie nach den
Gesetzen und sonstigen Rechts-
vorschriften des Empfangs-
staats von einer Person zu ent-
richten sind, die mit dem Ent-
sendestaat Verträge geschlossen
hat.

Artikel 61

Unverletzlichkeit der konsulari-
schen Archive und Schriftstücke

Die konsularischen Archive
und Schriftstücke einer von
einem Honorarkonsul geleiteten
konsularischen Vertretung sind
jederzeit unverletzlich, wo
immer sie sich befinden, sofern
sie von anderen Papieren und
Schriftstücken getrennt gehalten
werden, insbesondere von der
Privatkorrespondenz des Leiters
der konsularischen Vertretung
und seiner Mitarbeiter sowie
von den Gegenständen, Büchern
oder Schriftstücken, die sich auf
ihren Beruf oder ihr Gewerbe
beziehen.

Artikel 62

Befreiung von Zöllen

Nach Maßgabe seiner gelten-
den Gesetze und sonstigen
Rechtsvorschriften gestattet der
Empfangsstaat die Einfuhr der
nachstehend genannten Gegen-
stände, sofern sie für den amt-
lichen Gebrauch einer von einem
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Honorarkonsul geleiteten kon-
sularischen Vertretung bestimmt
sind, und befreit sie von allen
Zöllen, Steuern und ähnlichen
Abgaben mit Ausnahme von
Gebühren für Einlagerung, Be-
förderung und ähnliche Dienst-
leistungen: Wappen, Flaggen,
Schilder, Siegel und Stempel,
Bücher, amtliche Drucksachen,
Büromöbel, Büromaterial und
ähnliche Gegenstände, die der
konsularischen Vertretung vom
Entsendestaat oder auf dessen
Veranlassung geliefert werden.

Artikel 63

Strafverfahren

Wird gegen einen Honorar-
konsul ein Strafverfahren einge-
leitet, so hat er vor den zustän-
digen Behörden zu erscheinen.
Jedoch ist das Verfahren mit der
ihm auf Grund seiner amtlichen
Stellung gebührenden Rücksicht
und, außer wenn er festgenom-
men ist oder in Haft gehalten
wird, in einer Weise zu führen,
welche die Wahrnehmung der
konsularischen Aufgaben mög-
lichst wenig behindert Ist es
notwendig geworden, einen
Honorarkonsul in Unter-
suchungshaft zu nehmen, so ist
das Verfahren gegen ihn in
kürzester Frist einzuleiten.

Artikel 64

Schutz des Honorarkonsuls

Der Empfangsstaat ist ver-
pflichtet, dem Honorarkonsul
den auf Grund seiner amtlichen
Stellung etwa erforderlichen
Schutz zu gewähren.

Artikel 65

Befreiung von der Ausländer-
meldepflicht und der Aufent-

haltsgenehmigung

Honorarkonsuln mit Aus-
nahme derjenigen, die im Emp-
fangsstaat einen freien Beruf
oder eine gewerbliche Tätigkeit
ausüben, welche auf persönlichen
Gewinn gerichtet sind, genießen:
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Befreiung von allen in den Ge-
setzen und sonstigen Rechtsvor-
schriften des Empfangsstaats
vorgesehenen Verpflichtungen
in bezug auf die Ausländer-
meldepflicht und die Aufent-
haltsgenehmigung.

Artikel 66

Befreiung von der Besteuerung

Ein Honorarkonsul ist von
allen Steuern und sonstigen Ab-
gaben auf die Bezüge jeder Art
befreit, die er vom Entsende-
staat für die Wahrnehmung
konsularischer Aufgaben erhält.

Artikel 67

Befreiung von persönlichen
Dienstleistungen und Auflagen

Der Empfangsstaat befreit die
Honorarkonsuln von allen per-
sönlichen Dienstleistungen, von
allen öffentlichen Dienstleistun-
gen jeder Art und von militäri-
schen Auflagen, wie zum Bei-
spiel Beschlagnahmen, Kontri-
butionen und Einquartierungen.

Artikel 68

Fakultativer Charakter der In-
stitution des Honorarkonsuls

Jeder Staat kann nach freiem
Ermessen entscheiden, ob er
Honorarkonsuln bestellen oder
empfangen will.

KAPITEL IV. ALLGEMEINE
BESTIMMUNGEN

Artikel 69

Konsularagenten, die nicht
Leiter einer konsularischen Ver-

tretung sind

(1) Jeder Staat kann nach
freiem Ermessen entscheiden, ob
er Konsularagenturen errichten
oder zulassen will, denen Kon-
sularagenten vorstehen, welche
der Entsendestaat nicht zum
Leiter der konsularischen Ver-
tretung bestellt.
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(2) Die Bedingungen, unter
denen Konsularagenturen im
Sinne von Absatz 1 ihre Tätig-
keit ausüben können, und die
Vorrechte und Immunitäten,
welche die ihnen vorstehen-
den Konsularagenten genießen
sollen, werden in gegenseitigem
Einvernehmen zwischen dem
Entsendestaat und dem Emp-
fangsstaat festgesetzt.

Artikel 70

Wahrnehmung konsularischer
Aufgaben durch eine diploma-

tische Mission

(1) Dieses Übereinkommen
gilt, soweit der Zusammenhang
es erlaubt, auch für die Wahr-
nehmung konsularischer Auf-
gaben durch eine diplomatische
Mission.

(2) Die Namen der Mitglieder
einer diplomatischen Mission,
die der Konsularabteilung zuge-
teilt oder sonst mit der Wahr-
nehmung der konsularischen
Aufgaben der Mission beauf-
tragt sind, werden dem Ministe-
rium für Auswärtige Angelegen-
heiten des Empfangsstaats oder
der von diesem Ministerium be-
zeichneten Behörde notifiziert.

(3) Bei der Wahrnehmung
konsularischer Aufgaben kann
sich die diplomatische Mission

a) an die örtlichen Behörden
des Konsularbezirks sowie

b) an die Zentralbehörden
des Empfangsstaats wen-
den, sofern letzteres auf
Grund der Gesetze und
sonstigen Rechtsvorschrif-
ten sowie der Übung des
Empfangsstaats oder auf
Grund entsprechender
internationaler Überein-
künfte zulässig ist.

(4) Die Vorrechte und Immu-
nitäten der in Absatz 2 bezeich-
neten Mitglieder der diplomati-
schen Mission richten sich auch
weiterhin nach den Regeln des
Völkerrechts über diplomatische
Beziehungen.
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Artikel 71

Angehörige des Empfangsstaats
und Personen, die dort ständig

ansässig sind

(1) Soweit der Empfangsstaat
nicht zusätzliche Erleichterun-
gen, Vorrechte und Immuni-
täten gewährt, genießen Kon-
suln, die Angehörige des Emp-
fangsstaats oder dort ständig an-
sässig sind, lediglich Immunität
von der Gerichtsbarkeit und
persönliche Unverletzlichkeit in
bezug auf ihre in Wahrnehmung
ihrer Aufgaben vorgenommenen
Amtshandlungen sowie das in
Artikel 44 Absatz 3 vorgesehene
Vorrecht. Hinsichtlich dieser
Konsuln ist der Empfangsstaat
ferner durch die in Artikel 42
festgelegte Verpflichtung gebun-
den. Wird gegen einen solchen
Konsul ein Strafverfahren einge-
leitet, so ist dieses, außer wenn
er festgenommen ist oder in
Haft gehalten wird, in einer
Weise zu führen, welche die
Wahrnehmung der konsulari-
schen Aufgaben möglichst wenig
beeinträchtigt.

(2) Anderen Mitgliedern der
konsularischen Vertretung, die
Angehörige des Empfangsstaats
oder dort ständig ansässig sind,
und ihren Familienangehörigen
sowie den Familienangehörigen
der in Absatz 1 bezeichneten
Konsuln stehen Erleichterungen,
Vorrechte und Immunitäten nur
in dem vom Empfangsstaat zu-
gelassenen Umfang zu. Denjeni-
gen Familienangehörigen von
Mitgliedern der konsularischen
Vertretung und denjenigen Mit-
gliedern des Privatpersonals, die
Angehörige des Empfangsstaats
oder dort ständig ansässig sind,
stehen ebenfalls Erleichterungen,
Vorrechte und Immunitäten nur
in dem vom Empfangsstaat zu-
gelassenen Umfang zu. Der
Empfangsstaat darf jedoch seine
Hoheitsgewalt über diese Per-
sonen nur so ausüben, daß er
die Wahrnehmung der Aufgaben
der konsularischen Vertretung
nicht ungebührlich behindert.
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Artikel 72

Nichtdiskriminierung

(1) Bei der Anwendung dieses
Übereinkommens unterläßt der
Empfangsstaat jede diskriminie-
rende Behandlung von Staaten.

(2) Es gilt jedoch nicht als Dis-
kriminierung,

a) wenn der Empfangsstaat
eine Bestimmung dieses
Übereinkommens deshalb
einschränkend anwendet,
weil sie im Entsendestaat
auf seine eigenen konsula-
rischen Vertretungen ein-
schränkend angewandt
wird;

b) wenn Staaten auf Grand
von Gewohnheit oder
Vereinbarung einander
eine günstigere Behand-
lung gewähren, als es nach
diesem Übereinkommen
erforderlich ist.

Artikel 73

Verhältnis zwischen diesem
Übereinkommen und anderen
internationalen Übereinkünften

(1) Dieses Übereinkommen
läßt andere internationale Über-
einkünfte unberührt, die zwi-
schen deren Vertragsstaaten in
Kraft sind.

(2) Dieses Übereinkommen
hindert Staaten nicht daran,
internationale Übereinkünfte zu
schließen, die seine Bestimmun-
gen bestätigen, ergänzen, ver-
vollständigen oder deren Gel-
tungsbereich erweitern.

KAPITEL V. SCHLUSSBE-

STIMMUNGEN

Artikel 74

Unterzeichnung

Dieses Übereinkommen liegt
für alle Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen oder einer ihrer
Spezialorganisationen, für Ver-
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tragsstaaten des Statuts des
Internationalen Gerichtshofs
und für jeden anderen Staat,
den die Generalversammlung
der Vereinten Nationen einlädt,
Vertragspartei des Übereinkom-
mens zu werden, wie folgt zur
Unterzeichnung auf: bis zum
31. Oktober 1963 im Bundes-
ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten der Republik
Österreich und danach bis zum
31. März 1964 am Sitz der Ver-
einten Nationen in New York.

Artikel 75

Ratifizierung

Dieses Übereinkommen be-
darf der Ratifizierung. Die
Ratifikationsurkunden sind beim
Generalsekretär der Vereinten
Nationen zu hinterlegen.

Artikel 76

Beitritt

Dieses Übereinkommen liegt
zum Beitritt für jeden Staat auf,
der einer der in Artikel 74 be-
zeichneten vier Kategorien an-
gehört. Die Beitrittsurkunden
sind beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen zu hinter-
legen.

Artikel 77

Inkrafttreten

(1) Dieses Übereinkommen
tritt am dreißigsten Tag nach
Hinterlegung der zweiund-
zwanzigsten Ratifikations- oder
Beitrittsurkunde beim General-
sekretär der Vereinten Nationen
in Kraft.

(2) Für jeden Staat, der nach
Hinterlegung der zweiund-
zwanzigsten Ratifikations- oder
Beitrittsurkunde das Überein-
kommen ratifiziert oder ihm
beitritt, tritt es am dreißigsten
Tag nach Hinterlegung seiner
eigenen Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde in Kraft.
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Artikel 78

Notifikationen durch den
Generalsekretär

Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen notifiziert allen
Staaten, die einer der in Ar-
tikel 74 bezeichneten vier Kate-
gorien angehören,

a) die Unterzeichnungen
dieses Übereinkommens
und die Hinterlegung der
Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunden gemäß den
Artikeln 74, 75 und 76;

b) den Tag, an dem dieses
Übereinkommen gemäß
Artikel 77 in Kraft tritt.

Artikel 79

Verbindliche Wortlaute

Die Urschrift dieses Überein-
kommens, dessen chinesischer,
englischer, französischer, russi-
scher und spanischer Wortlaut
gleichermaßen verbindlich ist,
wird beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt;
dieser übermittelt allen Staaten,
die einer der in Artikel 74 be-
zeichneten vier Kategorien an-
gehören, beglaubigte Abschrif-
ten.

ZU URKUND DESSEN
haben die unterzeichneten, von
ihren Regierungen hiezu ge-
hörig befugten Bevollmächtigten
dieses Übereinkommen unter-
schrieben.

GESCHEHEN ZU WIEN,
am 24. April 1963.
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(Übersetzung)

WIENER ÜBEREIN-
KOMMEN OBER KONSU-

LARISCHE BEZIEHUN-
GEN

FAKULTATIVPROTO-
KOLL OBER DIE OBLIGA-
TORISCHE BEILEGUNG
VON STREITIGKEITEN

Die Vertragsstaaten dieses
Protokolls und des Wiener Über-
einkommens über konsularische
Beziehungen, im folgenden als
„Übereinkommen" bezeichnet,
das von der vom 4. März bis
zum 22. April 1963 in Wien ab-
gehaltenen Konferenz der Ver-
einten Nationen angenommen
wurde,

von dem Wunsch geleitet, zur
Regelung aller sie betreffenden
Streitigkeiten über die Ausle-
gung oder Anwendung des
Übereinkommens die obligato-
rische Gerichtsbarkeit des Inter-
nationalen Gerichtshofs in An-
spruch zu nehmen, sofern die
Parteien sich nicht innerhalb
einer angemessenen Frist über
eine andere Form der Beilegung
geeinigt haben,

sind wie folgt übereingekom-
men:

Artikel I

Streitigkeiten über die Ausle-
gung oder Anwendung des
Übereinkommen unterliegen
der obligatorischen Gerichtsbar-
keit des Internationalen Ge-
richtshofs und können diesem
daher durch Klage einer Streit-
partei unterbreitet werden, die
Vertragspartei dieses Protokolls
ist.

Artikel II

Binnen zwei Monaten, nach-
dem eine Partei der anderen
notifiziert hat, daß nach ihrer
Auffassung eine Streitigkeit vor-
liegt, können die Parteien über-
einkommen, diese nicht dem
Internationalen Gerichtshof,
sondern einem Schiedsgericht zu
unterbreiten. Nach Ablauf der
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genannten Frist kann jede Par-
tei die Streitigkeit im Klage-
wege dem Gerichtshof unter-
breiten.

Artikel III

(1) Innerhalb derselben Frist
von zwei Monaten können die
Parteien vereinbaren, vor An-
rufung des Internationalen Ge-
richtshofs ein Vergleichsverfah-
ren einzuleiten.

(2) Die Vergleichskommission
hat binnen fünf Monaten nach
ihrer Einsetzung ihre Empfeh-
lungen abzugeben. Nehmen die
Streitparteien diese Empfehlun-
gen nicht binnen zwei Monaten
nach ihrer Abgabe an, so kann,
jede Partei die Streitigkeit: im
Klagewege dem Gerichtshof
unterbreiten,

Artikel IV

Vertragsstaaten des Überein-
kommens, des Fakultativproto-
kolls über den Erwerb der
Staatsangehörigkeit sowie des
vorliegenden Protokolls können
jederzeit erklären, daß sie dieses
Protokoll auch auf Streitig-
keiten anwenden werden, die
sich aus der Auslegung der An-
wendung des Fakultativproto-
kolls über den Erwerb der
Staatsangehörigkeit ergeben.
Diese Erklärungen sind dem
Generalsekretär der Vereinten
Nationen zu notifizieren.

Artikel V

Dieses Protokoll liegt für alle
Staaten, die Vertragsparteien
des Übereinkommens werden,
wie folgt zur Unterzeichnung

! auf: bis zum 31. Oktober 1963
im Bundesministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten der
Republik Österreich und danach
bis zum 31. März 1964 am Sitz
der Vereinten Nationen in New
York.

Artikel VI

Dieses Protokoll bedarf der
Ratifizierung. Die Ratifikations-
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urkunden sind beim General-
sekretär der Vereinten Nationen
zu hinterlegen.

Artikel VII
Dieses Protokoll liegt zum

Beitritt für alle Staaten auf, die
Vertragsparteien des Überein-
kommens werden. Die Beitritts-
urkunden sind beim General-
sekretär der Vereinten Nationen
zu hinterlegen.

Artikel VIII

(1) Dieses Protokoll tritt an
demselben Tag wie das Überein-
kommen oder aber am dreißig-
sten Tag nach dem Zeitpunkt in
Kraft, an dem die zweite Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde
zu dem Protokoll beim General-
sekretär der Vereinten Nationen
hinterlegt worden ist, je nach-
dem, welcher Tag später liegt.

(2) Für jeden Staat, der dieses
Protokoll nach seinem gemäß
Absatz 1 erfolgten Inkrafttreten
ratifiziert oder ihm beitritt, tritt
es am dreißigsten Tag nach
Hinterlegung seiner eigenen
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde in Kraft.

Artikel IX

Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen notifiziert allen
Staaten, die Vertragsparteien des
Übereinkommens werden,

a) die Unterzeichnungen
dieses Protokolls und die
Hinterlegung der Ratifi-
kations- und Beitrittsur-
kunden gemäß den Ar-
tikeln V, VI und VII;

b) die gemäß Artikel IV ab-
gegebenen Erklärungen;

c) den Tag, an dem dieses
Protokoll gemäß Arti-
kel VIII in Kraft tritt.

Artikel X

Die Urschrift dieses Proto-
kolls, dessen chinesischer, eng-
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lischer, französischer, russischer
und spanischer Wortlaut
gleichermaßen verbindlich ist,
wird beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt;
dieser übermittelt allen in Ar-
tikel V bezeichneten Staaten be-
glaubigte Abschriften.

ZU URKUND DESSEN
haben die unterzeichneten, von.
ihren Regierungen hiezu ge-
hörig befugten Bevollmächtig-
ten dieses Protokoll unterschrie-
ben.

GESCHEHEN ZU WIEN,
am 24. April 1963.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Vertragswerk für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz,
vom Bundesminister für Unterricht, vom Bundesminister für soziale Verwaltung, vom Bundes-
minister für Finanzen, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie, vom Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Unter-
nehmungen, vom Bundesminister für Landesverteidigung, vom Bundesminister für Bauten und
Technik und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem
Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 23. Mai 1969

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Inneres:
Soronic*

Der Bundesminister für Justiz:
Klecatsky

Der Bundesminister für Unterricht:
Piffl

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Rehor

Der Bundesminister für Finanzen:
Koren

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Mitterer

Der Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen:
Weiß

Der Bundesminister für Landesverteidigung:
Prader

Der Bundesminister für Bauten und Technik:
Kottina

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Waldheim
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Die Ratifikationsurkunde ist am 12. Juni 1969 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen
hinterlegt worden. Das vorliegende Übereinkommen und das Fakultativprotokoll treten daher
gemäß Artikel 77 Abtatz 2 des Übereinkommens und Artikel VDI Absatz 2 des Fakutativprotokolls
für Österreich am 12. Juli 1969 in Kraft.

Bisher gehören dem Übereinkommen folgende weitere Staaten an: Algerien, Argentinien,
Brasilien, Chile, Costa Rica, Dominikanische Republik, Ecuador, Gabon, Ghana, Honduras, Irland,
Jugoslawien, Kamerun, Kenia, Kuba, Liechtenstein, Madagaskar, Mali, Mexiko, Nepal, Niger,
Nigeria, Obervolta, Pakistan, Panama, Philippinen, Schweiz, Senegal, Somalia, Trinidad und Tobago,
Tschechoslowakei, Tunesien, Venezuela, Vereinigte Arabische Republik.

Dem Fakultativprotokoll gehören bisher folgende weitere Staaten an: Dominikanische Republik,
Gabon, Kenia, Liechtenstein, Madagaskar, Nepal, Obervolta, Panama, Philippinen, Schweiz, Senegal.

Mexiko hat den die Enteignung konsularischer Räumlichkeiten betreffenden Teil des Artikels 31
Absatz 4 des Übereinkommens nicht anerkannt.

Die Vereinigte Arabische Republik hat zum Übereinkommen folgende Vorbehalte erklärt
beziehungsweise folgende Erklärungen abgegeben:

„1. Artikel 46 Absatz 1 betreffend die Befreiung von der Ausländermeldepflicht und der Auf-
enthaltsgenehmigung gilt nicht für die Bediensteten des Verwaltung- oder technischen Personals.

2. Artikel 49 betreffend die Befreiung von der Besteuerung gilt nur für Konsuln, deren Ehe-
gattinnen und minderjährige Kinder. Diese Befreiung kann nicht auf die Bediensteten des Ver-
waltungs- oder technischen Personals und auf die Mitglieder, des dienstlichen Hauspersonals erstreckt
werden.

3. Artikel 62 betreffend die Befreiung von Zöllen und Steuern auf Gegenstände für den amt-
lichen Gebrauch einer von einem Honorarkonsul geleiteten konsularischen Vertretung gilt nicht.

4. Artikel 65 wird nicht anerkannt. Honorarkonsuhl können nicht von der Ausländermelde-
pflicht und der Aufenthaltsgenehmigung befreit werden.

5. Die Vereinigte Arabische Republik ist der Auffassung, daß die in diesem Übereinkommen
vorgesehenen Vorrechte und Immunitäten nur Konsuln, deren Ehegattinnen und minderjährigen
Kindern zu gewähren sind und nicht auf ihre anderen Familienangehörigen erstreckt werden
können."

Klaus

319.

Nachdem das am 22. März 1968 in Moskau unterzeichnete Abkommen über kulturelle und
wissenschaftliche Zusammenarbeit zwischen der Republik Österreich und der Union der Sozia-
listischen Sowjetrepubliken, welches also lautet:

ABKOMMEN
über kulturelle und wissenschaftliche Zu-
sammenarbeit zwischen der Republik Öster-
reich und der Union der Sozialistischen

Sowjetrepubliken

Die Republik Österreich und die Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken, vom Wunsche
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geleitet, die kulturelle und wissenschaftliche Zu-
sammenarbeit zwischen beiden Landern auszu-
bauen und damit zur weiteren Festigung des
gegenseitigen Verständnisses und der freund-
schaftlichen Beziehungen zwischen dem österrei-
chischen und dem sowjetischen Volk beizutragen,
haben vereinbart, das vorliegende Abkommen
abzuschließen, und sind wie folgt übereinge-
kommen:

Artikel I

Die Vertragschließenden Teile werden kultu-
relle und wissenschaftliche Beziehungen auf
Grundlage der gegenseitigen Achtung der Sou-
veränität, der Gleichberechtigung, der Nichtein-
mischung in innere Angelegenheiten, in Über-
einstimmung mit den in jedem der beiden
Länder geltenden Gesetzen und Vorschriften
und gemäß den folgenden Bestimmungen pflegen.

Artikel II
Die Vertragschließenden Teile werden durch

Austausch von Wissenschaftern, die in wissen-
schaftlichen Institutionen und an den Hoch-
schulen tätig sind, von Vertretern wissenschaft-
licher Gesellschaften und von anderen Fach-
leuten zum Zwecke der wissenschaftlichen Arbeit,
der Abhaltung von Vorträgen und des Kennen-
lernens der wissenschaftlichen Einrichtungen und
Errungenschaften beider Länder sowie auch durch
Austausch von wissenschaftlichen Publikationen
und Veröffentlichungen von wechselseitigem In-
teresse der Zusammenarbeit auf dem Gebiete
der Wissenschaft jede mögliche Unterstützung
angedeihen lassen.

Die Vertragschließenden Teile werden die Ein-
ladung von Wissenschaftern und Fachleuten des
einen Landes zu internationalen und nationalen
wissenschaftlichen Konferenzen und Symposien,
die im anderen Lande veranstaltet werden,
unter Berücksichtigung des gegenseitigen Inter-
esses und der vorhandenen Möglichkeiten begün-
stigen.

Artikel III

Die Vertragschließenden Teile werden für den
Ausbau der Beziehungen auf dem Gebiete von
Unterricht und Bildungswesen sorgen, unter Be-
rücksichtigung der Tätigkeit der Hochschulen
(Universitäten, technische Hochschulen, Kunst-
akademien, pädagogische und andere Lehran-
stalten) sowie der höheren und mittleren all-
gemeinen und berufsbildenden Lehranstalten und
Schulen, durch Austausch von Hochschullehrern,
Lehrern und sonstigen Fachleuten zur beider-
seitigen Kenntnisnahme vom Stande des Unter-
richts und des Bildungswesens, zur Abhaltung
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von Lehrveranstaltungen und Vorträgen, ferner
durch Austausch von Studierenden, jungen ab-
solvierten Akademikern und jungen Wissen-
schaftern zum Praktizieren und zur Ausbildung,
sowie durch Austausch von Literatur didak-
tischen und methodologischen Charakters, von
Lehrmitteln und audiovisuellen Hilfsmitteln.

Die Vertragschließenden Teile haben verein-
bart, die Frage der Anerkennung der Gleichwer-
tigkeit der Diplome und Titel, die von den
Hochschulen und anderen Lehranstalten beider
Länder verliehen werden, zu prüfen.

Artikel IV

Die Vertragschließenden Teile werden dem
Studium der Sprache und Literatur des einen
Landes im anderen Land durch Austausch von
Lehrern und sonstigen Fachleuten für Sprache
und Literatur, durch Veranstaltung von Spezial-
kursen für Lehrer, durch Abhaltung von Vor-
trägen und Lehrveranstaltungen sowie durch
Austausch von methodologischer Literatur, Lehr-
büchern und Schallträgeraufzeichnungen die
größtmögliche Unterstützung angedeihen lassen.

Artikel V

Die Vertragschließenden Teile werden in An-
erkennung der Wichtigkeit des Austausches von
Delegationen und einzelnen Fachleuten auf dem
Gebiete der wissenschaftlichen und wissenschaft-
lich-technischen Forschung die Durchführung, sol-
cher Austausche und anderer beiderseitig geneh-
mer Kontakte fördern.

Artikel VI

Die Vertragschließenden Teile werden die
Pflege der Beziehungen auf dem Gebiete der
Medizin und des Gesundheitswesens, zum Bei-
spiel durch Austausch von Fachleuten und Wis-
senschaftern zum Kennenlernen der Einrich-
tungen und Errungenschaften beider Länder auf
den genannten Gebieten, zur Durchführung von
wissenschaftlicher Forschungsarbeit, zur Abhal-
tung von Vorlesungen und Vorträgen, zur Her-
stellung von Kontakten zwischen wissenschaft-
lichen Institutionen sowie durch Austausch von
Filmen und wissenschaftlichen Publikationen und
Veröffentlichungen von wechselseitigem Interesse
über Fragen der Medizin und des Gesund-
heitswesens unterstützen.

Artikel VII

Die Vertragschließenden Teile werden Bezie-
hungen auf den Gebieten der Literatur, der bil-
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denden Kunst und der Musik, insbesondere
durch Büchertausch zwischen Bibliotheken
und Instituten, durch Veranstaltung verschie-
denartiger Ausstellungen, durch Austausch von
Musikwerken, durch Kontakte zwischen Ver-
legern, die die Übersetzung und Herausgabe
von Büchern zum Ziele haben, und durch Aus-
tausch von künstlerisch tätigen Personen wie
Schriftsteller, Maler, Komponisten und Musiker,
Bildhauer, Architekten und andere Kulturschaf-
fende zum wechselseitigen Kennenlernen der
Literatur, der bildenden Kunst und der Musik
beider Länder fördern.

Artikel VIII
Die Vertragschließenden Teile werden Bezie-

hungen und Austauschveranstaltungen auf dem
Gebiet der darstellenden Kunst und der aus-
übenden Kunst durch Austausch von Künstler-
ensembles, Künstlergruppen und einzelnen aus-
übenden Künstlern sowie auch durch Austausch
von Delegationen, Fachleuten und Material auf
diesem Gebiet fördern.

Artikel IX

Die Vertragschließenden Teile werden den Aus-
tausch von Spielfilmen, Kulturfilmen und Lehr-
filmen auf kommerzieller Basis sowie die Durch-
führung von Filmwochen und Filmpremieren und
den Austausch im Filmwesen tätiger Personen
unterstützen.

Artikel X

Die Vertragschließenden Teile werden in An-
erkennung der Bedeutung des Rundfunks und
des Fernsehens für die kulturellen Kontakte zum
Ausbau der Zusammenarbeit zwischen dem
Rundfunk und dem Fernsehen beider Länder,
zum Austausch von Rundfunk- und Fernseh-
programmeil, von Delegationen und einzelnen
Fachleuten sowie zur Durchführung anderer
Maßnahmen von gegenseitigem Interesse auf
diesem Gebiet beitragen.

Artikel XI

Die Vertragschließenden Teile werden an der
Ausgestaltung der Beziehungen auf dem Gebiet
des Sports durch Förderung sowohl des Aus-
tausches von Sportlern und Fachleuten als auch
der Veranstaltung von Sportbegegnungen und
Wettkämpfen mitwirken.

Artikel XII

Die Vertragschließenden Teile, in der Über-
zeugung, daß der Fremdenverkehr einen wert-
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vollen Beitrag zur Entwicklung der Beziehungen
zwischen den beiden Ländern darstellt, sind
übereingekommen, auf die Erreichung einer mög-
lichst großen Zahl von Touristenreisen hinzu-
wirken und solchen Reisen zum Kennenlernen
des Lebens, der Arbeit und der Kultur beider
Völker, weitgehende Unterstützung angedeihen zu
lassen.

Artikel XIII

Die Vertragschließenden Teile sind übereinge-
kommen, daß die angeführten Austausche und
Maßnahmen jeweils auf Grund von Verein-
barungen zwischen den zuständigen Stellen beider
Länder, einschließlich der Vereinbarung über
finanzielle Bedingungen, erfolgen werden.

Artikel XTV

Die Vertragschließenden Teile sind übereinge-
kommen, daß sie den Ausbau der Beziehungen
zwischen österreichischen und sowjetischen Insti-
tutionen und Vereinigungen, die eine kulturelle
oder wissenschaftliche Tätigkeit ausüben und die
Entwicklung der Beziehungen zwischen den bei-
den Ländern fördern, begünstigen werden, wo-
bei die praktische Herstellung solcher Bezie-
hungen die Sache dieser Organisationen selbst
sein wird.

Artikel XV

Das vorliegende Abkommen ist zu ratifizieren
und tritt mit dem Tag des Austausches der
Ratifikationsurkunden, der in Moskau binnen
kürzester Frist erfolgen wird, in Kraft

Artikel XVI

Das Abkommen behält seine Wirksamkeit bis
zum Ablauf einer sechsmonatigen Frist, begin-
nend mit dem Tage, an dem einer der Vertrag-
schließenden Teile dem anderen Teil seinen
Wunsch erklärt, es aufzukündigen.

Geschehen zu Moskau, am 22. März 1968, in
zwei Ausfertigungen, je in deutscher und rus-
sischer Sprache, wobei beide Texte gleicher-
maßen verbindlich sind.

Für die Republik Österreich:

Waldheim m. p.

Für die Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken:

A. Gromyko m. p.



78. Stück — Ausgegeben am 3. September 1969 — Nr. 319 1731

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Unterricht, vom Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet
und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 24. März 1969

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Unterricht:
Piffl

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe and Industrie:
Mitterer

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Waldheim

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Vertrag sind am 6. Juni 1969 ausgetauscht
worden; das Abkommen ist gemäß seinem Artikel XV am gleichen Tag in Kraft getreten.

Klaus
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320.

Nachdem das am 13. Dezember 1957 in Paris unterzeichnete Europäische Auslieferungsüberein-
kommen, welches also lautet:

(Übersetzung)

EUROPÄISCHES AUSLIE-
FERUNGSÜBEREIN-

KOMMEN

Die unterzeichneten Regie-
rungen, Mitglieder des Europa-
rates,

in der Erwägung, daß es das
Ziel des Europarates ist, eine
engere Verbindung zwischen
seinen Mitgliedern herbeizu-
führen;

in der Erwägung, daß dieses
Ziel durch den Abschluß von
Vereinbarungen oder durch ge-
meinsames Vorgehen auf dem
Gebiet des Rechts erreicht
werden kann;

in der Überzeugung, daß die
Annahme einheitlicher Vor-
schriften auf dem Gebiet der
Auslieferung dieses Einigungs-
werk zu fördern geeignet ist,

sind wie folgt überein-
gekommen:

Artikel 1

AUSLIEFERUNGS-
VERPFLICHTUNG

Die Vertragsparteien ver-
pflichten sich, gemäß den nach-
stehenden Vorschriften und Be-
dingungen einander die Per-
sonen auszuliefern, die von den
Justizbehörden des ersuchenden
Staates wegen einer strafbaren
Handlung verfolgt oder zur
Vollstreckung einer Strafe oder
einer Maßnahme der Sicherung
und Besserung gesucht werden.

Artikel 2

AUSLIEFERUNGSFÄHIGE
STRAFBARE HANDLUNGEN

(1) Ausgeliefert wird wegen
Handlungen, die sowohl nach
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dem Recht des ersuchenden als
auch nach dem des ersuchten
Staates mit einer Freiheitsstrafe
oder die Freiheit beschrän-
kenden Maßnahme der Siche-
rung und Besserung im Höchst-
maß von mindestens einem Jahr
oder mit einer strengeren Strafe
bedroht sind. Ist im Hoheits-
gebiet des ersuchenden Staates
eine Verurteilung zu einer Strafe
erfolgt oder eine Maßnahme der
Sicherung und Besserung ange-
ordnet worden, so muß deren
Maß mindestens vier Monate
betragen.

(2) Betrifft das Auslieferungs-
ersuchen mehrere verschiedene
Handlungen, von denen jede so-
wohl nach dem Recht des
ersuchenden als auch nach dem
des ersuchten Staates mit eider
Freiheitsstrafe oder die Freiheit
beschränkenden Maßnahme der
Sicherung und Besserung be-
droht ist, einige aber die Be-
dingung hinsichtlich des Straf-
maßes nicht erfüllen, so ist der
ersuchte Staat berechtigt, die
Auslieferung auch wegen dieser
Handlungen zu bewilligen.

(3) Jede Vertragspartei, deren
Rechtsvorschriften die Aus-
lieferung wegen bestimmter, im
Abs. 1 erwähnter strafbarer
Handlungen nicht zulassen,
kann für sich selbst die An-
wendung des Übereinkommens
auf diese strafbaren Handlungen
ausschließen.

(4) Jede Vertragspartei, die
von dem im Abs. 3 vorge-
sehenen Recht Gebrauch machen
will, notifiziert dem General-
sekretär des Europarates bei der
Hinterlegung ihrer Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunde
entweder eine Liste der straf-
baren Handlungen, derentwegen
die Auslieferung zulässig ist,
oder eine Liste der strafbaren
Handlungen, derentwegen die
Auslieferung ausgeschlossen ist;
sie gibt hiebei die gesetzlichen
Bestimmungen an, welche die
Auslieferung zulassen oder
ausschließen. Der General-
sekretär des Europarates über-
mittelt diese Listen den anderen
Unterzeichnerstaaten.
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(5) Wird in der Folge die Aus-
lieferung wegen anderer straf-
barer Handlungen durch die
Rechtsvorschriften einer Ver-
tragspartei ausgeschlossen, so
notifiziert diese den Ausschluß
dem Generalsekretär des Euro-
parates, der die anderen Unter-
zeichnerstaaten davon in Kennt-
nis setzt. Diese Notifikation
wird erst mit Ablauf von drei
Monaten nach dem Zeitpunkt
ihres Eingangs bei dem General-
sekretär wirksam.

(6) Jede Partei, die von dem
in den Abs. 4 und 5 vorge-
sehenen Recht Gebrauch ge-
macht hat, kann jederzeit die
Anwendung dieses Überein-
kommens auf strafbare Hand-
lungen erstrecken, die davon
ausgeschlossen waren. Sie noti-
fiziert diese Änderungen dem
Generalsekretär des Europa-
rates, der sie den anderen
Unterzeichnerstaaten mitteilt.

(7) Jede Partei kann hinsicht-
lich der auf Grund dieses Ar-
tikels von der Anwendung des
Übereinkommens ausgeschlos-
senen strafbaren Handlungen
den Grundsatz der Gegenseitig-
keit anwenden.

Artikel 3

POLITISCHE STRAFBARE
HANDLUNGEN

(1) Die Auslieferung wird
nicht bewilligt, wenn die straf-
bare Handlung, derentwegen sie
begehrt wird, vom ersuchten
Staat als eine politische oder als
eine mit einer solchen zusam-
menhängende strafbare Hand-
lung angesehen wird.

(2) Das gleiche gilt, wenn der
ersuchte Staat ernstliche Gründe
hat anzunehmen, daß das Aus-
lieferungsersuchen wegen einer
nach gemeinem Recht straf-
baren Handlung gestellt worden
ist, um eine Person aus ras-
sischen, religiösen, nationalen
oder auf politischen Anschau-
ungen beruhenden Erwägungen
zu verfolgen oder zu bestrafen,
oder daß die Person der Gefahr.
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einer Erschwerung ihrer Lage
aus einem dieser Gründe aus-
gesetzt wäre.
(3) Im Rahmen dieses Über-
einkommens wird der Angriff
auf das Leben eines Staatsober-
hauptes oder eines Mitglieds
seiner Familie nicht ab politische
strafbare Handlung angesehen.
(4) Dieser Artikel läßt die Ver-
pflichtungen unberührt, welche
die Vertragsparteien auf Grund
eines anderen mehrseitigen
internationalen Übereinkom-
mens übernommen haben oder
übernehmen werden.

Artikel 4

MILITÄRISCHE STRAFBARE
HANDLUNGEN

Auf die Auslieferung wegen
militärischer strafbarer Hand-
lungen, die keine nach gemeinem
Recht strafbaren Handlungen
darstellen, ist dieses Überein-
kommen nicht anwendbar.

Artikel 5

FISKALISCHE STRAFBARE
HANDLUNGEN

In Abgaben-, Steuer-, Zoll-
und Devisenstrafsachen wird die
Auslieferung tinter den Bedin-
gungen dieses Übereinkommens
nur gewährt, wenn dies zwi-
schen Vertragsparteien für ein-
zelne oder. Gruppen von straf-
baren Handlungen dieser Art
vereinbart worden ist

Artikel 6

AUSLIEFERUNG EIGENER
STAATSANGEHÖRIGER

(1) a) Jede Vertragspartei ist
berechtigt, die Auslie-
ferung ihrer Staatsange-
hörigen abzulehnen.

b) Jede Vertragspartei kann,
was sie betrifft, bei der
Unterzeichnung oder der
Hinterlegung ihrer Ratifi-
kation- oder Beitritts-
urkunde durch eine Er-
klärung den Begriff
„Staatsangehörige" im
Sinne dieses Überein-
kommens bestimmen.
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c) Für die Beurteilung der
Eigenschaft als Staatsange-
höriger ist der Zeitpunkt
der Entscheidung über die
Auslieferung maßgebend.
Wird diese Eigenschaft je-
doch erst zwischen der
Entscheidung und dem für
die Übergabe in Aussicht
genommenen Zeitpunkt
festgestellt, so kann der
ersuchte Staat sich eben-
falls auf die Bestimmung
der lit. a berufen.

(2) Liefert der ersuchte Staat
seinen Staatsangehörigen nicht
aus, so hat er auf Begehren des
ersuchenden Staates die Ange-
legenheit den zuständigen Be-
hörden zu unterbreiten, damit
gegebenenfalls eine gerichtliche
Verfolgung durchgeführt wer-
den kann. Zu diesem Zweck sind
die auf die strafbare Handlung
bezüglichen Akten, Unterlagen
und Gegenstände kostenlos auf
dem im Artikel 12 Abs. 1 vor-
gesehenen Weg zu übermitteln.
Dem ersuchenden Staat ist mit-
zuteilen, inwieweit seinem Be-
gehren Folge gegeben worden
ist.

Artikel 7

BEGEHUNGSORT

(1) Der ersuchte Staat kann die
Auslieferung der verlangten
Person wegen einer strafbaren
Handlung ablehnen, die nach
seinen Rechtsvorschriften ganz
oder zum Teil in seinem
Hoheitsgebiet oder an einem
diesem gleichgestellten Ort be-
gangen worden ist.
(2) Ist die strafbare Handlung,
die dem Auslieferungsersuchen
zugrunde liegt, außerhalb des
Hoheitsgebietes des ersuchenden
Staates begangen worden, so
kann die Auslieferung nur ab-
gelehnt werden, wenn die
Rechtsvorschriften des ersuchten
Staates die Verfolgung einer
außerhalb seines Hoheitsgebietes
begangenen strafbaren Hand-
lung gleicher Art oder die Aus-
lieferung wegen der strafbaren
Handlung nicht zulassen, die
Gegenstand des Ersuchens ist.
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Artikel 8

ANHÄNGIGE STRAFVER-
FAHREN WEGEN DER-
SELBEN HANDLUNGEN

Der ersuchte Staat kann die
Auslieferung einer verlangten
Person ablehnen, die von ihm
wegen Handlungen verfolgt
wird, derentwegen um Aus-
lieferung ersucht wird.

Artikel 9
NE BIS IN IDEM

Die Auslieferung wird nicht
bewilligt, wenn die verlangte
Person wegen Handlungen,
derentwegen um Auslieferung
ersucht wird, von den zustän-
digen Behörden des ersuchten
Staates rechtskräftig abgeurteilt
worden ist. Die Auslieferung
kann abgelehnt werden, wenn
die zuständigen Behörden des
ersuchten Staates entschieden
haben, wegen derselben Hand-
lungen kein Strafverfahren ein-
zuleiten oder ein bereits einge-
leitetes Strafverfahren einzu-
stellen.

Artikel 10
VERJÄHRUNG

Die Auslieferung wird nicht
bewilligt, wenn nach den
Rechtsvorschriften des ersuchen-
den oder des ersuchten Staates
die Strafverfolgung oder Straf-
vollstreckung verjährt ist.

Artikel 11
TODESSTRAFE

Ist die Handlung, derent-
wegen um Auslieferung ersucht
wird, nach dem Recht des er-
suchenden Staates mit der
Todesstrafe bedroht, und ist
diese für solche Handlungen
nach den Rechtsvorschriften des
ersuchten Staates nicht vorge-
sehen oder wird sie von ihm in
der Regel nicht vollstreckt, so
kann die Auslieferung abgelehnt
werden, sofern nicht der er-
suchende Staat eine vom er-
suchten Staat ab ausreichend
erachtete Zusicherung gibt, daß
die Todesstrafe nicht vollstreckt
wird.
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Artikel 12

ERSUCHEN U N D UNTER-
LAGEN

(1) Das Ersuchen wird schrift-
lich abgefaßt und auf dem diplo-
matischen Weg übermittelt. Ein
anderer Weg kann unmittelbar
zwischen zwei oder mehreren
Vertragsparteien vereinbart
werden.
(2) Dem Ersuchen sind bei-
zufügen:

a) die Urschrift oder eine be-
glaubigte Abschrift eines
vollstreckbaren verur-
teilenden Erkenntnisses,
eines Haftbefehls oder
jeder anderen, nach den
Formvorschriften des er-
suchenden Staates ausge-
stellten Urkunde mit
gleicher Rechtswirkung;

b) eine Darstellung der Hand-
lungen, derentwegen um
Auslieferung ersucht wird.
Zeit und Ort ihrer Be-
gehung sowie ihre recht-
liche Würdigung unter Be-
zugnahme auf die anwend-
baren Gesetzesbestimmun-
gen sind so genau wie
möglich anzugeben;

c) eine Abschrift der an-
wendbaren Gesetzesbe-
stimmungen oder, sofern
dies nicht möglich ist, eine
Erklärung fiber das an-
wendbare Recht sowie eine
möglichst genaue Beschrei-
bung der verlangten Per-
son und alle anderen zur
Feststellung ihrer Iden-
tität und Staatsangehörig-
keit geeigneten Angaben.

Artikel 13

ERGÄNZUNG DER UNIER-
LAGEN

Erweisen sich die vom er-
suchenden Staat übermittelten
Unterlagen für eine Entschei-
dung des ersuchten Staates auf
Grund dieses Übereinkommens
als unzureichend, so ersucht
dieser Staat um die notwendige
Ergänzung der Unterlagen; er
kann für deren Beibringung eine
Frist setzen.
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Artikeln

GRUNDSATZ DER SPEZIA-
LITÄT

(1) Die ausgelieferte Person
darf wegen einer anderen, vor
der Übergabe begangenen
Handlung als jener die der Aus-
lieferung zugrunde liegt, nur in
den folgenden Fallen verfolgt,
abgeurteilt, zur Vollstreckung
einer Strafe oder Maßnahme
der Sicherung und Besserung in
Haft gehalten oder einer son-
stigen Beschränkung ihrer per-
sönlichen Freiheit unterworfen
werden:

a) wenn der Staat, der sie
ausgeliefert hat, zustimmt.
Zu diesem Zweck ist ein
Ersuchen unter Beifügung
der im Artikel 12 erwähn-
ten Unterlagen und eines
gerichtlichen Protokolls
über die Erklärungen des
Ausgelieferten zu stellen.
Die Zustimmung wird er-
teilt, wenn die strafbare
Handlung, derentwegen
um Zustimmung ersucht
wird, an sich nach diesem
Übereinkommen der Ver-
pflichtung zur Ausliefe-
rung unterliegt;

b) wenn die ausgelieferte
Person, obwohl sie dazu
die Möglichkeit hatte, das
Hoheitsgebiet des Staates,
dem sie ausgeliefert
worden ist, innerhalb von
45 Tagen nach ihrer end-
gültigen Freilassung nicht
verlassen hat oder wenn
sie nach Verlassen dieses
Gebietes dorthin zurück-
gekehrt ist.

(2) Der ersuchende Staat kann
jedoch die erforderlichen Maß-
nahmen treffen, um eine aus-
gelieferte Person außer Landes
zu schaffen oder nach seinen
Rechtsvorschriften die Verjäh-
rung zu unterbrechen, sowie ein
Abwesenheitsverfahren durch-
führen.
(3) Wird die der ausgelieferten
Person zur Last gelegte Hand-
lung während des Verfahrens
rechtlich anders gewürdigt, so
darf sie nur insoweit verfolgt:
oder abgeurteilt werden, als die
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Tatbestandsmerkmale der recht-
lich neu gewürdigten strafbaren
Handlung die Auslieferung ge-
statten würden.

Artikel 15

WEITERLIEFERUNG AN
EINEN DRITTEN STAAT

Außer im Falle des Ar-
tikels 14 Abs. 1 lit. b darf der
ersuchende Staat die ihm aus-
gelieferte Person, die von einer
anderen Vertragspartei oder
einem dritten Staat wegen vor
der Übergabe begangener straf-
barer Handlungen gesucht wird,
nur mit Zustimmung des er-
suchten Staates der anderen
Vertragspartei oder dem dritten
Staat ausliefern. Der ersuchte
Staat kann die Vorlage der im
Artikel 12 Abs. 2 erwähnten
Unterlagen verlangen.

Artikel 16

VORLÄUFIGE
AUSLIEFERUNGSHAFT

(1) In dringenden Fällen
können die zuständigen Be-
hörden des ersuchenden Staates
um vorläufige Verhaftung der
gesuchten Person ersuchen; über
dieses Ersuchen entscheiden die
zuständigen Behörden des er-
suchten Staates nach dessen
Recht.
(2) In dem Ersuchen um vor-
läufige Verhaftung ist anzu-
führen, daß eine der im Ar-
tikel 12 Abs. 2 lit. a erwähnten
Urkunden vorhanden ist und
die Absicht besteht, ein Aus-
lieferungsersuchen zu stellen;
fern er sind darin die strafbare
Handlung, derentwegen um
Auslieferung ersucht werden
wird, Zeit und Ort ihrer Be-
gehung und, soweit möglich, die
Beschreibung der gesuchten Per-
son anzugeben.

(3) Das Ersuchen um vor-
läufige Verhaftung wird den zu-
ständigen Behörden des ersuch-
ten Staates auf dem diplo-
matischen oder unmittelbar auf
dem postalischen oder tele-
graphischen Weg oder über die
Internationale Kriminalpolizei-
liche Organisation (Interpol)
oder durch jedes andere Nach-
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richtenmittel übersendet, das
Schriftspuren hinterläßt oder
vom ersuchten Staat zugelassen
wird. Der ersuchenden Behörde
ist unverzüglich mitzuteilen, in-
wieweit ihrem Ersuchen Folge
gegeben worden ist.
(4) Die vorläufige Haft kann
aufgehoben werden, wenn das
Auslieferungsersuchen und die
im Artikel 12 erwähnten Unter-
lagen dem ersuchten Staat nicht
innerhalb von 18 Tagen nach
der Verhaftung vorliegen; sie
darf in keinem Falle 40 Tage
vom Zeitpunkt der Verhaftung
an überschreiten. Die vorläufige
Freilassung ist jedoch jederzeit
möglich, sofern der ersuchte
Staat alle Maßnahmen trifft, die
er zur Verhinderung einer
Flucht der verlangten Person für
notwendig hält:
(5) Die Freilassung stellt einer
neuerlichen Verhaftung und der
Auslieferung nicht entgegen,
wenn das Auslieferungsersuchen
später eingeht.

Artikel 17

MEHRHEIT V O N AUS-
LIEFERUNGSERSUCHEN

Wird wegen derselben oder
wegen verschiedener Hand-
lungen von mehreren Staaten
zugleich um Auslieferung er-
sucht, so entscheidet der ersuchte
Staat unter Berücksichtigung
aller Umstände, insbesondere
der verhältnismäßigen Schwere
der strafbaren Handlungen, des
Ortes ihrer Begehung, des Zeit-
punktes der Auslieferungs-
ersuchen, der Staatsangehörig-
keit der verlangten Person und
der Möglichkeit einer späteren
Auslieferung an einen anderen
Staat:.

Artikel 18

ÜBERGABE DER AUSZU-
LIEFERNDEN PERSON

(1) Der ersuchte Staat setzt
den ersuchenden Staat von
seiner Entscheidung über die
Auslieferung auf dem im Ar-
tikel 12 Abs. 1 vorgesehenen
Weg in Kenntnis.
(2) Jede vollständige oder teil-
weise Ablehnung ist zu begrün-
den.
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(3) Im Falle der Bewilligung
werden dem ersuchenden Staat
Ort und Zeit der Obergabe so-
wie die Dauer der von der ver-
langten Person erlittenen Aus-
lieferungshaft mitgeteilt.

(4) Vorbehaltlich des im Abs. 5
vorgesehenen Falles kann die
verlangte Person mit Ablauf
von 15 Tagen nach dem für die
Übergabe festgesetzten Zeit-
punkt freigelassen werden, wenn
sie bis dahin nicht übernommen
worden ist; in jedem Fall ist sie
nach Ablauf von 30 Tagen frei-
zulassen. Der ersuchte Staat
kann dann die Auslieferung
wegen derselben Handlung ab-
lehnen.
(5) Wird die Übergabe oder
Übernahme der auszuliefernden
Person durch höhere Gewalt be-
hindert, so hat der betroffene
Staat den anderen Staat davon
in Kenntnis zu setzen. Beide
Staaten vereinbaren einen neuen
Zeitpunkt für die Übergabe; die
Bestimmungen des Abs. 4 finden
Anwendung.

Artikel 19

AUFGESCHOBENE ODER
BEDINGTE ÜBERGABE

(1) Der ersuchte Staat kann,
nachdem er über das Aus-
lieferungsersuchen entschieden
hat, die Übergabe der ver-
langten Person aufschieben, da-
mit diese von ihm gerichtlich
verfolgt werden oder, falls sie
bereits verurteilt worden ist, in
seinem Hoheitsgebiet eine Strafe
verbüßen kann, die sie wegen
einer anderen Handlung als
jener verwirkt hat, derentwegen
um Auslieferung ersucht worden
ist.
(2) Statt die Übergabe aufzu-
schieben, kann der ersuchte
Staat die verlangte Person dem
ersuchenden Staat zeitweilig
unter Bedingungen übergeben,
die von beiden Staaten verein-
bart werden.

Artikel 20
ÜBERGABE VON GEGEN-

STÄNDEN
(1) Auf Verlangen des er-
suchenden Staates beschlagnahmt
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und übergibt der ersuchte Staat,
soweit es seine Rechtsvorschrif-
ten zulassen, die Gegenstände,

a) die als Beweisstücke die-
nen können oder

b) die aus der strafbaren
Handlung herrühren und
im Zeitpunkt der Fest-
nahme im Besitz der ver-
langten Person gefunden
worden sind oder später,
entdeckt werden.

(2) Die im Abs. 1 erwähnten
Gegenstände sind selbst dann zu
übergeben, wenn die bereits be-
willigte Auslieferung infolge des
Todes oder der Flucht der ver-
langten Person nicht vollzogen
werden kann.
(3) Unterliegen diese Gegen-
stände im Hoheitsgebiet des
ersuchten Staates der Beschlag-
nahme oder Einziehung, so kann
er sie im Hinblick auf ein an-
hängiges Strafverfahren zeit-
weilig zurückbehalten oder
unter der Bedingung der Zu-
rückstellung übergeben.
(4) Rechte des ersuchten Staa-
tes oder Dritter an diesen
Gegenständen bleiben vor-
behalten. Bestehen solche
Rechte, so sind die Gegenstände
nach Abschluß des Verfahrens
sobald wie möglich und kosten-
los dem ersuchten Staat zurück-
zustellen.

Artikel 21

DURCHLIEFERUNG

(1) Die Durchlieferung durch
das Hoheitsgebiet einer der Ver-
tragsparteien wird auf Grund
eines Ersuchens, das auf dem im
Artikel 12 Abs. 1 vorgesehenen
Weg zu übermitteln ist, be-
willigt, sofern die strafbare
Handlung von dem um die
Durchlieferung ersuchten Staat
nicht als politische oder rein
militärische strafbare Handlung
im Sinne der Artikel 3 und 4
angesehen wird.
(2) Die Durchlieferung eines
Staatsangehörigen — im Sinne
des Artikels 6 — des um die
Durchlieferung ersuchten Staates
kann abgelehnt werden.
(3) Vorbehaltlich der Bestim-
mungen des Absatzes 4 sind die



1744 78. Stück — Ausgegeben am 3. September 1969 — Nr. 320

im Artikel 12 Abs. 2 erwähnten
Unterlagen beizubringen.

(4) Wird der Luftweg benutzt,
so finden folgende Bestimmun-
gen Anwendung:

a) Wenn eine Zwischen-
landung nicht vorgesehen
ist, hat der ersuchende
Staat die Vertragspartei,
deren Hoheitsgebiet über-
flogen werden soll, zu ver-
ständigen und das Vor-
handensein einer der im
Art. 12 Abs. 2 lit. a
erwähnten Unterlagen zu
bestätigen.
Im Fall einer unvorherge-
sehenen Zwischenlandung
hat diese Mitteilung die
Wirkung eines Ersuchens
um vorläufige Verhaftung
im Sinne des Artikels 16;
der ersuchende Staat hat
dann ein formgerechtes
Durchlieferungsersuchen
zu stellen.

b) Wenn eine Zwischenlan-
dung vorgesehen ist, hat
der ersuchende Staat ein
formgerechtes Durch-
lieferungsersuchen zu stel-
len.

(5) Eine Vertragspartei kann
jedoch bei der Unterzeichnung
dieses Übereinkommens oder
der Hinterlegung ihrer Rati-
fikations- oder Beitrittsurkunde
erklären, daß sie die Durch-
lieferung einer Person nur unter
einigen oder unter allen für die
Auslieferung maßgebenden Be-
dingungen bewilligt. In diesem
Fall kann der Grundsatz der
Gegenseitigkeit Anwendung
finden.
(6) Die ausgelieferte Person
darf nicht durch ein Gebiet
durchgeliefert werden, wenn
Grund zur Annahme besteht,
daß dort ihr Leben oder ihre
Freiheit wegen ihrer Rasse,
Religion, Nationalität oder ihrer
politischen Anschauungen be-
droh: werden könnte.

Artikel 22
VERFAHREN

Soweit in diesem Überein-
kommen nichts anderes be-
stimmt ist, findet auf das Ver-
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fahren der Auslieferung und der
vorläufigen Auslieferungshaft
ausschließlich das Recht des er-
suchten Staates Anwendung.

Artikel 23

ANZUWENDENDE
SPRACHE

Die beizubringenden Unter-
lagen sind in der Sprache des
ersuchenden Staates oder in der
des ersuchten Staates abzu-
fassen. Dieser kann eine Über-
setzung in eine von ihm ge-
wählte offizielle Sprache des
Europarates verlangen.

Artikel 24

KOSTEN

(1) Kosten, die durch die Aus-
lieferung im Hoheitsgebiet des
ersuchten Staates entstehen,
gehen zu dessen Lasten.
(2) Kosten die durch die
Durchlieferung durch das
Hoheitsgebiet des darum ersuch-
ten Staates entstehen, gehen zu
Lasten des ersuchenden Staates.
(3) Im Falle der Auslieferung
aus einem nicht zum Mutter-
land des ersuchten Staates ge-
hörenden Gebiet gehen Kosten,
die durch die Beförderung
zwischen diesem Gebiet und
dem Mutterland des ersuchen-
den Staates entstehen, zu dessen
Lasten. Das gleiche gilt für
Kosten, die durch die Beför-
derung zwischen dem nicht zum
Mutterland gehörenden Gebiet
des ersuchten Staates und dessen
Mutterland entstehen.

Artikel 25

BESTIMMUNG DES BE-
GRIFFES DER„MASS-

NAHMEN DER SICHERUNG
UND BESSERUNG"

Im Sinne dieses Überein-
kommens bedeutet der Aus-
druck „Maßnahmen der Siche-
rung und Besserung" alle die
Freiheit beschränkenden Maß-
nahmen, die durch ein Straf-
gericht neben oder an Stelle
einer Strafe angeordnet worden
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Artikel 26

VORBEHALTE

(1) Jede Vertragspartei kann
bei der Unterzeichnung dieses
Übereinkommens oder der
Hinterlegung ihrer Ratifi-
kation- oder Beitrittsurkunde
zu einer oder mehreren genau
bezeichneten Bestimmungen des
Übereinkommens einen Vorbe-
halt machen.

(2) Jede Vertragspartei, die
einen Vorbehalt gemacht hat,
wird ihn zurückziehen, sobald
die Umstände es gestatten. Die
Zurückziehung von Vorbehalten
erfolgt durch Notifikation an
den Generalsekretär des Europa-
rates.
(3) Eine Vertragspartei, die
einen Vorbehalt zu einer Be-
stimmung des Übereinkom-
mens gemacht hat, kann deren
Anwendung durch eine andere
Vertragspartei nur insoweit
beanspruchen, als sie selbst diese
Bestimmung angenommen hat.

Artikel 27

RÄUMLICHER GELTUNGS-
BEREICH

(1) Dieses Übereinkommen
findet auf das Mutterland der
Vertragsparteien Anwendung.

(2) Es findet hinsichtlich
Frankreichs auch auf Algerien
und die überseeischen Departe-
ments und hinsichtlich des Ver-
einigten Königreiches von Groß-
britannien und Nordirland auch
auf die Kanalinseln und auf die
Insel Man Anwendung.
(3) Die Bundesrepublik
Deutschland kann die Anwen-
dung dieses Übereinkommens
durch eine an den General-
sekretär des Europaratet gerich-
tete Erklärung auf das Land
Berlin ausdehnen. Dieser noti-
fiziert die Erklärung den
anderen Vertragsparteien.
(4) Zwischen zwei oder meh-
reren Vertragsparteien kann die
Anwendung dieses Überein-
kommens durch unmittelbare
Vereinbarung unter den darin
festzusetzenden Bedingungen
auf andere als die in den Abs. 1,
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2 und 3 erwähnten Gebiete aus-
gedehnt werden, für deren
internationale Beziehungen eine
dieser Vertragsparteien verant-
wortlich ist.

Artikel 28

VERHÄLTNIS DIESES ÜBER-
EINKOMMENS ZU ZWEI-

SEITIGEN VEREIN-
BARUNGEN

(1) Dieses Übereinkommen
hebt hinsichtlich der Gebiete,
auf die es Anwendung findet,
jene Bestimmungen zweiseitiger.
Verträge, Übereinkommen oder
Vereinbarungen auf, die das
Auslieferungswesen zwischen
zwei Vertragsparteien regeln.

(2) Die Vertragsparteien kön-
nen untereinander zwei- oder
mehrseitige Vereinbarungen nur
zur Ergänzung dieses Überein-
kommens oder zur Erleich-
terung der Anwendung dec
darin enthaltenen Grundsätze
schließen.
(3) Wenn die Auslieferung
zwischen zwei oder mehreren
Vertragsparteien auf der Grund-
lage einheitlicher Rechtsvor-
schriften stattfindet, sind diese
Parteien berechtigt, ungeachtet
der Bestimmungen dieses Über-
einkommens ihre wechselseitigen
Beziehungen auf dem Gebiet dec
Auslieferung ausschließlich nach
diesem System zu regeln. Der-
selbe Grundsatz findet zwischen
zwei oder mehreren Vertrags-
parteien Anwendung, wenn nach
den Rechtsvorschriften jeder
dieser Parteien in ihrem
Hoheitsgebiet Haftbefehle zu
vollstrecken sind, die im
Hoheitsgebiet einer oder meh-
rerer der anderen Parteien er-
lassen worden sind. Die Ver-
tragsparteien, die auf Grund
dieses Absatzes in ihren wechsel-
seitigen Beziehungen die An-
wendung des Übereinkommens
jetzt oder künftig ausschließen,
haben dies dem Generalsekretär
des Europarates zu notifizieren.
Dieser übermittelt den anderen
Vertragsparteien jede auf Grund
dieses Absatzes erhaltene Noti-
fikation.
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Artikel 29
UNTERZEICHNUNG, RATI-

FIKATION, INKRAFT-
TRETEN

(1) Dieses Übereinkommen
liegt zur Unterzeichnung durch
die Mitglieder des Europarates
auf. Es bedarf der Ratifikation;
die Ratifikationsurkunden wer-
den bei dem Generalsekretär des
Europarates hinterlegt.
(2) Das Übereinkommen tritt
90 Tage nach Hinterlegung der
dritten Ratifikationsurkunde in
Kraft.
(3) Für jeden Unterzeichner-
staat, der es später ratifiziert,
tritt das Übereinkommen
90 Tage nach Hinterlegung
seiner Ratifikationsurkunde in
Kraft.

Artikel 30

BEITRITT

(1) Das Ministerkomitee des
Europarates kann jeden Staat,
der nicht Mitglied des Europa-
rates ist, einladen, diesem Über-
einkommen beizutreten. Die
Entschließung über diese Ein-
ladung bedarf der einstimmigen
Billigung der Mitglieder des
Europarates, die das Überein-
kommen ratifiziert haben. .
(2) Der Beitritt erfolgt durch
Hinterlegung einer Beitritts-
urkunde bei dem General-
sekretär des Europarates und
wird 90 Tage nach deren
Hinterlegung wirksam.

Artikel 31

KÜNDIGUNG
Jede Vertragspartei kann für

sich selbst dieses Übereinkom-
men durch Notifikation an den
Generalsekretär des Europarates
kündigen. Diese Kündigung
wird sechs Monate nach Ein-
gang der Notifikation bei dem
Generalsekretär des Europa-
rates wirksam.

Artikel 32

NOTIFIKATIONEN

Der Generalsekretär des
Europarates notifiziert den
Mitgliedern des Europarates
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and der Regierung jedes
Staates, der diesem Überein-
kommen beigetreten ist:

a) die Hinterlegung jeder
Ratifikation- oder Bet-
trittsurkunde;

h) den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens;

c) jede nach Artikel 6 Abs. 1
und nach Artikel 21
Abs. 5 abgegebene Er-
klärung;

d) jeden nach Artikel 26
Abs. 1 gemachten Vor-
behalt;

e) jede nach Artikel 26
Abs. 2 vorgenommene Zu-
rückziehung eines Vor-
behaltes;

f) jede nach Artikel 31 ein-
gegangene Notifikation
einer Kündigung und den
Zeitpunkt, in dem sie
wirksam wird.

Zu Urkund dessen haben die
hiezu gehörig bevollmächtigten
Unterzeichneten dieses Über-
einkommen unterfertigt.

GESCHEHEN zu Paris am
13. Dezember 1957, in fran-
zösischer und englischer Sprache,
wobei jeder Wortlaut gleicher-
maßen verbindlich ist, in einer
Urschrift, die im Archiv des
Europarates hinterlegt wird.
Der Generalsekretär des Euro-
parates übermittelt den unter-
zeichneten Regierugen be-
glaubigte Abschriften.

Erklärungen der Republik
Österreich

Zu Artikel 2 Absatz 2
Österreich wird die Aus-

lieferung auch unter den Vor-
aussetzungen des Artikels 2 Ab-
satz 2 bewilligen.

Zu Artikel 6 Absatz 1 lit. c

Österreich wird den Zeit-
punkt der Übergabe als für die
Beurteilung der Eigenschaft als
Staatsangehöriger maßgebend
betrachten.
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Zu Artikel 7 und 8

Österreich wird die Aus-
lieferung einer Person wegen
einer strafbaren Handlung, die
nach den österreichischen
Rechtsvorschriften der öster-
reichischen Gerichtsbarkeit
unterliegt, nur bewilligen, wenn
diese Person wegen einer an-
deren strafbaren Handlung aus-
geliefert wird und ihre Ab-
urteilung wegen aller strafbaren
Handlungen durch die Justiz-
behörden des ersuchenden Staa-
tes im Interesse der Wahrheits-
findung oder aus Gründen der
Strafzumessung und des Straf-
vollzuges zweckmäßig ist.

Zu Artikel 9

Österreich wird die Aus-
lieferung bewilligen, wenn die
verlangte Person nur wegen des
Mangels der österreichischen
Gerichtsbarkeit freigesprochen
worden ist, oder nur aus diesem
Grunde gegen sie kein Straf-
verfahren eingeleitet oder ein
bereits eingeleitetes Strafver-
fahren eingestellt worden ist.

Zu Artikel 16 Absatz 2

Österreich verlangt bei Er-
suchen um vorläufige Ver-
haftung auch eine kurze Dar-
stellung des der verlangten Per-
son zur List gelegten Sachver-
halts.

Zu Artikel 21 Absatz 2

Österreich wird die Durch-
lieferung österreichischer Staats-
bürger in jedem Fall ablehnen.

Zu Artikel 21 Absatz 5

Österreich wird die Durch-
lieferung auch wegen fiskali-
scher strafbarer Handlungen im
Sinne des Artikels 5 des Überein-
kommens sowie wegen der in
dem Vorbehalt zu Artikel 5 be-
zeichneten strafbaren Hand-
lungen ablehnen. Die Durch-
lieferung wegen strafbarer
Handlungen, die nach dem
Recht des ersuchenden Staates
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mit der Todesstrafe oder einer
mit den Geboten der Mensch-
lichkeit und der Menschenwürde
nicht vereinbaren Strafe bedroht
sind, wird unter den für die
Auslieferung wegen solcher
strafbarer Handlungen maß-
gebenden Bedingungen bewilligt
werden.

Vorbehalte der Republik
Österreich

Zu Artikel 1

Österreich wird die Aus-
lieferung nicht bewilligen, wenn
die verlangte Person vor ein
Ausnahmegericht gestellt würde
oder wenn die Auslieferung der.
Vollstreckung einer von einem
solchen Gericht verhängten
Strafe oder Maßnahme der
Sicherung und Besserung dienen
soll.

Zu Artikel 5

Österreich wird auch die Aus-
lieferung wegen strafbarer
Handlungen, die ausschließlich
in der Zuwiderhandlung gegen
Monopolvorschriften oder von.
Vorschriften über die Ausfuhr,
Einfuhr und Durchfuhr sowie
die Bewirtschaftung von Waren
bestehen, nur unter den Voraus-
setzungen des Artikels 5 be-
willigen.

Zu Artikel 11

Österreich wird die Aus-
lieferung zur Vollstreckung der
Todesstrafe ablehnen. Die Aus-
lieferung zur Strafverfolgung
wegen einer Handlung, die nach
dem Recht des ersuchenden
Staates mit der Todesstrafe be-
droht ist, wird nur bewilligt
werden, wenn der ersuchende
Staat die Bedingung annimmt,
daß eine Todesstrafe nicht aus-
gesprochen wird Österreich
wird die gleiten Grundsätze
auch im Falle von Strafen an-
wenden, die mit den Geboten
der Menschlichkeit und der
Menschenwürde nicht vereinbar
sind.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat; erkläre der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die ge-
wissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Buhdesminister für Justiz und
vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der
Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 29. April 1969

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Inneres:
Soronics

Der Bundesminister für Justiz:
Klecatsky

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Waldheim

Die österreichische Ratifikationsurkunde ist am
21. Mai 1969 beim Generalsekretär des Europa-
rates hinterlegt worden. Das vorliegende Über-
einkommen tritt daher gemäß seinem Artikel 29
Absatz 2 für Österreich am 19. August 1969 in
Kraft.

Derzeit gehören dem Übereinkommen fol-
gende weitere Staaten an: Dänemark, Griechen-
land, Irland, Israel, Italien, Niederlande, Nor-
wegen, Schweden, Schweiz, Türkei.

Bei Unterzeichnung des Übereinkommens oder
anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations-
oder Beitrittsurkunden haben die angeführten
Staaten folgende Vorbehalte erklärt oder fol-
gende Erklärungen abgegeben:

Dänemark

Vorbehalte

Artikel 1

Die Auslieferung kann unter der Bedingung
stattfinden, daß der Beschuldigte oder Angeklagte
nicht vor ein Ausnahmegericht gestellt wird.
Die Auslieferung zur Vollstreckung einer von
einem solchen Gericht ausgesprochenen Strafe
kann abgelehnt werden.

Die Auslieferung kann auch abgelehnt werden,
wenn sie für die verlangte Person insbesondere
wegen ihres Alters, ihres Gesundheitszustandes

oder aus anderen Gründen persönlicher Art be-
sonders schwere Folgen haben kann.

Artikel 1 und 9

Die Auslieferung kann abgelehnt werden, wenn
die zuständigen Behörden eines dritten Staates
die betreffende Person wegen der strafbaren
Handlung, die Gegenstand des Auslieferungs-
ersuchens ist, rechtskräftig verurteilt oder frei-
gesprochen haben oder wenn die zuständigen
Behörden eines dritten Staates beschlossen haben,
wegen derselben strafbaren Handlung keine Ver-
folgung einzuleiten oder die Verfolgung einzu-
stellen.

Artikel 2 Absatz 1

Die Verpflichtung zur Auslieferung be-
schränkt sich auf strafbare Handlungen, die nach
dem dänischen Strafgesetzbuch mit einer strenge-
ren Strafe als Gefängnis auf die Dauer eines
Jahres oder einfache Haft bedroht sind.

Artikel 3 Absatz 3

Ob der Angriff oder der versuchte Angriff
auf das Leben eines Staatsoberhauptes oder eines
Mitglieds seiner Familie als ein politisches Ver-
brechen zu betrachten ist, wird nach den Um-
ständen des Einzelfalles entschieden.
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Artikel 4

Die Auslieferung wegen einer militärischen
strafbaren Handlung, die zugleich eine allgemeine
strafbare Handlung umfaßt, kann nur unter der
Bedingung stattfinden, daß der Ausgelieferte
nicht nach dem Militärstrafgesetzbuch verurteilt
wird.

Artikel 12

Wenn besondere Umstände es angezeigt er-
scheinen lassen, können die dänischen Behörden
vom ersuchenden Staat die Beibringung von Be-
weisen verlangen, die eine ausreichende Ver-
mutung für die Schuld der betroffenen Person
ergeben. Das Ersuchen kann abgelehnt werden,
wenn die Beweise als nicht ausreichend betrachtet
werden.

Erklärungen

Artikel 6

Der Ausdruck „Staatsangehörige" bezeichnet
in Dänemark die Staatsangehörigen Dänemarks,
Finnlands, Islands, Norwegens und Schwedens
sowie die Personen mit Wohnsitz in diesen
Ländern.

Artikel 28 Absatz 3

Das Übereinkommen findet in den Beziehun-
gen Dänemarks zu Norwegen und Schweden
keine Anwendung, weil die Auslieferung zwischen
den skandinavischen Staaten auf der Grundlage
einer einheitlichen Gesetzgebung stattfindet.

Griechenland

Artikel 6

Die Bestimmungen des Artikels 6 werden mit
dem Vorbehalt der Anwendung des Artikels 438
Buchstabe a der griechischen Strafprozeßordnung
ingewendet, welcher die Auslieferung von Staats-
angehörigen der ersuchten Partei untersagt.

Hinsichtlich des Absatzes 1 Buchstabe c findet
Artikel 438 der griechischen Strafprozeßordnung
ebenfalls Anwendung. Nach diesem Artikel wird
die Tatzeit bei Feststellung der Staatsange-
hörigkeit der verlangten Person keinesfalls in
Betracht gezogen.

Artikel 7

Absatz 1 wird mit dem Vorbehalt der Be-
stimmungen des Artikels 438 Buchstabe b der
griechischen Strafprozeßordnung angewendet.

Artikel 11

Statt des Artikels 11 des Übereinkommens
wird Artikel 437 Absatz 1 der griechischen
Strafprozeßordnung weiter angewendet. Nach
dieser Bestimmung ist die Auslieferung eines

fremden Staatsangehörigen wegen einer nach dem
Recht der ersuchenden Partei mit der Todes-
strafe bedrohten strafbaren Handlung nur zu-
lässig, wenn dieselbe Strafe für diese strafbare
Handlung durch die griechische Strafgesetzgebung
vorgesehen ist.

Artikel 18

der letzte Teil des Artikels 18 Absatz 4 des
Übereinkommens wird mit dem Beisatz der fol-
genden Bestimmung des Artikels 454 der
griechischen Strafprozeßordnung angenommen:

„Unter der Bedingung, daß das neue Ersuchen
auf denselben Tatumständen beruht."

Artikel 19

Dieser Artikel wird mit dem Vorbehalt der
Bestimmungen des Artikels 441 der griechischen
Strafprozeßordnung angenommen.

Irland

Ich beehre mich gemäß Artikel 6 des Über-
einkommens zu erklären, daß der Ausdruck
„Staatsangehörige" im Übereinkommen hinsicht-
lich meiner Regierung die „Staatsbürger Irlands"
bezeichnet.

Artikel 9

Die irischen Behörden werden die Auslieferung
nicht bewilligen, wenn die verlangte Person in
einem dritten Staat wegen der strafbaren Hand-
lung, derentwegen um die Auslieferung ersucht
wird, rechtskräftig abgeurteilt worden ist.

Israel

1. Erklärungen

Artikel 21

Israel wird die Durchlieferung einer Person
nur bewilligen, wenn kein gesetzliches Hindernis
bestünde, ihre Auslieferung für zulässig zu er-
klären und sie auszuliefern, falls der ersuchende
Staat Israel um ihre Auslieferung ersuchen würde.

Artikel 22

Die schriftlichen Beweismittel und die beeidet
oder unbeeidet aufgenommenen Erklärungen
oder beglaubigten Abschriften dieser Beweis-
mittel oder Erklärungen, der Haftbefehl und
die anderen gesetzmäßigen Urkunden zum Be-
weis der Verurteilung werden im Verfahren zur
Prüfung des Auslieferungsersuchens als rechts-
gültige Beweismittel zugelassen, wenn sie mit
der Unterschrift oder mit der Bescheinigung
eines Richters oder eines Beamten des ersuchen-
den Staates versehen sind oder wenn ihre Echt-
heit durch das Siegel des Justizministeriums be-
stätigt ist.
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2. Vorbehalte

Artikel 2 und 4

Israel wird die Auslieferung einer Person nur
bewilligen, wenn sie im ersuchenden Staat wegen
einer strafbaren Handlung verfolgt wird oder
verurteilt worden ist, welche im Falle ihrer Be-
gehung in Israel eine der folgenden strafbaren
Handlungen darstellen würde:

(a) Jede mit der Todesstrafe oder mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren
bedrohte strafbare Handlung (auch wenn
die Strafe bei der Verurteilung durch
einen Magistrate's Court geringer ist), aus-
genommen
1.eine strafbare Handlung, derentwegen

eine Person nur angeklagt werden kann,
wenn sie zur Tatzeit Soldat im Sinne
des Militärstrafgesetzes 5715 —1955
war;

2. strafbare Handlungen nach Artikel 85
der Verordnung von 1936 zur Einfüh-
rung des Strafgesetzbuches (gewaltsame
Verhinderung oder Behinderung der Bei-
ziehung oder der Anwesenheit eines zu-
ständigen Polizeibeamten im Falle einer
aufrührerischen Zusammenrottung oder
eines Aufruhrs) oder nach dem Gesetz
5719—1959 zur Änderung der straf-
rechtlichen Bestimmungen über die
Bigamie (Bigamie);

3. strafbare Handlungen nach dem Gesetz
5712 — 1952 zur Änderung der straf-
rechtlichen Bestimmungen über versuchte
Angriffe auf Polizeibeamte oder nach
einem der im Anhang zum Gesetz
5711 — 1951 über die Gerichtsbarkeit
zur Verhinderung von Preistreiberei und
Spekulation angeführten Gesetze (ver-
schiedene Gesetze, Verordnungen und
Ortsstatute über Untermiete und Beher-
bergung von Gästen sowie über Vertrieb,
Preise und Verkaufskontrolle von
Lebensmitteln).

(b) Eine strafbare Handlung, die mit gerin-
gerer als der oben angegebenen Strafe be-
droht ist und strafbar ist nach dem Ge-
setz 5712 — 1952 zur Änderung der straf-
rechtlichen Bestimmungen über die Beste-
chung oder nach einem der folgenden Arti-
kel der Verordnung von 1936 zur Ein-
führung des Strafgesetzbuches: 88 (meuteri-
sche Hinderung der Ausfahrt eines Schiffes);
109 b, 110 bis 115 (verschiedene strafbare
Handlungen durch Mißbrauch der Amts-
gewalt); 120 bis 122, 124 (Meineid, Irre-
führung von Zeugen, Vernichtung von
Beweismitteln, Verabredung zur Behinde-
rung der Rechtspflege, Beeinflussung von

Zeugen); 140 (Amtsveruntreuung); 146
(Religionsbeleidigung); 156, 158, 159 (ge-
schlechtlicher Umgang eines verheirateten
Mannes mit einer Minderjährigen unter
15 Jahren, Schändung und unzüchtige
Handlungen an einer Person unter 16 Jah-
ren); 161 d (widernatürliche Unzucht); 185.
186 (Vernachlässigung der Versorgung von
Kindern mit Nahrung usw. und Verlassen
von Kindern); 195 (Verbreitung anstecken-
der oder gefährlicher Krankheiten); 218
(fahrlässige Tötung); 242, 250 (Körperver-
letzung); 261, 262 (Zwangsarbeit und un-
rechtmäßige Verhaftung); 270 (Diebstahl);
304 b und c (Benachteiligung von Gläubi-
gern); 305 (Verabredung zum Betrug an
der Allgemeinheit); 310 (Hehlerei); 350
(Nachmachung von Banknoten); 359, 360,
363 bis 366 (Fälschung) oder nach dem
Gesetz 5723 —1963 zur Änderung der
strafrechtlichen Bestimmungen über Betrug
und Erpressung (Betrug und Fälschung).

Artikel 2

Israel wird die Auslieferung einer Person, die
einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, nur
bewilligen, wenn vor einem Gericht Israels fest-
gestellt wird, daß Beweise vorliegen, die aus-
reichen würden, wegen einer gleichartigen straf-
baren Handlung ihre Versetzung in Anklage-
stand in Israel zu rechtfertigen.

Artikel 9

Israel wird einem Auslieferungsersuchen nicht
stattgeben, wenn im ersuchenden Staat wegen
der betreffenden strafbaren Handlung der ver-
langten Person ein Gnadenerweis oder ein Straf-
erlaß zuteil geworden ist.

Artikel 14

Israel wird eine Auslieferung in Abweichung
vom Grundsatz der Spezialität nicht bewilligen,
es sei denn

(a) daß die Auslieferung der verlangten Person
in ihrer Abwesenheit auch wegen der ande-
ren Handlung für zulässig erklärt worden
ist, nachdem ihr Gelegenheit gegeben wor-
den war, sich im Verfahren zur Herbei-
führung dieser Erklärung vertreten zu
lassen;

(b) unter der Bedingung, daß die verlangte
Person weder verfolgt noch abgeurteilt
noch zum Vollzug einer Strafe angehalten
wird, falls sie nicht das Hoheitsgebiet des
ersuchenden Staates nach ihrer Auslieferung
verlassen hatte und freiwillig dorthin zu-
rückgekehrt ist oder falls sie das Hoheits-
gebiet des ersuchenden Staates nicht inner-
halb von 60 aufeinanderfolgenden Tagen
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verlassen hat, obwohl sie dazu die Mög-
lichkeit hatte.

Artikel 15

Artikel 15 wird dahin ausgelegt, als ob im
Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b die Worte
„innerhalb von 45 Tagen" durch die Worte
„innerhalb von 60 Tagen" ersetzt wären.

Italien

Italien macht den ausdrücklichen Vorbehalt,
daß es die Auslieferung von zur Vollstreckung
von Maßnahmen der Sicherung und Besserung
gesuchten Personen nicht bewilligen wird, sofern
nicht

a) in jedem einzelnen Falle alle im Artikel 25
bezeichneten Merkmale vorliegen;

b) diese Maßnahmen in den strafgesetzlichen
Bestimmungen der ersuchenden Partei aus-
drücklich als notwendige Folge einer straf-
baren Handlung vorgesehen sind.

Italien erklärt, daß es in keinem Fall die
Auslieferung wegen strafbarer Handlungen be-
willigen wird, die nach dem Recht der ersuchen-
den Partei mit der Todesstrafe bedroht sind.

Niederlande

Erklärung

In Anbetracht der Gleichheit, die vom Stand-
punkt des öffentlichen Rechtes zwischen den
Niederlanden, Surinam und den niederländischen
Antillen besteht, verliert der im Artikel 27
Absatz 1 dieses Übereinkommens verwendete
Ausdruck „Heimatgebiete" hinsichtlich des
Königreiches der Niederlande seinen ursprüng-
lichen Sinn und ist daher mit Bezug auf das
Königreich in der Bedeutung „Hoheitsgebiet in
Europa" zu verstehen.

Niederlande

1. Vorbehalte

Artikel 1

Die Regierung des Königreiches der Nieder-
lande behält sich das Recht vor, die Auslieferung
zur Vollstreckung eines Abwesenheitsurteils,
gegen das kein Rechtsmittel mehr zulässig ist,
nicht zu bewilligen, wenn die Auslieferung zur
Folge haben könnte, daß die verlangte Person
eine Strafe verbüßen muß, ohne daß sie in der
Lage gewesen wäre, die Verteidigungsrechte nach
Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe c der in Rom am
4. November 1950 abgeschlossenen Konvention
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten auszuüben.

Die Regierung des Königreiches der Nieder-
lande behält sich das Recht vor, die Auslieferung
aus humanitären Gründen abzulehnen, wenn sie

für die verlangte Person, insbesondere wegen
ihrer Jugend, ihres vorgeschrittenen Alters oder
ihres Gesundheitszustandes, besonders harte Fol-
gen hätte.

Artikel 7

Die Regierung des Königreiches der Nieder-
lande behält sich das Recht vor, die Auslieferung
nicht zu bewilligen, wenn der ersuchende Staat
nach Artikel 7 Absatz 2 berechtigt wäre, die
Auslieferung in gleichartigen Fällen abzulehnen.

Artikel 9

Die Regierung des Königreiches der Nieder-
lande wird die Auslieferung nicht bewilligen,
wenn nach ihrer Überzeugung die verlangte
Person wegen der strafbaren Handlung, derent-
wegen um ihre Auslieferung ersucht wird, durch
die zuständigen Behörden eines dritten Staates
rechtskräftig abgeurteilt worden ist und wenn
im Falle der Verurteilung wegen dieser Tat der
Verurteilte seine Strafe verbüßt, bereits verbüßt
hat oder ihm die Strafe erlassen worden ist.

Artikel 28

Wegen der besonderen Abmachungen zwischen
den Beneluxländern nimmt die Regierung des
Königreiches der Niederlande hinsichtlich seiner
Beziehungen mit dem Königreich Belgien und
dem Großherzogtum Luxemburg die Absätze 1
und 2 des Artikels 28 nicht an.

Die Regierung des Königreiches der Nieder-
lande behält sich das Recht vor, hinsichtlich
seiner Beziehungen mit den anderen Mitglied-
staaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
von diesen Bestimmungen abzuweichen.

2. Erklärungen

Artikel 6 und 21

Die Regierung des Königreiches der Nieder-
lande wird weder die Auslieferung noch die
Durchlieferung seiner Staatsangehörigen bewilli-
gen. Hinsichtlich der Niederlande sind unter
„Staatsangehörige" im Sinne des Übereinkom-
mens die Personen zu verstehen, welche die
niederländische Staatsangehörigkeit besitzen, so-
wie die Fremden, die in die niederländische
Gemeinschaft integriert sind, sofern sie in den
Niederlanden wegen der Tat, derentwegen um
die Auslieferung ersucht wird, verfolgt werden
können.

Artikel 19

Die niederländische Regierung wird die zeit-
weilige Auslieferung nach Artikel 19 Absatz 2
nur bewilligen, wenn es sich um eine Person
handelt, die auf seinem Hoheitsgebiet eine Strafe
verbüßt, und wenn besondere Umstände es er-
fordern.
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Artikel 21 Absatz 5

Die Regierung des Königreiches der Nieder-
lande behält sich das Recht vor, die Durch-
lieferung nur unter denselben Bedingungen wie
jenen der Auslieferung zu bewilligen.

Norwegen

Artikel 1

Die Auslieferung kann aus humanitären Erwä-
gungen abgelehnt werden, wenn die Übergabe
Folgen besonderer Schwere für die verlangte
Person, insbesondere wegen ihres Alters, ihres
Gesundheitszustandes oder anderer Umstände
persönlicher Art, haben kann.

Artikel 2 Absatz 1

Nach Paragraph 2 des norwegischen Ausliefe-
rungsgesetzes vom 13. Juni 1908 kann Norwegen
die Auslieferung nur wegen strafbarer Hand-
lungen bewilligen, die nach den Bestimmungen
des norwegischen Strafgesetzbuches mit einer
Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr bestraft
werden oder zu bestrafen gewesen wären.

Artikel 3 Absatz 3

Nach Paragraph 3 des norwegischen Ausliefe-
rungsgesetzes kann die Auslieferung wegen eines
Angriffs oder versuchten Angriffs auf das Leben
eines Staatsoberhauptes oder eines Mitglieds
seiner Familie nicht bewilligt werden, wenn die
strafbare Handlung in. Zusammenhang mit einer
anderen strafbaren Handlung begangen wor-
den ist, die politischen Charakter hat.

Artikel 4

Wegen strafbarer Handlungen, die nach dem
norwegischen Recht als militärische strafbare
Handlungen zu betrachten wären, kann die Aus-
lieferung gemäß Artikel 2 des norwegischen Aus-
lieferungsgesetzes nur bewilligt werden, wenn die
strafbare Handlung ohne ihren militärischen
Charakter eine auslieferungsfähige strafbare
Handlung darstellen würde, und unter der Be-
dingung, daß die ausgelieferte Person nicht mit
einer strengeren Strafe als der für die entspre-
chende strafbare Handlung im allgemeinen Straf-
gesetzbuch vorgesehenen Höchststrafe bestraft
wird.

Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b

Hinsichtlich Norwegens umfaßt der Ausdruck
„Staatsangehörige" sowohl die Staatsbürger als
auch die Personen mit Wohnsitz in Norwegen.
Der Ausdruck umfaßt auch die Staatsbürger
Dänemarks, Finnlands, Islands und Schwedens
sowie die Personen mit Wohnsitz in diesen
Ländern, sofern nicht einer dieser Staaten um
die Auslieferung ersucht.

Artikel 12

Die norwegischen Behörden behalten sich da:
Recht vor, von der ersuchenden Partei die Bei-
bringung von Beweisen zu fordern, aus welcher
sich die hinreichende Vermutung ergibt, daß die
verlangte Person die strafbare Handlung began-
gen hat, derentwegen um die Auslieferung er-
sucht wird. Das Ersuchen kann abgelehnt werden,
wenn die Beweise nicht ausreichend erscheinen.

Die norwegische Regierung hat im übrigen
mitgeteilt, daß sie „allenfalls den Anwendungs-
bereich des Übereinkommens nach Artikel 28
Absatz 4 einschränken wird, wenn die nordischen
Staaten einheitliche Auslieferungsgesetze gemäß
einem derzeit erörterten Entwurf annehmen".

Schweden

1. Erklärungen

Artikel 6

Im Sinne dieses Übereinkommens bezeichnet
der Ausdruck „Staatsangehörige" außer den
schwedischen Staatsbürgern alle Fremden mit
Wohnsitz in Schweden, die Staatsangehörigen
Dänemarks, Finnlands, Islands und Norwegens
sowie die Fremden mit Wohnsitz in diesen
Staaten.

Artikel 21

Die Durchlieferung wird nur unter denselben
Bedingungen wie unter jenen der Auslieferung
unter Bedachtnahme auf die Umstände des
Einzelfalles bewilligt.

2. Vorbehalte

Artikel 1

Schweden behält sich das Recht vor, bei Be-
willigung der Auslieferung zu verlangen, daß der
Ausgelieferte nicht vor ein Gericht gestellt wer-
den darf, das über strafbare Handlungen der
betreffenden Art nur vorläufig oder unter be-
sonderen Ausnahmeverhältnissen zu erkennen
befugt ist, sowie die Auslieferung zur Voll-
streckung einer durch ein solches Ausnahme-
gericht verhängten Strafe abzulehnen.

Schweden behält sich das Recht vor, die Aus-
lieferung im Einzelfall abzulehnen, wenn diese
Maßnahme wegen des Alters, des Gesundheits-
zustandes oder eines anderen mit der Person
verbundenen Umstandes und auch mit Rücksicht
auf die Art der strafbaren Handlung und die
Interessen des ersuchenden Staates offenbar mit
den Pflichten der Menschlichkeit unvereinbar ist.

Artikel 2

Die Auslieferung einer Person, die wegen der
strafbaren Handlung, derentwegen um die Aus-
lieferung ersucht wird, noch nicht rechtskräftig



78. Stück — Ausgegeben am 3. September 1969 — Nr. 320 1757

abgeurteilt worden ist, wird nur bewilligt, wenn
diese strafbare Handlung einer solchen ent-
spricht, die nach schwedischem Recht mit einer
ein Jahr überschreitenden Freiheitsstrafe bedroht
ist.

Artikel 3

Schweden behält sich das Recht vor, die im
Absatz 3 dieses Artikels erwähnte strafbare
Handlung nach den Umständen des betreffenden
Falles als politische strafbare Handlung zu be-
trachten.

Artikel 4

Wenn die militärische strafbare Handlung auch
eine strafbare Handlung einschließt, derentwegen
die Auslieferung bewilligt worden ist, behält
sich Schweden das Recht vor zu verlangen, daß
an dem Ausgelieferten nicht eine nach den Be-
stimmungen über durch Militärpersonen began-
gene strafbare Handlungen verhängte Strafe voll-
zogen werden darf.

Artikel 12

Obgleich das durch einen Gerichtshof oder
einen Richter in einem Vertragsstaat des Über-
einkommens ausgesprochene Urteil oder der durch
diese erlassene Haftbefehl im allgemeinen
anerkannt werden, behält sich Schweden das
Recht vor, die begehrte Auslieferung abzulehnen,
wenn sich bei Prüfung des betreffenden Falles
ergibt, daß das Urteil oder der Haftbefehl
offensichtlich nicht gerechtfertigt ist.

Artikel 18

Wenn die Person, deren Auslieferung bewilligt
worden ist, nicht zur festgesetzten Zeit durch
den ersuchenden Staat übernommen worden ist,
behält sich Schweden das Recht vor, sofort die
gegen sie getroffene freiheitsentziehende Maß-
nahme aufzuheben.

Schweiz

Artikel 1

Der Schweizerische Bundesrat erklärt hiemit,
daß die von der Schweiz bewilligten Ausliefe-
rungen stets an die Bedingung geknüpft sind,
daß der Verfolgte nicht vor ein Ausnahmegericht
gestellt werden darf. Demzufolge behält sich die
Schweiz das Recht vor, die Auslieferung abzu-
lehnen,

a) wenn die Möglichkeit besteht; daß der Ver-
folgte im Falle seiner Auslieferung vor ein
Ausnahmegericht gestellt würde, und der
ersuchende Staat nicht eine als ausreichend
erachtete Zusicherung abgibt, daß die Beur-
teilung durch ein Gericht erfolgt, das nach
den Vorschriften der Gerichtsorganisation

allgemein für die Rechtsprechung in Straf-
sachen zuständig ist;

b) wenn sie der Vollstreckung einer von einem
Ausnahmegericht verhängten Strafe dienen
soll.

Artikel 2 Absatz 1

In Berücksichtigung der durch das schweizeri-
sche Recht für die Auslieferung festgelegten Be-
dingungen behält sich die Schweiz das Recht vor,
die Auslieferung abzulehnen, wenn die dem Ver-
folgten zur Last gelegte Handlung nicht die
Merkmale einer der strafbaren Handlungen um-
faßt, die in der als Anhang zu dieser Erklärung
bezeichneten und beim Generalsekretariat des
Europarates hinterlegten Liste umschrieben sind.

Artikel 2 Absatz 2

Der Schweizerische Bundesrat erklärt hiemit,
daß der zu Artikel 2 Absatz 1 gemachte Vor-
behalt die Schweiz nicht hindert, eine wegen
eines Verbrechens oder Vergehens, für das das
schweizerische Recht die Auslieferung zuläßt, zu
bewilligende oder bereits bewilligte Auslieferung
auf jede andere Handlung auszudehnen, die nach
einer gemeinrechtlichen Bestimmung des schwei-
zerischen Rechts strafbar ist.

Artikel 3 Absatz 3

Die Schweiz behält sich das Recht vor, ab-
weichend von Artikel 3 Absatz 3 des Überein-
kommens die Auslieferung gemäß Artikel 3 Ab-
satz 1 auch dann abzulehnen, wenn sie verlangt
wird wegen eines Angriffs auf das Leben eines
Staatsoberhauptes oder eines Mitglieds seiner
Familie.

Artikel 6

Der Schweizerische Bundesrat erklärt hiemit,
daß das schweizerische Recht die Auslieferung
von Schweizerbürgern nicht zuläßt. Außerhalb
der Schweiz begangene, nach schweizerischem
Recht als Verbrechen oder Vergehen strafbare
Handlungen können bei Vorliegen der gesetz-
lichen Voraussetzungen von den schweizerischen
Behörden verfolgt und geahndet werden,

— wenn sie gegen Schweizerbürger verübt wor-
den sind (Art. 5 des Strafgesetzbuches),

— wenn das schweizerische Recht dafür die Aus-
lieferung zulassen würde und der Täter
Schweizerbürger ist (Art. 6 des Strafgesetz-
buches Art. 16 des Bundesgesetzes vom
14. März 1958 über die Verantwortlichkeit
des Bundes sowie seiner Behördenmitglieder
und Beamten),

— wenn sie an Bord eines schweizerischen See-
schiffs oder Luftfahrzeuges verübt worden
sind (Art. 4 des Bundesgesetzes vom 23. Sep-
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tember 1953 über die Seeschiffahrt unter der
Schweizerflagge; Art. 97 des Bundesgesetzes
vom 21. Dezember 1948 über die Luftfahrt).

Artikel 7 und 8

Der Schweizerische Bundesrat erklärt hiemit,
daß in Berücksichtigung der durch das schweize-
rische Recht getroffenen Regelung die Ausliefe-
rung wegen einer auf schweizerischem Hoheits-
gebiet oder an einem diesem gleichgestellten Ort
begangenen strafbaren Handlung nur in An-
wendung von Artikel 2 Absatz 2 des Über-
einkommens bewilligt werden kann, d. h. wenn
der Verfolgte ohnehin wegen anderer, der
schweizerischen Gerichtsbarkeit nicht unterworfe-
ner Handlungen an den ersuchenden Staat ausge-
liefert wird und die gemeinsame Aburteilung
aller ihm zur Last liegenden Straftaten vor allem
im Interesse seiner Resozialisierung angezeigt er-
scheint.

Artikel 9

a) Die Schweiz behält sich das Recht vor,
abweichend von Artikel 9 die Auslieferung
des Verfolgten auch dann abzulehnen,
wenn die nach dieser Bestimmung die Ab-
lehnung der Auslieferung begründenden
Entscheidungen in einem dritten Staat er-
gangen sind und es sich dabei um den
Staat handelt, auf dessen Hoheitsgebiet die
strafbare Handlung begangen worden ist.

b) Die Schweiz behält sich ferner das Recht
vor, entgegen Artikel 9 erster Satz des
Übereinkommens die Auslieferung • zu be-
willigen, wenn diese wegen anderer straf-
barer Handlungen bewilligt worden ist und
der ersuchende Staat dargetan hat, daß ihm
neu bekanntgewordene Tatsachen oder Be-
weise eine Revision der nach Artikel 9 die
Ablehnung der Auslieferung begründenden
Entscheidung rechtfertigen, oder wenn der
Verfolgte die in dieser Entscheidung gegen
ihn verhängte Strafe oder Maßnahme ganz
oder teilweise nicht verbüßt hat.

Artikel 11

Die Schweiz behält sich das Recht vor, Arti-
kel 11 sinngemäß auch anzuwenden in Fällen,
in denen das Recht der ersuchenden Vertrags-
partei vorsieht, daß der Verfolgte wegen der
zur Auslieferung Anlaß gebenden Handlung einer
Strafe, die seine körperliche Integrität beein-
trächtigt, oder gegen seinen Willen einer Maß-
nahme dieser Art unterworfen werden kann.

Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b

Der Schweizerische Bundesrat erklärt hiemit,
daß die schweizerischen Behörden die Freilassung
als endgültig im Sinne von Artikel 14 des Über-

einkommens ansehen, wenn sie dem Ausgeliefer-
ten erlaubt, sich frei zu bewegen, ohne dadurch
die von der zuständigen Stelle getroffenen An-
ordnungen zu verletzen. Die Möglichkeit, das
Hoheitsgebiet eines Staates zu verlassen, besteht
im Sinne dieser Bestimmung nach schweizerischer
Auffassung stets dann, wenn weder Krankheit
noch sonstige wirkliche Beschränkungen seiner
Bewegungsfreiheit den Ausgelieferten daran tat-
sächlich hindern.

Artikel 16 Absatz 2

Die Schweiz verlangt, daß an sie gerichtete
Ersuchen nach Artikel 16 Absatz 2 eine kurze
Beschreibung des dem Verfolgten zur Last
liegenden Sachverhalts mit den für die ausliefe-
rungsrechtliche Beurteilung der Tat wesentlichen
Angaben enthalten müssen.

Artikel 21

Die Schweiz behält sich das Recht vor, die
Durchlieferung auch dann nicht zu bewilligen,
wenn die dem Verfolgten zur Last liegende
strafbare Handlung unter Artikel 5 des Über-
einkommens fällt oder eine Verletzung von Vor-
schriften über die Beschränkung des Handels
mit oder über die Bewirtschaftung von Gütern
darstellt.

Artikel 23

Die Schweiz verlangt, daß an sie gerichtete
Auslieferungsersuchen und deren Unterlagen, so-
weit sie nicht in deutscher, französischer oder
italienischer Sprache abgefaßt sind, mit einer
Übersetzung in eine dieser Sprachen zu ver-
sehen sind.

LISTE DER STRAFBAREN HANDLUNGEN,
FÜR DIE NACH SCHWEIZERISCHEM
RECHT DIE AUSLIEFERUNG ZULÄSSIG IST

(Anhang zu dem zu Artikel 2 Absatz 1 des
Europäischen Auslieferungs-Übereinkommens er-

klärten Vorbehalt)

Das Bundesgesetz vom 22. Januar 1892 betref-
fend Auslieferung gegenüber dem Ausland er-
klärt in Artikel 3 die Bewilligung der Ausliefe-
rung für zulässig für folgende Handlungen und
Unterlassungen, Versuch und Teilnahme einge-
schlossen, wenn sie sowohl nach dem Recht des
Zufluchtsortes als dem des ersuchenden Staates
strafbar sind und den Tatbestand eines gemeinen
Verbrechens oder Vergehens erfüllen:

I. Delikte gegen Leib und Leben

1. Mord, Totschlag und fahrlässige Tötung;
2. Kindsmord und Abtreibung;
3. Aussetzung und bösliches Verlassen von Kin-

dern und hilflosen Personen ;
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4. Körperverletzung, welche den Tod, einen
bleibenden Nachteil oder eine Arbeitsunfähig-
keit von mehr als 20 Tagen zur Folge hatte,
Teilnahme an einem Raufhandel mit solchem
Ausgange;

5. Mißhandlung der Eltern durch ihre Kinder
und fortgesetzte Mißhandlung der Kinder
durch die Eltern oder diejenigen Personen,
deren Obhut sie unterstellt sind.

II. Delikte gegen Freiheit und gegen Familien-
rechte

6. Menschenraub und Kinderraub;
7. Widerrechtliches Gefangenhalten;
8. Entführung von Minderjährigen;
9. Hausfriedensbruch unter erschwerenden Um-

ständen;
10. Androhung gewaltsamer Handlungen gegen

die Person oder gegen das Eigentum;
11. Veränderung oder Unterdrückung des Zivil-

standes.

III. Delikte gegen die Sittlichkeit

12. Notzucht und gewaltsamer Angriff auf die
Schamhaftigkeit; Schändung einer wehrlosen
oder geistesgestörten Person;

13. Unsittlichkeiten mit Kindern oder Pflege-
befohlenen;

14. Verleitung von Minderjährigen zur Unzucht
durch die Eltern, den Vormund oder durch
eine Person, unter deren Aufsicht sie stehen;

15. gewerbsmäßige Kuppelei, Frauen- und Kinder-
handel;

16. unzüchtige Handlungen, welche öffentliches
Ärgernis erregen;

17. Blutschande;
18. Bigamie.

IV. Delikte gegen das Vermögen

19. Raub (Seeraub), Erpressung, Diebstahl, Hehle-
rei;

20. Unterschlagung und Vertrauensmißbrauch;
21. vorsätzliche Eigentumsbeschädigung;
22. Betrug, betrüglicher Bankerott und betrügeri-

sche Handlungen im Schuldbetreibungs- und
Konkursverfahren.

V. Delikte gegen Treu und Glauben

23. Fälschung und Verfälschung von Münzen,
Papiergeld oder Wertzeichen (Postmarken
usw.), von Banknoten, Obligationen, Aktien
und anderen vom Staate, durch Korpora-
tionen, Gesellschaften oder Private ausgege-
benen Werttiteln, Einführen, Ausgeben und
Inverkehrbringen der gefälschten oder ver-
fälschten Gegenstände in betrügerischer Ab-
sicht;

24. Fälschung und Verfälschung von Siegeln,
Stempeln, Marken oder Klischees, betrügeri-
scher Gebrauch gefälschter oder verfälschter
und Mißbrauch echter Siegel, Stempel, Mar-
ken, Klischees;

25. Fälschung und Verfälschung von Urkunden,
betrügerischer Gebrauch gefälschter und ver-
fälschter Urkunden, Beseitigung von Urkun-
den, Mißbrauch eines Blankettes;

26. Grenzverrückung.

VI. Gemeingefährliche Delikte

27. Brandstiftung, Mißbrauch von Sprengstoffen,
Verursachung einer Überschwemmung, mit
Vorsatz oder aus Fahrlässigkeit;

28. vorsätzliche oder fahrlässige Zerstörung oder
Beschädigung von Eisenbahnen; Dampf-
schiffen, Posten, von elektrischen Apparaten
und Leitungen (Telegraph, Telephon), und
Gefährdung ihres Betriebes;

29. vorsätzliche oder fahrlässige Handlungen,
welche die Zerstörung, die Strandung oder
den Untergang eines Schiffes bewirken;

30. vorsätzliche oder fahrlässige Verbreitung von
Krankheiten bei Menschen und Tieren, ge-
meingefährliche Verunreinigung von Quellen,
Brunnen und Gewässern;

31. vorsätzliche Fälschung oder Verfälschung von
Lebensmitteln in einer für die Gesundheit
von Menschen oder Tieren gefährlichen Weise;
Feilhalten und Inverkehrbringen von solchen
gefälschten oder verfälschten oder von ge-
sundheitswidrigen oder verdorbenen Lebens-
mitteln unter Verschweigung ihrer schädlichen
Beschaffenheit;

31. bis vorsätzliche Zuwiderhandlung gegen Vor-
schriften betreffend Betäubungsmittel, sofern
die Handlung mit einer Gefängnisstrafe be-
droht ist.

VII. Delikte gegen die Rechtspflege

32. falsche Anschuldigung;
33. Meineid und wissentlich falsche Versicherung

an Eides Statt;
34. falsches Zeugnis, falsches Gutachten eines

Sachverständigen; falsche Erklärung eines
Dolmetschers und die Verleitung zu diesen
Handlungen.

VIII. Amtsdelikte

35. Bestechung von öffentlichen Beamten, von
Geschworenen, Schiedsrichtern und Sachver-
ständigen;

36. Amtsunterschlagung, Erpressung und Über-
vorteilung in amtlicher Stellung, Amtsmiß-
brauch infolge Bestechung oder zu betrüge-
rischen Zwecken;
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37. Unterschlagung yon Briefen und Telegram-
men, Verletzung des Brief- und Telegraphen-
geheimnisses durch Post- oder Telegraphen-
beamte.

Das Bundesgesetz vom 23. September 1953
über die Seeschiffahrt unter der Schweizerflagge
erklärt in Artikel 154 die nach den Bestimmun-
gen dieses Gesetzes mit Gefängnis von einem
Jahr oder einer höheren Strafe bedrohten
strafbaren Handlungen als Auslieferungsdelikte
im Sinne der schweizerischen Auslieferungsgesetz-
gebung. Es sind dies folgende Tatbestände:

Vorsätzliche oder fahrlässige Gefährdung des
Schiffes (Artikel 128);

vorsätzliche oder fahrlässige Gefährdung der
Schiffahrt (Artikel 129);

Ausfahrt mit einem seeuntüchtigen Schiff
(Artikel 131);

Unterlassen der Hilfeleistung (Artikel 133
Ziffer 1);

Verlassen des Schiffes in Seenot (Artikel 134);
Nichtausüben des Kommandos (Artikel 135

Ziffer 1);
Mißbrauch und Anmaßung der Befehls- und

Disziplinargewalt (Artikel 136 Ziffer 1);
Trunkenheit (Artikel 139 Ziffer 1);
Ungehorsam (Artikel 140 Ziffer 3);
unerlaubtes Anbordbringen von Personen und

Sachen (Artikel 141 Ziffer 1);

Gefährdung, des Reeders oder Kapitäns durch
Schmuggel (Artikel 142 Ziffer 1 und 3);

Flaggenmißbrauch (Artikel 143 Ziffer 1);
Erschleichen des Registereintrages (Artikel 144

Ziffer 1);
Verstrickungsbruch, Mißachtung behördlicher

Anordnungen (Artikel 145);
unerlaubte Veräußerung (Artikel 146).

Türkei

Erklärung

Die im Artikel 11 erwähnte Zusicherung wird
auf das folgende Verfahren beschränkt:

Im Falle der Auslieferung eines zum Tode
Verurteilten oder einer Person, die einer mit
der Todesstrafe bedrohten strafbaren Handlung
beschuldigt wird, an die Türkei hat die ersuchte
Vertragspartei, deren Gesetzgebung die Todes-
strafe nicht vorsieht, das Recht, ein Ersuchen
um Umwandlung der Todesstrafe in lebenslange
Freiheitsstrafe zu stellen. Dieses Ersuchen wird
durch die türkische Regierung der Großen
Nationalversammlung, die ein Todesurteil in letz-
ter Instanz zu bestätigen hat, übermittelt, sofern
sie nicht bereits darüber entschieden hat.

Klaus


